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Wir lieben Köln! Und dieses Gefühl teilen wir mit den meisten Kölnerinnen und Kölnern. Die starke 
emotionale Verbundenheit mit unserer Stadt ist vielleicht einmalig in der Republik und macht selbst 
einen großen Teil des Kölner Lebensgefühls aus. Wir betrachten unsere Stadt mit dem Herzen.

Als Liberale schauen wir aber auch mit dem Verstand auf Köln und nehmen die rot-weiße Brille ab. Dann 
fällt schnell auf, dass wir leider in vielen Feldern nicht so gut aufgestellt sind, wie wir es sein könnten. 
Wir haben nicht genug Schulplätze und die vorhandenen sind nicht digitalisiert. Das selbstgesteckte 
Ziel im Wohnungsbau wird Jahr für Jahr verfehlt, weil Köln zu langsam genehmigt, zu wenig Flächen 
ausweist und mit zusätzlichen Auflagen Investitionen blockiert. Verkehrspolitik wird als ein Gegenein-
ander von Auto, Fahrrad und KVB  betrieben, anstatt nach integrierten Lösungen zu suchen, die für Jede 
und Jeden einen optimalen Mobilitätsmix bietet und echte Wahlfreiheit ermöglicht. Und nicht erst seit 
der Corona-Krise ist klar: Wir müssen viel mehr für unseren lokalen Handel, für die Gewerbetreibenden 
und für die Handwerkerschaft tun. Die Kölner Wirtschaft muss wieder in Schwung kommen, damit wir in 
die Zukunft investieren können. Nur was wir gemeinsam erwirtschaften,  schafft die Grundlage für die 
Finanzierung städtischer Aufgaben. Wer diesen Zusammenhang ignoriert, wird unsere Stadt ruinieren.

Mit unserem Wahlprogramm bieten wir viele Vorschläge und Lösungen an. Sie folgen unserem klaren 
Leitbild: Wir wollen, dass Köln eine innovative und wachsende Stadt ist, die beste Bildungschancen von 
der Kita bis zum lebenslangen Lernen bietet. Eine digitale und bürgernahe Stadt mit einer transparenten 
und effizienten Verwaltung, eine Stadt die rechnen kann! Wir wollen dass sich die Kölnerinnen und 
Kölner selbstbestimmt frei entfalten können und dass sie Köln als ihre weltoffene Heimatstadt erleben. 
Unsere Vorschläge zeigen Wege zu diesem Ziel.

Mit Ihrer Unterstützung werden wir uns auf diesen Weg begeben – weil es besser ist für Köln!

Wer Köln liebt, macht es besser!

Wer Köln liebt, macht es besser.

Ihr FDP-Spitzenteam für den Rat der Stadt Köln
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Die Stadt der besten Bildungschancen

Beste Bildung macht den Menschen unabhängig, beste Ausbildung macht ihn selbstständig. Sie ist 
die entscheidende Chance für jeden Einzelnen und für unsere gemeinsame Zukunft in Freiheit und 
Wohlstand. Dafür brauchen wir Kitas, Schulen und Berufsschulen in bestem Zustand – zahlreich, 
für alle zugänglich und modern ausgestattet.

Unsere exzellenten Kölner Hochschulen wollen wir mit ebenso exzellenter Infrastruktur im städ-
tischen Umfeld stärken und für Lehrende und Lernende attraktiver machen. In einer Welt der Ver-
änderung denken wir noch weiter: Lebenslanges Lernen wird immer wichtiger. Deshalb soll es in 
unserer Stadt vielfältige Lernorte und interessante Angebote für jeden Lebensabschnitt geben. 
Packen wir es an, damit Köln die Stadt der besten Bildungschancen wird!

Wir Freien Demokraten glauben fest an das Auf-
stiegsversprechen durch Bildung. Darum möchten 
wir Köln zur Stadt der besten Bildungschancen 
machen. Denn nur, wenn wir hier für genug Chan-
cen sorgen, können wir das Versprechen – den 
Aufstieg aus eigener Kraft zu schaffen – auch ein-
halten. In einer Großstadt wie Köln bestehen be-
reits viele Möglichkeiten, doch müssen wir diese 
weiter ausbauen und innovative Ideen nutzen, um 
das allgemeine Bildungsangebot in unserer Stadt 
noch weiter zu verbessern.

Kulturelle Bildung flächendeckend 
ausbauen
Für die Entwicklung eines Menschen leistet kul-
turelle Bildung einen unverzichtbaren Beitrag. 
Schulen und außerschulische Einrichtungen müs-
sen sich, gerade in der Kulturstadt Köln, dieser 
Aufgabe noch stärker öffnen. Das städtische Kon-
zept zur kulturellen Bildung muss evaluiert wer-
den. Ziel muss eine bessere Vernetzung mit den 
einschlägigen Landesprogrammen (jeKits, Kultur 
und Schule, Kulturrucksack) sowie eine bessere 
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Einbindung der vielfältigen Akteure in der Stadt 
sein. Wir möchten jede Schülerin und jeden Schü-
ler in Köln mit Angeboten der kulturellen Bildung 
erreichen.

Schulwesen
Die Schule ist der Ort, der unseren Bildungsweg in 
besonderer Weise prägt. Hier werden Grundsteine 
für das weitere Leben gelegt. Chancengerechtig-
keit und Aufstiegsversprechen nehmen hier ihren 
Anfang. Aus diesem Grund widmen wir uns dem 
Schulwesen in Köln mit besonderer Aufmerksam-
keit. Nur wenn unsere Schulen gut ausgestattet 
sind und sich sowohl Schülerinnen und Schüler 
sowie das Kollegium dort wohl fühlen kann Bil-
dung gelingen. 

Umgehend neue und moderne Schulge-
bäude schaffen
Köln ist eine Millionenstadt und wird in Zukunft 
noch weiter wachsen. Dies zeigt sich nicht zuletzt 
in steigenden Zahlen schulpflichtiger Kinder. Die 
Stadt muss schnellstmöglich zusätzliche Schul-
bauprojekte verwirklichen. Für uns hat der Bau 

neuer Schulen im ganzen Stadtgebiet oberste Pri-
orität. Hierzu muss die Stadt Verfahren beschleu-
nigen und Schulen anderen Projekten vorziehen. 
Auch bei frei werdenden Flächen muss zunächst 

eine Prüfung erfolgen, ob diese für einen Schul-
bau in Betracht kommen. Dies darf jedoch nicht 
auf Kosten qualitativer Merkmale passieren.

Alte Schulen sanieren
In Köln haben wir bereits viele Schulen, die wir 
ausbauen müssen, um ihr Potenzial voll aus-
zuschöpfen. Schulen sollen über ausreichende 
Klassenraumkapazitäten verfügen, Fachräume 
immer vorhanden sein und Lehrerinnen und 
Lehrer ausreichend und qualitativ hochwertige 
Arbeitsplätze vorfinden. Der Sanierungsstau an 
unseren Schulen muss abgebaut werden.

Schulen unter besten Hygienebedingungen
Schulen sind ein öffentlicher Raum, in dem viele 
Menschen zusammenkommen. Gerade weil hier 
Kinder und Jugendliche viel Zeit verbringen, ist 
es wichtig, für vorbildliche Hygienebedingungen 
zu sorgen. Die Stadt als Träger sollte daher dafür 
sorgen, dass die aktuellen Vorschriften auch über 
die Corona-Zeit hinaus gelten, da das Händewa-
schen mit Seife und das Abtrocknen mit Papier-
handtüchern Standard sein sollte. Das gilt ebenso 
für das gründliche Reinigen der Klassenräume 
und das Desinfizieren der Kontakt-Oberflächen. 
Jeder Klassenraum sollten zukünftig wieder mit 
einem eigenen Waschbecken und entsprechender 
Ausstattung geplant und realisiert werden.

Container durch hochwertige Klassenräu-
me ersetzen
Noch immer müssen viele Jugendliche in alten 
Containern lernen, die eigentlich als „Über-
gangslösung“ in Betrieb genommen wurden. 
Diese müssen so schnell wie möglich durch 
Klassenräume ersetzt werden. Neue provisorische 
Container-Lösungen darf es in Köln nicht mehr 
geben und alle noch bestehenden Container auf 
Schulhöfen müssen umgehend durch bauliche 

Schulwesen

neuer Schulen im ganzen Stadtgebiet oberste Pri
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Maßnahmen überflüssig gemacht werden. Beste-
hende Container sollen mit einem zusätzlichen 
Schutzdach gegen Witterungseinflüsse geschützt 
werden.

Schnellerer Schulbau durch private 
Unternehmer
Die Stadt hat nicht genug Personal, um die Viel-
zahl neu zu bauender und zu sanierender Schul-
gebäude selbst zu betreuen. Sie sollte deshalb 
stärker auf die Unterstützung durch private 
Unternehmen zurückgreifen. Diese sind schnel-
ler, weil sie nicht den Regeln des öffentlichen 
Vergaberechts unterliegen. Wir fordern, Aufträge 
häufiger an Generalunternehmer zu vergeben, die 
die Gebäude im Auftrag der Stadt fertigstellen. 
Außerdem soll die Stadt verstärkt auf Public-Pri-
vate-Partnership setzen; dabei bauen die Unter-
nehmen auf eigene Rechnung und vermieten voll 
ausgestattete Schulen für 25 Jahre an die Stadt. 
Beide Prinzipien haben sich bewährt, werden aber 
in Köln zu selten genutzt.

Um den Schulbau auch auf städti-
scher Seite zu beschleunigen, sollte 
die Gebäudewirtschaft in eine städ-
tische GmbH (ähnlich Sportstätten) 
überführt werden.

Langfristige Schulplanung
In ihrer langfristigen Planung muss 
sich die Stadt an seriösen Progno-
sen orientieren und weitblickend 
planen. Bei Bedarf sind zusätzliche Stellen in 
der Verwaltung dafür zu schaffen. Vorhandene 
Daten müssen regelmäßig ausgewertet werden, 
um zuverlässige Prognose zu bekommen, wie 
viele Schülerinnen und Schüler in den nächsten 
10 Jahren an den Schulen erwartet werden, um 
entsprechende Planungen und Vorbereitungen 
möglichst frühzeitig zu beginnen.

Beste Ausstattung für beste Schulen
Beste Bildung bedeutet für uns auch, dass wir die 
beste Ausstattung brauchen. Denn nur, wer sich 
in seiner Schule wohl fühlt, wird auch gerne und 
erfolgreich lernen. Dies betrifft auch grundsätz-
liche Ausstattungen wie bequeme Stühle, mo-
derne Tische und saubere Sanitäreinrichtungen, 
die wir mit Automaten für Damenhygieneartikel 
ausstatten möchten. Nur wenn unsere Schulen 
optimal ausgestattet sind und es keinen Mangel 
an grundlegenden Materialien und Geräten wie 
Kopierern und digitalen Endgeräten gibt, kann 
auch der Unterricht optimal stattfinden.

Digitale Infrastruktur für Schulen
Unsere Schulen sind bereits flächendeckend an 
das Glasfasernetz angeschlossen. Die Netzstruk-
turen innerhalb der Schule müssen über ausrei-
chende Bandbreite verfügen, um die Leistungs-
fähigkeit des Glasfaseranschlusses vollständig 
nutzen zu können. Daher fordern wir eine Investi-
tionsoffensive der Stadt, damit alle Schulen über 

ein schnelles WLAN mit ausreichenden Kapazitä-
ten verfügen. Gerade in der jüngsten Vergangen-
heit haben wir gelernt, wie wichtig eine umfas-
sende digitale Ausstattung der Schulen ist. Hier 
müssen wir besonders schnell aktiv werden und 
Schulen mit den nötigen Geräten und Knowhow 
ausrüsten, sodass schnell und unkompliziert auf 
digitalen Unterricht umgestellt werden kann, so-

planen. Bei Bedarf sind zusätzliche Stellen in ein schnelles WLAN mit ausreichenden Kapazitä
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fern dies nötig ist. Hinzu muss mehr IT-Personal 
kommen, damit die Lehrerinnen und Lehrer sich 
auf ihren Unterricht konzentrieren können.

Medienausstattung für Schulen
Wir wollen, dass unsere Schülerinnen und Schüler 
lernen, sich sicher und kompetent in der digitali-
sierten Welt zu bewegen. Dies ist nur möglich, 

wenn auch in Schulen 
mit digitalen Endgerä-
ten professionell gear-
beitet wird. Daher müs-
sen alle Schülerinnen 
und Schüler spätestens 

mit Eintritt in die weiterführende Schule mit einem 
digitalen Endgerät ausgestattet werden, das den 
Anforderungen der Schule entspricht.

Als Träger der Schulen soll die Stadt Köln die 
einheitliche Implementierung einer sicheren Kom-
munikations- und Lernplattform vorantreiben. Zur 
Unterstützung soll die Stadt Köln eine Serviceein-
heit in der Schulverwaltung einrichten. Lehrerinnen 
und Lehrer sollen sich um Didaktik und Unterricht 
kümmern, die funktionierende Technik muss ihnen 
zur Verfügung gestellt werden.

Lehrerinnen und Lehrer digital ausstatten
Damit in Schulen konsequent digital gearbeitet 
werden kann, brauchen besonders die Lehrerinnen 
und Lehrer eigene digitale Endgeräte, mit denen sie 
im Unterricht arbeiten können und datenschutz-
konform ihre alltägliche Arbeit erledigen können. 
Diese müssen vom Schulträger gestellt werden. 
Hierzu muss die Stadt die entsprechenden Mittel 
zur Verfügung stellen. Gleichzeitig muss für um-
fassende Fortbildungsprogramme für Lehrkräfte 
gesorgt werden, damit digitale Möglichkeiten im 
Unterricht auch sinnvoll genutzt werden können. 
Wir dürfen die Schulen mit der Digitalisierung nicht 
alleine lassen.

In der besten Ausstattung liegt in unseren Au-
gen auch eine Möglichkeit, dem anhaltenden Man-
gel an Lehrkräften zu begegnen. Besonders durch 
optimale Ausstattung in den Naturwissenschaften 
soll sich die Stadt einen Wettbewerbsvorteil um 
die besten Lehrerinnen und Lehrer verschaffen.

Realschulen stärken
Die Freien Demokraten bekennen sich klar zum 
dreigliedrigen Schulsystem und sehen in der 
Fachoberschulreife einen wertvollen Abschluss, 
den wir stärken wollen. Dies wird auch dem 
Kölner Handwerk zugutekommen. Neben neuen 
Grundschulen und Gymnasien sollen daher zu-
sätzliche Realschulen entstehen. Dies soll durch 
ein Investitionspaket unterstützt werden.

Mehr Gesamtschulplätze schaffen
Die Gesamtschule stellt eine wertvolle Ergänzung 
des dreigliedrigen Schulsystems dar. Die stetig 
wachsende Nachfrage nach Gesamtschulplätzen 
bestätigt dies. Damit die Wahlfreiheit der Eltern 
gewahrt wird und Eltern ihr Kind an der Schulform 
anmelden können, die sie für die beste halten, 
muss Köln neue Gesamtschulplätze schaffen. 

Dies kann sowohl durch den Ausbau bestehender 
als auch durch den Bau neuer Gesamtschulen 
erreicht werden. Gleichzeitig darf dies nicht auf 
Kosten anderer Schulformen wie etwa des Gym-
nasiums geschehen. Unser Ziel ist es, für Eltern 
die größtmögliche Wahlfreiheit zu schaffen.

muss Köln neue Gesamtschulplätze schaffen. 

Dies kann sowohl durch den Ausbau bestehender 

mit Eintritt in die weiterführende Schule mit einem 
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Im Kölner Süden etwa fehlen sowohl Plätze am 
Gymnasium als auch an der Gesamtschule. Um 
den örtlichen Streit um die richtige Schulform in 
dem neuen Stadtteil Rondorf-Nordwest zu ent-
spannen, vor allem aber, um eine gleichmäßige 
Verteilung der Gesamtschulen über das Stadtge-
biet zu gewährleisten, möchten wir zeitnah einen 
weiteren Standort für eine Gesamtschule in Me-
schenich realisieren.

Bildungsvielfalt und Wahlfreiheit durch 
private Ersatzschulen
Als Chance für eine vielfältige Bildungsland-
schaft in Köln sehen wir auch die Möglichkeit, 
das Angebot von Schulen in freier Trägerschaft 
zu vergrößern. Dies kann einen belebenden 
Wettbewerbseffekt schaffen und so ganz neue 
pädagogische Ideen und Konzepte nach Köln 
bringen. Hierzu soll der Kontakt zu möglichen 
neuen Trägern gesucht werden; auch bereits be-
stehende Schulen könnten Ersatzschulen unter 
freier Trägerschaft werden. Denkbar wäre zum 
Beispiel eine Kooperation mit der Kölner Hand-
werkskammer oder eine zusätzliche jüdische 
Schule in Köln. Wichtig ist uns hierbei immer, 
dass Eltern mehr Wahlfreiheit bekommen und 
so den in ihren Augen besten Weg für ihr Kind 
wählen können.

Betreuung durch mehr Ganztagsschulen
Köln braucht eine an der Nachfrage orientierte 
Ausstattung mit offenen Ganztagsschulen, in 

denen qualifiziertes Personal für die Betreuung 
verantwortlich ist. Bei der Vergabe an priva-
te Dienstleister im OGS-Bereich muss auf die 
Einhaltung qualitativer Standards bei Personal, 
Ausstattung und Verpflegung der Kinder geach-
tet werden. Im Zweifel muss die Stadt hier wei-
tere Mittel zur Verfügung stellen.

Digitales Informationsportal und einheit-
liche Anmeldeverfahren
Damit Eltern den Überblick behalten, soll die 
Stadt regelmäßig einen aktualisierten Schul-
wegweiser in digitaler Form herausgeben. Dort 
sollen alle Schulen mit ihren spezifischen Ange-
boten und Schwerpunkten aufgelistet sein. Dies 
kann zu einem umfassenden Informationsportal 
ausgebaut werden, auf dem sich die Schulen 
präsentieren können.

Um die anhaltende Ungleichbehandlung zwi-
schen verschiedenen Schulformen zu beenden, 
sollen die Anmeldeverfahren an allen Schulfor-
men gleichzeitig stattfinden. Dies kann auch 
über eine gemeinsame Online-Plattform er-
folgen, auf der Eltern den Anmeldestatus ihrer 
Kinder transparent nachverfolgen können.

Mehr pädagogisches und psychologi-
sches Fachpersonal
Beste Bildung bedeutet eine Bildung, die das 
Individuum ins Zentrum rückt und auch auf Be-
sonderheiten einzelner Schülerinnen und Schü-
ler eingehen kann. Damit dies überall gegeben 
ist, braucht Köln mehr Schulsozialarbeiterinnen 
und -sozialarbeiter sowie psychologisch ge-
schultes Personal, das nicht nur Kinder und Ju-
gendliche berät, sondern auch für das Kollegium 
ansprechbar ist. Der Umgang mit psychischen 
Erkrankungen ist leider noch immer an vielen 
Stellen mit Tabus belegt, was fatale Folgen ha-
ben kann. Hier sind auch die Schulen gefragt; 
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sie müssen die Probleme rechtzeitig erkennen 
und professionelle Hilfe vermitteln.

Köln ist bekannt für eine großartige LSB-
TIQ*-Community, doch noch immer stehen auch 
in Köln 53% der Jugendlichen nicht zu ihrer 
Sexualität. Hier sollen Lehrerinnen und Lehrer 
die Schüler unterstützen, indem sie auch auf 
das umfangreiche Angebot der Landesinitiative 
SchLAu NRW zurückgreifen.

Schulwegunabhängiges Schülerticket
Ein wichtiger pädagogischer Baustein sind au-
ßerschulische Lernorte. Diese sind jedoch oft 
nur unter hohen Kosten für die Schülerinnen 
und Schüler (und das Lehrpersonal) zu erreichen 
– vor allem, wenn kein Schülerticket vorhanden 
ist. Wir fordern günstige Schülertickets für alle 
Schülerinnen und Schüler – unabhängig von 
der räumlichen Distanz zwischen Schule und 
Wohnort. Dies hat gleichzeitig den Effekt, dass 
Kinder und Jugendliche automatisch den ÖPNV 
als selbstverständliches Fortbewegungsmittel 
in der Stadt kennen lernen.

Förderung besonders begabter Schü-
lerinnen und Schüler durch bessere 
Kooperationen
Der Aufbau eines Netzwerks zum Ausbau der 
Kooperation von Schulen mit Hochschulen und 
städtischen Ämtern im Bereich der Begabten- 
und Hochbegabtenförderung ist in Köln dringend 
erforderlich. Die spezielle Förderung von begab-
ten bzw. hochbegabten Kindern und Jugendli-
chen darf nicht weiter sporadisch betrieben und 
dem Zufall überlassen werden – und muss be-
reits im Kindergarten ansetzen. Schon dort gilt 
es, außergewöhnliche Begabungen von Kindern 
frühzeitig zu erkennen und entsprechend dar-
auf zu reagieren. Ein unbürokratisches Zusam-
menspiel aller Akteure ist gefragt, um diesen 

Schülerinnen und Schülern ein umfangreiches 
und befriedigendes Angebot der Förderung zur 
Verfügung zu stellen – wohnortnah für Grund-
schüler und an den weiterführenden Schulen 
innerhalb der Stadtgrenzen Kölns.

Eine gute Ausbildung ist der Grundstein für ein 
selbstbestimmtes und finanziell unabhängiges 
Leben. Daher gehört für uns auch dies zur besten 
Bildung dazu. Unser Ziel ist es, dass kein Jugend-
licher mehr die Schule ohne eine  Berufsperspek-
tive verlässt.

Berufsberatung und -orientierung stärken
Wir wollen die Berufsberatung und -orientierung 
stärken. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen 
Programme zur Berufsberatung an Schulen aus-
gebaut werden. Aber auch der direkte Kontakt 
von ausbildenden Unternehmen zu zukünftigen 
Auszubildenden ist uns wichtig.

Onlineportal zur Berufsorientierung
Hierzu soll die Stadt ein zielgruppenorientiertes 
Online-Portal etablieren, auf dem sich einerseits 
Jugendliche über Berufsperspektiven und Ausbil-
dungen informieren können und andererseits Un-
ternehmen über ihre Angebote aufklären können. 
Dies soll ein niedrigschwelliges Angebot darstel-
len, bei dem durch Elemente der Gamefication ein 
zusätzlicher Anreiz geschaffen werden soll, sich 
mit dem Thema zu beschäftigen. Gleichzeitig soll 
dort auch eine Vernetzung mit der Agentur für 
Arbeit stattfinden, um weiterführende Beratungen 
zu ermöglichen.

lebenslanges

Ausbildung
und

Lernen
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Günstiger ÖPNV und Wohnraum für 
Auszubildende
Die Stadt steht darüber hinaus in der Pflicht, 
die Attraktivität der Ausbildung in Köln weiter 
zu verbessern, indem sie zum Beispiel einen 
günstigen ÖPNV für Auszubildende anbietet und 
für zusätzlichen günstigen Wohnraum speziell 
für Auszubildende sorgt. Hier müssen parallel 
zum Studierendenwerk weitere Partner gefunden 
werden, die von einer verbesserten Situation für 
Auszubildende profitieren.

Bibliotheken stärken und zu Kulturorten 
ausbauen
Bibliotheken stellen einen wichtigen Ort der kul-
turellen und außerschulischen Bildung dar und 
müssen auf jeden Fall im Stadtgebiet erhalten 
bleiben. Gleichzeitig soll das Online-Angebot wei-
ter ausgebaut werden, indem zusätzliche eBooks 
ausgeliehen werden können. Als Ort des Wortes 
sind Stadtbüchereien prädestiniert, auch einen 
Beitrag zur Sprachförderung zu leisten. Wir wün-
schen uns zusätzliche Lese- und Vorleseangebote 
in Bibliotheken, die alle Altersgruppen anspre-
chen sollen. Wir wünschen uns außerdem, dass 
Bibliotheken zu Lern- und Begegnungsräumen 

ausgebaut werden. Menschen, die zuhause zu 
wenig Raum haben zu lernen, sollen dort diesen 
finden. Dazu müssen die Öffnungszeiten der Bi-
bliotheken auch an den Wochenenden verlängert 

werden. In Kooperation mit Hochschulen oder der 
VHS können dort vermehrt Bildungsangebote ge-
macht werden.

Das Angebot der Kölner Bibliotheken muss 
stärker beworben und in der Stadtgesellschaft 
präsenter werden.

Lebenslanges Lernen
Bildung ist viel mehr als Schulbildung. Auch nach 
der Ausbildung und dem Studium muss es Wege 
geben, den eigenen Bildungsweg weiterzugehen 
oder neben dem Beruf noch weitere Qualifikati-
onen zu erwerben. Wer später noch sein Abitur 
oder einen anderen Schulabschluss nachholen 
möchte, muss von uns offen empfangen werden 
und einen passenden Weg finden.

Neue Abendschule auf der rechten 
Rheinseite
Um allen das Nachholen von Abschlüssen zu 
ermöglichen, brauchen wir bedarfsdeckende An-
gebote an Abendschulen. Konkret brauchen wir 
eine Erhöhung der Kapazitäten durch eine neue 
Abendschule auf der rechten Rheinseite und mehr 
Wochenendkurse. Um Schwierigkeiten abzubauen 
und jedem Chancen zu ermöglichen, sollen in 
Abendschulen weitere Kinderbetreuungsangebote 
entstehen.

VHS stärken, ausbauen und digitalisieren
Der Volkshochschule (VHS) als Ort des lebenslan-
gen Lernens kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Das gute Angebot der VHS muss weiter ausge-
baut und an die Nachfrage angepasst werden. So 
sollen mehr Kurse zu beruflichen Qualifikationen 
ins Programm aufgenommen werden. Auch muss 
die Stadt diese Möglichkeit der Weiterbildung 
stärker bewerben und Hemmschwellen, die etwa 
durch einem Mangel an Informationen entstehen, 
abbauen. Um solch ein breites und gutes Angebot 

ausgebaut werden. Menschen, die zuhause zu 
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zu schaffen und zu erhalten, muss auch auf gute 
Arbeitsbedingungen und angemessene Bezahlung 
der Lehrenden geachtet werden, zum Beispiel an 
der VHS oder der Musikschule.

Um der Forderung nach lebenslangem Lernen 
gerecht zu werden, müssen wir Möglichkeiten 
schaffen, auch im hohen Alter noch an Bildung 
teilzunehmen. Dazu sind Kooperationen zwischen 

Bildungseinrichtungen wie der VHS und Senioren-
heimen denkbar. Aber auch digitalisierte Angebo-
te können diesbezüglich unterstützen.

Durch onlinebasierte Kurse können auch Men-
schen teilnehmen, die etwa zuhause ihre Kinder 
betreuen oder Angehörige pflegen. Denkbar ist 
auch der gezielte Ausbau von Eltern-Kind-Ange-
boten der VHS.

Der VHS kommt außerdem im Bereich der 
Sprachbildung eine wichtige Bedeutung zu. Nied-
rigschwellige Angebote verschiedener Sprachkur-
se tragen zu einer aktiven Integration bei.

Fortbildungsquote erhöhen
Bildung schafft für jedes Individuum persönliche 
und berufliche Perspektiven. Darüber hinaus pro-
fitiert die Gesellschaft durch gut weitergebildete 
Bürgerinnen und Bürger. Wer bessere Qualifika-
tionen erworben hat, wird auf dem Arbeitsmarkt 
attraktiver und ist leichter zu vermitteln. Aus die-
sem Grund sollte die Stadt der Fortbildung eine 
besondere Bedeutung zukommen lassen. Darum 
wollen wir die Fortbildungsquote in Köln massiv 
erhöhen. Bildungsgutscheine sind dazu ein ad-

äquates Mittel, das leider zu selten abgerufen 
wird. Die Stadt muss hier mehr Aufklärungsarbeit 
leisten und Angebote aktiv bewerben.

Gleichzeitig müssen das Fortbildungsangebot 
der Jobcenter sowie das Programm der Weiterbil-
dungsmaßnahmen für Arbeitslose kritisch hinter-
fragt und an den tatsächlichen Bedarf angepasst 
werden. Es kann nicht sein, dass Menschen in 
Fortbildungsmaßnahmen geschickt werden, nur 
um diese „voll zu machen“. Hier muss zuneh-
mend mit Unternehmen kooperiert werden, damit 
Maßnahmen an den Bedarf angepasst und für ar-
beitssuchende Menschen wirkliche Perspektiven 
geschaffen werden. Wer anpackt und sein Leben 
aktiv gestalten möchte, braucht maßgeschneider-
te Fortbildungsprogramme, die einen Ausgleich 
zwischen persönlichen Präferenzen und dem Be-
darf am Arbeitsmarkt schaffen. Solche Programme 
müssen auch das Ziel verfolgen, Unternehmen und 
Arbeitssuchende zusammenzubringen.

Wir bekennen uns klar zur gesellschaftlichen In-
klusion von Kindern und Jugendlichen mit Behin-
derung. Für uns Liberale ist es selbstverständlich, 
dass es die Aufgabe der Gesellschaft und der Po-
litik ist, für gelingende Inklusion und Integration 
aller Menschen zu sorgen. Die FDP Köln bekennt 
sich zu den Zielen und Inhalten der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK).

Wahlfreiheit für Eltern durch Inklusions-
schulen und Förderschulen
Ob Inklusion besser an Regel- oder Förderschulen 
gelingt, können betroffene Menschen und ihre Fa-
milien individueller entscheiden, als es der Staat 

Integration
Inklusion

und

teilzunehmen. Dazu sind Kooperationen zwischen 

Bildungseinrichtungen wie der VHS und Senioren
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kann, der zu oft auf pauschale Lösungen zurück-
greift. Um beides unter den besten Bedingungen 
zu ermöglichen und Ressourcen dabei optimal 
zum Wohle der Kinder einzusetzen, wollen wir In-
klusion nicht auf alle Schulen verteilen, sondern 
einzelne Inklusionsschulen in Köln, die dort den 
Schwerpunkt ihrer pädagogischen Arbeit sehen. 
Darüber hinaus muss das Angebot an Förderschu-
len ausgeweitet werden, um auch diesen Weg al-
len zu ermöglichen, die ihn gehen möchten.

Eine flächendeckende Evaluation soll zeigen, 
wie groß der Bedarf an ausgebildeten Sonderpäd-
agoginnen und -pädagogen im Kölner Stadtgebiet 
ist. Um den Bedarf zu decken, muss die Stadt mit 
den Hochschulen zusammenarbeiten und mehr 
Ausbildungs- und Studienplätze schaffen.

Deutschunterricht als Schlüssel zur 
Integration
In Köln leben Kinder und Jugendliche mit un-
terschiedlichen Hintergründen und Geschichten 
zusammen. Die Integration aller in die Stadtge-
sellschaft ist für uns ein Ziel, an dem wir gerne 
arbeiten. Auch Menschen, die gerade erst nach 

Deutschland gekommen sind, wollen wir selbst-
verständlich Aufstiegschancen durch beste Bil-
dungschancen bieten. Für den Bildungserfolg 
maßgeblich ist in unseren Augen die Sprache. Ziel 
muss es sein, dass alle Kinder in Köln schnell 
und unbürokratisch Zugang zu Deutschunterricht 

bekommen. Durch diese gemeinsame Sprache 
können wir Bildung und Integration erfolgreich 
aufbauen. Dazu brauchen wir bedarfsdeckende 
Klassen mit Deutsch als Fremdsprache (DaF), 
in denen geschultes Personal arbeitet, sowohl 
an Grundschulen als auch an weiterführenden 
Schulen. Aber auch in den KiTas muss verstärkt 
Deutsch gelernt werden, wozu die Stadt weiteres 
Personal einstellen muss. Um den großen Bedarf 
an DaF-Lehrkörpern zu decken, sollte die Stadt 
mit der Universität und dem Zentrum für schul-
praktische Lehrerausbildung (ZfsL) in Köln und 
Leverkusen zusammenarbeiten. So kann eine 
ausreichende Zahl an Zertifikatskursen angebo-
ten werden.

Als weiterer Baustein kann das Potenzial älterer 
Bürgerinnen und Bürger genutzt werden. Tandem-
partnerschaften zwischen Senioren und Geflüch-
teten halten wir für einen sinnvollen Weg, der 
sowohl Einsamkeit im Alter vorbeugen als auch 
Spracherwerb und Integration in die Gesellschaft 
schaffen kann. So lassen sich Vorurteile abbauen.

Lebensgestaltung und Bildungschancen können 
nicht deutlicher zusammenkommen als im Be-
reich der frühkindlichen Bildung und der Betreu-
ung in Kitas oder anderen Institutionen. Wir wis-
sen, dass bereits in der frühen Kindheit wichtige 
Grundlagen für den späteren Bildungsweg gelegt 
werden. Wenn wir wirklich die besten Bildungs-
chancen wollen, muss eine zukunftsgerichtete 
Bildungspolitik hier anfangen. Gleichzeitig be-
deutet eine gute und vertrauensvolle Betreuung 
auch mehr Perspektiven für Eltern, die wieder in 
ihren Beruf einsteigen wollen. Nur die Gewissheit, 

arbeiten. Auch Menschen, die gerade erst nach 

Deutschland gekommen sind, wollen wir selbst

Betreuung
Kitas

und
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dass das eigene Kind gut versorgt und betreut ist, 
schafft das Vertrauen bei Eltern.

100% Bedarfsdeckung an Betreuungs-
plätzen
Unser Ziel ist die hundertprozentige Bedarfsde-
ckung an Betreuungsplätzen in den nächsten 5 
Jahren. Um diesem Betreuungsbedarf gerecht zu 
werden, muss die Stadt mehrere Wege gehen. Ein 
System, das nur von staatlichen Einrichtungen 
getragen wird, lehnen wir ab. Wir wollen mehr 
Perspektiven und Möglichkeiten durch ein breit 
aufgestelltes Angebot schaffen. Dazu wünschen 
wir uns mehr private Kita-Initiativen, die nicht 
durch Bürokratie und lange Genehmigungsverfah-
ren ausgebremst werden sollen. Stattdessen soll 
die Stadt aktiv neue Träger werben. Auch Elterni-
nitiativen sollen durch die Stadt unterstützt wer-
den, zum Beispiel durch professionelle Beratung. 
Wir wollen ein Startfördergeld für private Kitas, da 
durch mehr privat organisierte Kindertagesstätten 
auch wieder Kosten der Stadt eingespart werden. 
Die eingesparten Mittel dürfen dabei nicht im 
allgemeinen Haushalt untergehen. Wir brauchen 
mehr Investitionen in die bestehenden Kitas, um 
die Betreuungsschlüssel zu verbessern und für 
eine kindgerechte und angenehme Ausstattung zu 
sorgen. Aber auch andere bauliche Verbesserun-
gen müssen erfolgen, wie zum Beispiel mehr Bar-
rierefreiheit und ausgebaute Küchen, um frisches 
Essen zubereiten zu können.

Arbeit der Kitas aktiv unterstützen und 
verbessern
Die Arbeit in den staatlichen Kitas muss konse-
quent verbessert werden. Wir haben viele moti-
vierte, engagierte und gut ausgebildete Erzie-
herinnen und Erzieher, die durch umständliche 
Bürokratie ausgebremst werden. Hier müssen 
wir weiteres Verwaltungspersonal einstellen, zum 

Beispiel um die Dokumentationspflichten umzu-
setzen. So bleibt den Erzieherinnen und Erziehern 
mehr Zeit für die Kinder.

Kitabetreuung rund um die Uhr – auch 
für Schichtarbeitende
Da sich das Berufsleben gewandelt hat, müssen 
wir auch unser Betreuungskonzept anpassen. 
Daher brauchen wir in jedem Stadtbezirk eine 

„Rund-um-die Uhr-Kita“, damit auch Eltern, die 
in der Nachtschicht arbeiten, sicher sein können, 
dass ihre Kinder eine gute Betreuung erhalten.

Kita-Anmeldung digitalisieren, um Trans-
parenz zu schaffen
Damit Eltern den Überblick behalten und schnell 
die richtige Kita für ihr Kind finden, muss die 
Anmeldung in einem einheitlichen Portal (ana-
log zum Schulportal) online erfolgen. Hier sollen 
alle für Eltern wichtigen Informationen gebündelt 
werden. So sollen auch Probleme wie Doppelan-
meldungen verhindert werden.

Kitagebühren
Die FDP Köln setzt seither auf ein solidarisches 
Stufensystem bei den Kitagebühren. Dieses ist 
in den letzten Jahren jedoch weiter ausgebaut 
worden und teilweise ins Ungleichgewicht ge-
raten. Wir fordern daher eine Überarbeitung der 
Gebühren und setzen uns mittelfristig für die 

„Rund-um-die Uhr-Kita“, damit auch Eltern, die 
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Abschaffung von Kitabeiträgen ein. Gebühren, 
welche in Corona-Zeiten erhoben wurden, sind 
zurückzuerstatten.

Kitas unter besten Hygienebedingungen
Kitas sind der Ort, an dem unsere Jüngsten viel 
Zeit verbringen. Aus diesem Grund müssen gerade 
hier vorbildliche Hygienebedingungen herrschen. 
Ausreichend Waschbecken in Kinderhöhe und 

Seifen- und Papiertuchspender gehören ebenso 
dazu wie Reinigungskonzepte, in denen die Des-
infektion von Oberflächen regelmäßig vorgesehen 
ist. Um den Kindern schon früh einen verantwor-
tungsvollen und bewussten Umgang mit Hygiene 
zu vermitteln, sollen Erzieherinnen und Erzieher 
diesen regelmäßig mit ihren Gruppen üben und 
wiederholen.

Ausreichend Waschbecken in Kinderhöhe und 

Weil‘s besser ist für Köln.

Jetzt kapiert?

Bildung digitaler

machen!

Wer Köln liebt, macht es besser.
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Die innovative, wachsende Stadt

Köln wächst, immer mehr Menschen kommen hierher und wollen etwas aus ihrem Leben machen. 
Ein gutes Zeichen für die Zukunft unserer Stadt und eine Chance, die wir mutig und entschlossen 
nutzen wollen. Dafür brauchen wir schnell innovative Konzepte und wirkungsvolle Lösungen bei 
Wohnungsbau und Infrastruktur - im Einklang mit steigender Lebensqualität!

Wir brauchen zukunftssichere Arbeitsplätze und wollen Köln zu einem Wirtschaftsstandort ersten 
Ranges weiterentwickeln: als Deutschlands Digitalstadt Nr. 1, mit einem starken, lebendigen Ein-
zelhandel im Veedel, einem breiten Mittelstand, einer leistungsstarken Industrie und einer Wirt-
schaftsförderung, die im internationalen Wettbewerb erfolgreich um die besten Unternehmen wirbt!

Köln ist beliebt. Die Bevölkerungszahl wächst 
ständig, bis zum Jahr 2030 sollen bis zu 100.000 
weitere Bürgerinnen und Bürger hinzukommen. Für 
die Stadt ist das eine enorme Herausforderung.

Der Wohnungsbau hält damit aber schon lange 
nicht mehr Schritt. Das Missverhältnis zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt 
ist das Ergebnis jahrzehntelanger Fehlplanung der 

Baupolitik unserer Stadt. Deshalb sind die Woh-
nungsmieten in letzter Zeit stärker angestiegen. 
Es wird zu wenig gebaut. Dafür gibt es verschie-
dene Gründe: Es gibt zu wenig Grundstücke; seit 
Jahren werden zu wenige neue Flächen für den 
Wohnungsbau ausgewiesen. Daneben wird Bauen 
immer teurer und die Bauherren werden durch 
ständig steigende Anforderungen ausgebremst. 
Eine Stadt, die die Dinge unnötig kompliziert 
macht, darf sich nicht wundern, wenn nichts 
mehr passiert. Kaum ein Lebensbereich wurde 
in den letzten Jahren so stark reguliert wie der 

Wohnen

Bauen
und
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Wohnungsbau. Entfesseln wir den Wohnungsbau 
und sorgen so für mehr Wohnraum!

Der FDP Köln ist es wichtig, dass Wohnraum für 
jeden Geldbeutel entsteht, also auch bezahlbare 
Wohnungen für Menschen mit geringeren Ein-
kommen. Es dürfen aber nicht nur Geschosswoh-
nungen gebaut werden, es muss auch genügend 
Ein- und Zweifamilienhäuser geben, um Familien 
in der Stadt zu halten. Da in den zentralen Lagen 
nicht alle Kölnerinnen und Kölner Wohnraum 
finden können, müssen auch periphere Lagen 
durch bessere Verkehrsanbindungen attraktiver 
gemacht werden.

Alle Bauherren, Privatpersonen wie gewerbli-
che Investoren, müssen von der Verwaltung bes-
ser betreut werden. Kölner Politik und Verwaltung 
sind gefordert, Bauvorhaben konstruktiv zu be-
gleiten und Genehmigungsprozesse zu beschleu-
nigen. Ermessensspielräume müssen zu Gunsten 
der Projekte genutzt werden.

Mehr Grundstücke für den Wohnungsbau
In Köln wurden in den letzten Jahren zu wenige 
neue Flächen für den Wohnungsbau ausgewiesen. 
Dies muss sich dringend ändern. Wohnbauflächen 
müssen vorrangig dort geschaffen werden, wo die 
Infrastruktur bereits vorhanden ist. Wir setzen 
uns daher für eine großzügige Ausweisung von 

Baugebieten ein. Dem preiswerten Wohnen muss 
dabei ein besonderer Stellenwert zukommen. 

In den Außengebieten müssen deutlich größe-
re Flächen erschlossen werden. Dies ist bei der 
Erarbeitung des neuen Regionalplans Köln zu be-
rücksichtigen. Die Schaffung eines neuen großen 
Stadtteils Kreuzfeld, den die Kölner FDP seit über 
zehn Jahren fordert, ist dafür ein gutes Beispiel, 
weil hier bereits ein S-Bahn-Anschluss vorhanden 
ist. Dabei muss darauf geachtet werden, dass die 
notwendige Infrastruktur, insbesondere die Ver-
kehrsanbindung durch Straßen und ÖPNV sowie 
Kindergärten und Schulen, aber auch gesundheit-
liche Nahversorgung und Einzelhandel rechtzeitig 
geschaffen wird.

Die Bebauungs- und Infrastrukturplanung 
muss in kommunaler Zusammenarbeit und auf 
Basis eines Regionalkonzepts entstehen. Im Rah-
men einer vielschichtigen Nutzung sind neben 
individuellen auch verdichtete Wohnformen aus-
zuweisen. Konzepte für preiswertes Bauen sollen 
gefördert werden, um günstigen Wohnraum inner-
halb der Stadtgrenzen zu schaffen. Beispielswei-
se kann „serielles Bauen“ die Baukosten und die 
Bauzeit erheblich reduzieren.

Kreativ verdichten
Die Liberalen fordern eine behutsame Nachver-
dichtung des urbanen Raums. Eine qualitativ 
hochwertige Verdichtung soll dabei zu einer Auf-
wertung des städtischen Raums führen. Durch 
eine gelungene Nachverdichtung kann die Versie-
gelung von Grünflächen am Stadtrand reduziert 
werden.

Wohnflächen können durch eine Aufstockung 
auf Gewerbeimmobilien, Garagen, Kindergärten 
etc. gewonnen werden. Der Ausbau von Dächern 
und die Aufstockung von niedrigeren Wohngebäu-
den sind politisch und genehmigungsrechtlich 
zu unterstützen. Die Schließung von Baulücken 
muss weiter forcieren werden. An einzelnen Stel-
len könnte man höher bauen. Einzelne zusätzliche 

Baugebieten ein. Dem preiswerten Wohnen muss 
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Hochhäuser sorgen für ein aufgelockertes Groß-
stadt-Ambiente. Bestehender Leerstand ist durch 
gezielte Anreize einer neuen Nutzung zuzuführen. 
Eine intelligente Architektur kann die Ausnutzung 
von Flächen erheblich steigern, zum Beispiel, in-
dem Nutzflächen zu Lärmquellen hin ausgerichtet 
werden, um Wohnräume zu schützen.

Brachflächen sollen bevorzugt entwickelt wer-
den. Die Verdichtung darf aber nicht auf Kosten 
von Grünflächen oder Kaltluftschneisen gehen, 
damit den Kölnerinnen und Kölnern nicht „die 
Luft zum Atmen“ genommen wird.

Lebensqualität durch mehr Vielfalt beim 
Bauen
Köln hat einen so großen Nachholbedarf beim 
Bauen, dass die Stadt in den letzten Jahren in der 
Regel ihre Flächen an größere Wohnungsbauun-
ternehmen verkauft hat, die in der Lage waren, 
schnell und ohne Verzögerungen ein Gebiet zu 
bebauen. Dabei muss die architektonische Viel-
falt immer im Auge behalten werden. Es sollen 
mehr urbane Räume und weniger Schlafsiedlun-
gen entstehen. Die Stadt soll in Zukunft häufiger 
kleinteiligere Flächen verkaufen, um auch priva-
ten Investoren und Baugruppen die Möglichkeit zu 
geben, durch abwechslungsreichere Entwürfe zur 
Lebensqualität in den Veedeln beizutragen. Zur 
Vielfalt können auch nachwachsende Rohstoffe 
beitragen. Bauten aus Holz statt aus Beton sind 
vor dem Hintergrund des Klimawandels eine zu-
kunftsweisende Alternative. Sie sollten von der 
Stadt gezielt gefördert werden.

Vielfalt der Investoren und Wohnformen 
fördern
Die Stadt hat in der Vergangenheit ihre Grundstü-
cke oft an den meist bietenden Investor verkauft. 
Dabei haben Genossenschaften und privat organi-
sierte Baugruppen das Nachsehen. Um ihnen eine 

Chance zu geben, müssen Vergaben durchgeführt 
werden, die sich gezielt an Genossenschaften, 
Baugruppen und andere wenden, die ihre Woh-
nungsbestände langfristig halten. In diesem Rah-

men können Grundstücke günstiger abgegeben 
oder im Einzelfall in Erbpacht zur Verfügung ge-
stellt werden. Außerdem soll die Stadt auf diesem 
Weg neue Wohnformen fördern wie Mehrgenera-
tionenwohnen, barrierearmes Wohnen und flexi-
bles Wohnen, das sich an die Anforderungen der 
Bewohner anpasst. Dazu soll eine Beratungsstelle 
in der Verwaltung geschaffen werden.

Weg mit Kölner Baugesetzen
Kölns Attraktivität als Standort leidet durch eine 
überbordende Regulierung, die wir auf das rechte 
Maß zurückstutzen müssen. Die Lex Colonia ver-
langt für das Bauen oft mehr als Recht und Ge-
setz. Die Verwaltung macht für viele Bauvorhaben 
zusätzliche Auflagen und Anforderungen, die über 
die Gesetzeslage hinausgehen. Auch der Stadtrat 
hat sich leider angewöhnt, auf die Krise am Woh-
nungsmarkt mit immer neuen Auflagen zu reagie-
ren. Dies vertreibt Investoren aus Köln und wirkt 
deshalb kontraproduktiv.

Wir Freien Demokraten fordern, dass sich die 
Verwaltung nur am Bundes- und Landesrecht 
orientiert. Auf diese Weise können wir schneller 
und günstiger bauen. Es dürfen keine Standards 
vorgegeben werden, die über den Vorgaben der 

men können Grundstücke günstiger abgegeben 



18

Energie-Einsparungs-Verordnung (EnEV) liegen. Es 
darf keine zusätzlichen städtischen Anforderungen 
zu Außenanlagen und Zuwegungen, Fassadenge-
staltung und Infrastruktur geben, die über die ge-
setzlichen Anforderungen hinausgehen. Es dürfen 
keine zusätzlichen Brandschutzanforderungen ge-
stellt werden, die über das Baurecht hinausgehen. 
Es darf keine Anforderungen an den Naturschutz 
geben, die über die europäischen Artenschutz-
richtlinien hinausgehen.

Kürzere Genehmigungsverfahren
Kölner Politik und Verwaltung müssen Bauvor-
haben konstruktiv begleiten und Genehmigungs-
prozesse – wo immer möglich – beschleunigen. 
Auch im Rahmen der Gesetzeslage bieten sich 
Ermessensspielräume. Diese sollen zu Gunsten der 
Bauvorhaben genutzt werden. Insgesamt muss die 
Verwaltung eine grundsätzlich positiv motivierte 
Baubegleitung an den Tag legen. Die städtische 
Überregulierung muss abgebaut werden, die aus 
einem übersteigerten Sicherheitsbedürfnis und der 
Überlastung der Verwaltung entspringt.

Bauanträge sind wieder fristgerecht zu bearbei-
ten. Einen wesentlichen Beitrag dazu kann die digi-
tale Bauakte leisten, bei der mehrere Ämter paral-
lel an einem Baugenehmigungsverfahren arbeiten 
können. Auf diese Weise können auch die Bürge-
rinnen und Bürger unkompliziert in den Stand ihrer 
Verfahren Einsicht nehmen. Bauvorhaben lassen 
sich auch durch eine „One Stop Agency“ beschleu-
nigen, bei der für alle Bauherren eine einzige Stelle 
in der Stadtverwaltung als Ansprechpartner dient, 
die sich um die Koordination mit allen beteiligten 
Stellen der Verwaltung kümmert.

Die städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sollen im Zuge der Verwaltungsreform zusätzliche 
Kompetenzen bekommen. Sie sollen damit moti-
viert werden, schnelle Entscheidungen zugunsten 
des Wohnungsbaus zu treffen. Praktische Lö-

sungen müssen Vorrang haben vor zusätzlichen 
Anforderungen an die Bauherren, die dazu führen 
könnten, dass Bauvorhaben zurückgestellt oder 
abgesagt werden.

Wohneigentum ist der beste Schutz vor 
steigenden Mieten
Wohnen gehört zu den existenziellen Grundbedürf-
nissen der Menschen – deshalb sollte die Politik 
die Menschen dabei unterstützen, ihre Vorstellun-
gen von preiswertem und attraktivem Wohnen zu 
erreichen. Dazu gehört insbesondere auch, sich den 
Traum eines Eigenheims verwirklichen zu können. 
Fakt ist aber, dass es in Köln an entsprechendem 
Wohnraum mangelt. Der Staat ist der Kostentrei-
ber Nummer eins. Bürokratie, Auflagen und Re-
kordsteuern (Grunderwerbsteuer) bremsen private 
Investitionen in Wohnungsbau und machen es den 

Menschen immer schwieriger, selbst Eigentum zu 
erwerben. Gerade jungen Familien mit Kindern ist 
es oft unmöglich, passenden Wohnraum in Köln zu 
finden oder ein Eigenheim zu finanzieren.

Die FDP setzt sich für eine liberale Bau- und 
Wohnungspolitik ein, die Investitionen in den Woh-
nungsmarkt und den Erwerb von Eigenheim erleich-
tert. Bei der Grunderwerbsteuer wollen wir einen 
Freibetrag in Höhe von 500.000 Euro für die erste 
selbstgenutzte Immobilie einführen. Dies wäre ein 
wesentlicher Beitrag dafür, dass sich junge Famili-

Menschen immer schwieriger, selbst Eigentum zu 
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en ein Eigenheim leisten können. Eigentumsförde-
rung verhilft zahlreichen Menschen zu den eigenen 
vier Wänden und reduziert dadurch das Risiko der 
Altersarmut.

Die Wohngeldregelungen müssen verbes-
sert werden
Der Wohnungsbau ist davon abhängig, dass alle 
Mieterinnen und Mieter zahlungsfähig sind. Dafür 
sorgt ein sachgerecht ausgestaltetes Wohngeld, das 
der örtlichen Mietenentwicklung jährlich angepasst 
wird. Es kommt jedem Mieter sofort zugute, sobald 
er eine Wohnung angemessener Größe zu einem an-
gemessenen Mietpreis gefunden hat oder eine Erhö-
hung der Miete seiner Wohnung wegen steigender 
Vergleichsmieten hinnehmen muss. Die „Subjekt-
förderung“ mit Wohngeld verdient daher aus libe-
raler Sicht den Vorzug vor einer „Objektförderung“. 
Es ist nicht sinnvoll, der Hälfte der Bevölkerung in 
Köln einen Wohnberechtigungsschein auszustellen, 
anstatt sie mit Wohngeld gezielt zu unterstützen. 
Der öffentlich geförderte Wohnungsbau soll sich 
vorrangig auf die Bevölkerungskreise fokussieren, 
die auf dem freien Wohnungsmarkt auch mit einem 
Wohngeldanspruch erfolglos bleiben.

Für einen wirksamen öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau
Aufgabe des öffentlich geförderten Wohnungsbaus 
ist es, als wichtiger Impulsgeber und Anreizinstru-
ment, eine flächendeckende Versorgung der Bevöl-
kerung mit Wohnraum in unteren Preissegmenten 
sicherzustellen. Deshalb müssen sich Bund und 
Land weiterhin an der sozialen Wohnraumförderung 
beteiligen. Dies ist auch wichtig für den Erhalt der 
städtischen Belegungsrechte. Die Förderkonditi-
onen des öffentlich geförderten Wohnungsbaus 
müssen außerdem auch für private Klein-Inves-
toren, die schließlich weit mehr als die Hälfte der 
Mietwohnungen bewirtschaften, attraktiver wer-

den. So können wertvolle Investitionspotenziale 
gehoben werden.

Entfesselungsbeschluss für die Stadt Köln
Die Stadt Köln versucht mit verschiedenen Maß-
nahmen, den Wohnungsbau zu steuern. Bislang 
mit sehr geringem Erfolg. Kooperatives Bauland-
modell, Konzeptvergaben, städtisches Vorkaufs-
recht oder Milieuschutzsatzungen mögen gut 
gemeint sein, machen den Investitionsstandort 
Köln aber unattraktiv. Außerdem beschäftigen 
sie das städtische Personal, das sich besser um 
andere Aufgaben kümmern sollte. Wir fordern 
deshalb, alle diese Maßnahmen im Sinne eines 
Entfesselungsbeschlusses für fünf Jahre aus-
zusetzen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den Ämtern sollen sich in dieser Zeit darauf 
konzentrieren, Bauland auszu-
weisen, Bebauungspläne aufzu-
stellen und Baugenehmigungen 
zu erteilen. Dazu müssen die 
offenen Stellen bei der Stadt-
verwaltung besetzt werden, 
außerdem sollen Liegen-
schaftsamt, Stadtplanungs-
amt und Bauaufsichtsamt 
mehr Personal bekommen. 
Um die Rekrutierung neuer 
Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in diesem Bereich zu 
erleichtern, müssen Möglichkeiten einer besse-
ren Bezahlung geschaffen werden.

Entlastung statt Zweitwohnungssteuer 
Die Zweitwohnungssteuer ist eine Mehrbelastung, 
die vor allem Auszubildende und Studenten stark 
trifft. Um diese – ohnehin gering verdienende – 
Personengruppe zu entlasten, will die Kölner FDP 
die Besteuerung eines zweiten Wohnsitzes in Köln 
abschaffen.

konzentrieren, Bauland auszu-
weisen, Bebauungspläne aufzu-
stellen und Baugenehmigungen 
zu erteilen. Dazu müssen die 
offenen Stellen bei der Stadt-
verwaltung besetzt werden, 
außerdem sollen Liegen-
schaftsamt, Stadtplanungs-
amt und Bauaufsichtsamt 
mehr Personal bekommen. 

arbeiter in diesem Bereich zu 
erleichtern, müssen Möglichkeiten einer besse-
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Das Bevölkerungswachstum stellt Köln nicht 
nur im Wohnungsbereich vor große Herausforde-
rungen. Die bereits hier lebenden und die neuen 
Bürgerinnen und Bürger Kölns brauchen auch 
Arbeitsplätze. Und sie brauchen Kindergärten, 
Schulen, Einkaufsmöglichkeiten und Dienstleis-
ter aller Art. Und nicht zuletzt brauchen sie Wege 

und Straßen, Busse und Bahnen, Grünanlagen 
und Frischluftschneisen. Daran zeigt sich: Das 
Wachstum einer Stadt muss mit Weitblick ge-
staltet werden.

Dabei setzen wir Freien Demokraten auf den 
Ausgleich der zum Teil widerstreitenden Interes-
sen und Ziele. Zwar ist Köln von der Fläche her 
eine große Stadt, gleichwohl werden wir uns in 
Zukunft mit der Nutzung jeden Hektars genauer 
befassen müssen. Hier sind Weitsicht und Mut zu 
zukunftsweisenden Ideen gefragt.

Es ist die Aufgabe von Verwaltung und Politik, 
diesen Wachstumsprozess so zu gestalten, dass 
die Stadt dabei lebenswert und vielfältig bleibt. 
Liberale Politik will die Grundlage schaffen, damit 
die nächsten Generationen in einer dynamischen 
und professionell geführten Stadt leben können.

Wohnen und Arbeiten zusammen denken
In der Vergangenheit hat man Wohngebiete ge-
trennt von Industrie- und Gewerbegebieten ange-
legt. Dies war auch sinnvoll in Zeiten, als Industrie 
noch erhöhte Umweltbelastungen in Form von Lärm 
und Luftverschmutzung bedeutete. Eine Folge da-
von sind aber bis heute die weiten Wege, die viele 
Menschen von ihrer Wohnung bis zum Arbeitsplatz 
zurückzulegen haben. Steigende Mieten in zentra-
len Lagen haben dieses Problem weiter verschärft. 
Es ist deshalb wichtig, in Zukunft immer Wohnen 

und Arbeiten zusam-
men zu denken. In neu-
en Stadtteilen und auf 
großen Entwicklungs-
flächen in der Stadt 
müssen immer Wohn-
raum und Arbeitsplätze 
geschaffen werden.

Bessere Planungs-
kultur für Köln
Köln braucht eine bes-

sere Planungskultur, eine ansprechendere Bauge-
staltung und ein ästhetischeres Stadtbild. Wenn 
alle Verantwortlichen an einem Strang ziehen und 
vor allem Kompetenzen klar verteilt sind, wird die 
Stadt Köln beim Planen und Bauen effizienter. Da-
für sind verschiedene Maßnahmen zu ergreifen, die 
Köln nach vorne bringen. Das zentrale Ziel der Freien 
Demokraten ist es, Planungs- und Bauprozesse zu 
beschleunigen, zum Beispiel bei der Umsetzung des 
städtebaulichen Masterplanes für die Innenstadt. 
Die FDP Köln will alle vorgeschlagenen Projekte mit 
einem Zeit-Maßnahmen-Plan versehen.

Erbbaurecht nur in besonderen Fällen 
anwenden
Die Anwendung des Erbbaurechts statt des Ver-
kaufs städtischer Grundstücke kann für heraus-

Stadtentwicklung

und Straßen, Busse und Bahnen, Grünanlagen sere Planungskultur, eine ansprechendere Bauge
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ragende Flächen und Immobilien eine gute Al-
ternative sein, denn die Stadt behält dadurch die 
langfristige Verfügungsmöglichkeit für künftige 
Entwicklungen. Im Normalfall wirkt das Erbbau-
recht jedoch hemmend auf Investitionsentschei-
dungen, da unter anderem Banken in solchen 
Fällen grundsätzlich einen geringeren Anteil 
finanzieren. Die Folge: Gerade weniger Finanz-
kräftige können sich kein Wohneigentum mehr 
leisten, und der Wohnungsbesitz konzentriert sich 
bei finanzstarken Investoren. Wir lehnen deshalb 
das Erbbaurecht als Regelvergabe für städtische 
Grundstücke ab.

Erhalt der urbanen Vielfalt
Die Freien Demokraten betrachten mit großer 
Sorge, dass Investoren Flächen mit kultureller 
Nutzung übernehmen und dadurch die bisheri-
gen Nutzer vertreiben. So verliert Köln einen Teil 
seiner urbanen Vielfalt, einige Stadtteile sogar 
ihre Identität. Wir müssen in Köln auch in Gebie-
ten mit einer Mischnutzung zur Aufstellung von 
Bebauungsplänen kommen, die einen Erhalt ge-
wachsener Kulturorte ermöglichen.

Experimente mit Stadtlaboren
Die FDP Köln unterstützt bürgerschaftliches 
Engagement. Dies gilt auch für so genannte 
„Stadtlabore“ oder „Reallabore“, bei denen sich 
Menschen dafür einsetzen, bestimmte Flächen 
oder Gebäude in ihrer Struktur zu erhalten und ei-
ner neuen Nutzung zuzuführen. Die Vielfalt Kölns 
kann von solchen Entwicklungen profitieren. Die 
Stadtverwaltung soll sich offen für solche Initia-
tiven zeigen und sich für sie einsetzen, wenn die 
Rahmenbedingungen stimmen.

Schaffung einer Stadtbaumeisterfunktion
Für eine bessere Planungs- und Baukultur setzt 
sich die Kölner FDP für die Schaffung einer 

Stadtbaumeisterfunktion ein, die ähnlich dem 
Dombaumeister als „übergeordnete Instanz“ 
tätig wird. Formal soll sie direkt der Oberbür-
germeisterin bzw. dem Oberbürgermeister un-
terstellt sein. Wer die Funktion innehat, soll dem 
Gestaltungsbeirates der Stadt Köln vorsitzen, die 
Umsetzung des Masterplanes kontrollieren, die 
Rahmenbedingungen der Stadtbildpflege defi-
nieren und die Einhaltung der Vorgaben bei der 
Umsetzung großer Bauvorhaben kontrollieren.

Aufwertung des Gestaltungsbeirates
Der Gestaltungsbeirat der Stadt Köln muss eine 
deutliche Aufwertung erfahren. Er soll als „Anwalt 
der Preisgerichte“ Wettbewerbsergebnisse beglei-
ten. Es soll ein regelmäßiger Austausch des Ge-
staltungsbeirates mit der Stadtspitze stattfinden.

Digitale Informationen zur Stadtplanung
Die FDP Köln setzt sich für eine größere Trans-
parenz der Stadtplanung durch Nutzung digitaler 
Informationswege 
ein. Unsere Infor-
mationskampagne 
„Köln baut“, aber 
auch das Projekt 
„Stadtplanung im 
Netz“ der Stadt 
Hamburg und die 
interaktive Einbindung 
der Bürgerinnen und Bürger in Planungsprozesse 
können dabei als Vorbild dienen.

Bau eines neuen Stadtteils in Kreuzfeld
Westlich der S-Bahn-Haltestelle Blumenberg soll 
ein neuer Stadtteil „Kreuzfeld“ entstehen. Die Köl-
ner FDP hat sich bereits vor mehr als 10 Jahren 
intensiv dafür eingesetzt. Wenn man die Planungen 
damals fortgesetzt hätte, hätten wir heute weniger 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt. Mittlerweile 

parenz der Stadtplanung durch Nutzung digitaler 

-

interaktive Einbindung 
der Bürgerinnen und Bürger in Planungsprozesse 
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sind endlich alle Parteien und die Stadtverwaltung 
von der Notwendigkeit dieses neuen Stadtteils 
überzeugt. Die Planungen müssen allerdings be-
schleunigt werden, damit nicht weitere Jahre ver-
gehen, bis hier die ersten Menschen leben können.

Neugestaltung des Ebertplatzes
Die Neugestaltung des Ebertplatzes ist ein Leit-
projekt des Masterplanprozesses. Der Fußgänger-
verkehr auf der Achse Eigelstein / Neusser Straße 
muss aus der heruntergekommenen Passage 

herausgeholt und ans Tageslicht gebracht wer-
den. Dabei muss endlich der Bauplan einer Quar-
tiersgarage gegen die Parkplatznot im Agnes- und 
im Eigelsteinviertel umgesetzt werden.

Umgestaltung des Breslauer Platzes
Nach der Fertigstellung der Oper im Jahr 2023 
und dem Umbau des Staatenhauses zur Musi-
cal-Halle muss das blaue Zelt am Breslauer Platz 
abgebrochen werden, sodass endlich der Breslau-
er Platz zu Ende gestaltet werden kann. An diese 
Stelle muss eine herausragende Architektur und 
Nutzung. Der Busbahnhof muss im Rahmen der 
Neugestaltung des Breslauer Platzes auf der Ebe-
ne des Rheinufers realisiert werden, um dem Be-
darf an zentraler Verkehrslage gerecht zu werden.

Köln in der Region vernetzen
Köln muss in Zukunft stärker über den Teller-

rand blicken. Verkehrsfragen, neue Siedlungen 
und die Schaffung von Arbeitsplätzen durch neue 
Unternehmen müssen in Kooperation mit den 
Nachbargemeinden aus dem Rhein-Erft-Kreis und 
dem Rheinisch-Bergischen Kreis sowie der Stadt 
Leverkusen angegangen werden. Dabei reicht es 
nicht, wenn sich Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister treffen, sondern die Zusammenarbeit 
muss auch auf Verwaltungsebene institutionali-
siert werden, außerdem muss ein parlamentari-
sches Gremium eingerichtet werden. Wir streben 
ein Landesgesetz für die Region Köln an, so wie es 
sich im Großraum Aachen bewährt hat.

Köln wächst und damit steigen die Anforderun-
gen. Kölnerinnen und Kölner erwarten ein Umfeld, 
in dem sie sich entfalten können. Zuwanderer aus 
dem In- und Ausland wollen bei uns ankommen 
und Chancen nutzen. Unternehmerinnen und Un-
ternehmer schaffen Arbeitsplätze. Durch Arbeit 
werden Menschen in die Lage versetzt, Möglich-
keiten zu nutzen und Neues zu schaffen. Eine 
starke Wirtschaft ermöglicht einer Stadt Entwick-
lungspotenziale.

Dafür braucht es Rahmenbedingungen, die fle-
xibel, dynamisch und unbürokratisch sind sowie 
eine zukunftsorientierte Politik, die Altherge-
brachtes hinterfragt und eine lokal präsente Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik anstrebt, in der 
auch Neues und Innovatives ohne Hürden umsetz-
bar ist. Industrie- und Gewerbeflächen sind die 
Voraussetzung für eine prosperierende Wirtschaft 
in Köln, ebenso wie bezahlbarer Wohnraum für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

herausgeholt und ans Tageslicht gebracht wer

Arbeit

Wirtschaft
und
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In diesem Spannungsfeld muss Köln seine 
wirtschaftliche Kraft und Strahlkraft in Koopera-
tion mit den Nachbarstädten auf der Rheinschiene 
und bis zu unseren europäischen Nachbarn weiter 
stärken. Für Unternehmen, Selbstständige, Star-
tups und Bildungseinrichtungen muss Köln die 
erste Adresse sein. Die hinzugewonnenen Bürge-
rinnen und Bürger sollen sich auch langfristig in 
Köln unabhängig und frei entfalten können. Als 
Herz des Rheinlands hat Köln die Pflicht, die ge-
samte Region in die Zukunft zu führen.

Kölner Wirtschaft wieder auf die Beine 
helfen, Gewerbesteuer temporär senken
Durch die Corona-Pandemie steht uns die größte 
Rezession in der Wirtschaft seit Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland bevor. Unser Land 
und damit auch Köln braucht nun einen stabilen 
Wirtschaftsaufschwung. Auch wenn die Stadt 
selbst finanziell stark betroffen ist und die Ge-
werbesteuer ihre wichtigste Einnahmequelle ist, 
so gilt doch: Nur Unternehmen mit Gewinnen 
zahlen Steuern. Darum muss die Stadt alles da-
für tun, dass die Unternehmen in der Anfangs-
phase mehr Geld zur Verfügung haben, um wieder 
stabil erfolgreich wirtschaften zu können. Darum 
ist in dieser so wichtigen, aber schwierigen An-
fangsphase die Gewerbesteuer vorübergehend zu 
senken.

Köln als Herz des Silicon Valley von NRW
Startups zeichnen sich durch innovative Tätig-
keiten aus. Häufig wachsen sie schnell, schaf-
fen Arbeitsplätze, ziehen junge Talente an und 
leisten dadurch einen wesentlichen Beitrag zur 
Entwicklung einer Stadt. Köln als Hochschul- 
und Wissenschaftsstandort sowie die offene 
Kölner Kultur bieten dafür hervorragende Be-
dingungen. Gründungsaktivitäten können jedoch 
noch stärker gefördert werden. So fehlt es zum 

Beispiel an einem Haus der Gründer, einer Ver-
netzung mit dem Mittelstand sowie Plattformen, 
die Startups untereinander stärker zusammen-
bringen. Die Stadt Köln kann Rahmenbedingun-
gen schaffen, indem sie zum Beispiel Labore 
für BioTech-Startups fördert und zur Verfügung 
stellt.

Ein runder Tisch zwischen Verwaltung 
und Startups
Startups sind die Wirtschaftskraft von morgen. 
Kleine und junge Unternehmen sind oftmals in-
novativ, haben aber besondere Anforderungen. 
Die Verwaltung kennt diese jedoch häufig nicht. 
Viele vermeintliche Unterstützungen seitens der 
öffentlichen Hand werden entweder schon vom 
privaten Sektor angeboten oder gehen an der 
Nachfrage vorbei. Qualifizierte Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Kölner Verwaltung sollen 
sich daher regelmäßig mit Startup-Vertreterin-
nen und -Vertretern zusammensetzen, um so 
zielgerichtete Maßnahmen ergreifen zu können, 
damit Köln in eine stabile Zukunft gehen kann, 
getragen von innovativen Persönlichkeiten und 
Unternehmen. Dieser kontinuierliche Kontakt 
und die Vernetzung von Verwaltung und Start-
ups ermöglicht es auch, in Krisenzeiten flexibel 
und schnell zu reagieren. Zudem können Maß-
nahmen wirksamer eingesetzt werden, was res-
sourcenschonender ist.

und Mitarbeiter der Kölner Verwaltung sollen 
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Ein international attraktiver Standort für 
Investoren und Unternehmen
Die Globalisierung geht auch an Köln nicht vor-
bei und internationale Unternehmerinnen und 
Unternehmer sowie Investorinnen und Investo-
ren schauen sich Köln genau an und prüfen ihre 
Möglichkeiten. Eine internationale Kontaktstelle 
für Unternehmen sowie ein aktives Management 
für Auslandsentsendungen (Expatriate-Manage-
ment-System) sollen dabei helfen, Köln als 
attraktiven Standort zu erkennen und schnell 
in Köln Fuß fassen zu können. Flächen müssen 
dafür ausgewiesen und durch Ausschreibungen 
international transparent gemacht werden. 

Köln muss seine aktuelle Steuerpolitik stets 
im Vergleich auch mit den Nachbarstädten 
hinterfragen. Infrastruktur auszubauen, trans-

parent zu machen und zu bewerben, ist nicht 
nur für internationale Unternehmen wichtig, 
sondern stärkt auch die schon bestehende Wirt-
schaft. Grundlage dafür ist eine Verwaltung, die 
international ausgerichtet ist sowie zügig und 
effizient arbeitet und die sich ein Beispiel an 
Estland nimmt. Dazu gehören ein aktives inter-
nationales Marketing sowie ein professioneller 
Internet-Auftritt auf Englisch und ggf. weiteren 
Sprachen.

Köln braucht eine unternehmens- bzw. 
kundenorientierte Verwaltung
Die Verwaltung muss Unternehmen als Kunden 
verstehen. Ein Anliegen muss bearbeitet und 
ggf. intern weitergereicht statt zurückgewiesen 
werden (One-Stop-Shop). Dafür muss zunächst 
Transparenz über die Ansprechpartner bestehen. 
In einer digitalisierten Welt muss man online 
den Status eines Antrages einsehen können. Das 
E-Government ist generell weiter auszubauen 
durch Online-Anträge, -Verfahren und Apps. Die 
FDP Köln erwartet von der Verwaltung vor allem 
schnelle und rechtssichere Entscheidungen.

Bekenntnis zu Köln als Industriestandort
Auch wenn der Dienstleistungsbereich für Köln 
immer wichtiger wird, ist die industrielle Basis 

doch unverzichtbar für 
den Wirtschaftsstand-
ort Köln. Die FDP be-
kennt sich zu Köln als 
Industriestandort und 
will die Industriege-
biete der Stadt erhal-
ten und noch besser 
ausnutzen. Wenn Flä-
chen in diesen Gebie-
ten frei werden, soll 
sich die Stadt um die 
Ansiedlung von inno-

vativen Unternehmen kümmern. Wir wollen Köln 
zum innovativsten Industriestandort in Europa 
machen und hierzu beste Investitionsbedingun-
gen schaffen sowie die Wettbewerbsfähigkeit der 
breit aufgestellten industriellen Wertschöpfungs-
ketten stärken. Dabei sollen die Unternehmen 
dazu angehalten werden, die Flächen in den In-
dustriegebieten durch höhere Bebauung intensi-
ver zu nutzen. Für den Erhalt der Industriegebiete 
ist es auch wichtig, dass kein Wohnungsbau in 

parent zu machen und zu bewerben, ist nicht vativen Unternehmen kümmern. Wir wollen Köln 
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den Gebieten der vorgeschriebenen Abstandsflä-
chen zugelassen wird.

Umwelttechnologien fördern
Steigende Anforderungen an den Umwelt- und 
Klimaschutz bieten auch viele Chance für die Wirt-
schaft. Dabei setzen wir auf die Innovationskraft 
des Wettbewerbs. Denn innovative Ansätze und 
neue Technologien sind ein wesentlicher Motor 
des Klimaschutzes. Durch erhöhte Effizienz kön-
nen Ressourcen und Energie gespart, Emissionen 
reduziert und die Lebensqualität verbessert wer-
den – nicht nur auf dem deutschen Markt, sondern 
weltweit. Die Stadt Köln soll sich gezielt als Stand-
ort für innovative Umwelttechnologien vermarkten.

KMU in Köln spezifisch unterstützen
Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) sind das 
Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Diese sind von 
zunehmenden Auflagen betroffen. Auflagen sollten 
zukünftig nur nach einer „Kostenfolgeabschät-
zung“ mit besonderer Berücksichtigung von Unter-
nehmensmerkmalen wie der Unternehmensgröße 
erlassen werden. Radwege- und Straßenkonzepte 
müssen auch Parken und Anlieferung im Gewerbe 
hinreichend berücksichtigen.

Förderung von (mittelständischen) Innova-
tionsclustern
Mittelständische Unternehmen müssen fit werden 
für die digitale Zukunft und sich verändernde Märk-
te. Innovative Ideen entstehen jedoch nicht unbe-
dingt im Rahmen traditioneller Geschäftsabläufe, 
sondern zum Beispiel im Umfeld der Start-up-Sze-
ne. Durch Vernetzung beider Seiten können neue, 
zukunftsorientierte Geschäftsmodelle entstehen. 
Dies möchten wir im Rahmen von Innovationsclus-
tern fördern. Ihre Initiierung sehen wir als wichtige 
Aufgabe für die neu gegründete KölnBusiness Wirt-
schaftsförderungs-GmbH.

Handwerksbetriebe unterstützen
Das Handwerk gehört zu den Grundpfeilern einer 
funktionierenden Stadt mit zukunftssicheren Ar-
beitsplätzen. Das Handwerk hat aber mit einer 
Reihe von Problemen zu kämpfen, für die die 
Unterstützung der Stadt gebraucht wird. Gewer-
beflächen für Handwerksbetriebe sind derzeit 
nicht ausreichend vorhanden und müssen in allen 
Stadtbezirken bei der Stadtplanung berücksich-
tigt werden. Damit die Betriebe die Möglichkeiten 
der Digitalisierung nutzen können, müssen alle 
Gewerbegebiete an schnelles Internet ange-
schlossen werden. 

Nachwuchs im Handwerk fördern
Viele Handwerksbetriebe suchen händeringend 
nach Personal. Dieses Problem muss auf ver-
schiedenen Ebenen angegangen werden. So 
müssen Handwerksberufe in unserer Gesell-
schaft mehr Wertschätzung erfahren, um mehr 
junge Menschen für eine Ausbildung anstelle 
eines Studiums zu interessieren. Jugendliche 
ohne Schulabschluss müssen nachqualifiziert 
werden. Das Handwerk hat aber auch mit zu ho-
hen Auflagen zu kämpfen. Diese behindern z.B. 
die Integration von Geflüchteten oder Menschen 
mit besonderem Bedarf, die Ausbildungsplätze 

besetzen könnten. Eine spezifische Frauenförde-
rung kann das Handwerk diverser machen und 
Perspektiven schaffen. Fort- und Weiterbildung 

besetzen könnten. Eine spezifische Frauenförde
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für das Handwerk sind daher in die kommunale 
Förderung aufzunehmen – beispielsweise durch 
eine würdevolle Gebäude-Ausstattung der Be-
rufsschule Porz als „Hochschule Handwerk“ oder 
durch die Unterstützung von Schulwerkstätten. 
In der handwerklichen Ausbildung sowie in der 
Fort- und Weiterbildung muss die Digitalkom-
petenz deutlich intensiviert werden. Die Nutzung 
von Förder- und Beratungsprogrammen sind den 
Handwerksbetrieben vereinfacht zugänglich zu 
machen. Die Bearbeitungszeit und -qualität bei 
behördlichen Verfahren sind zu verbessern.

Ein Azubi-Wohnheim bauen
Zahlreiche Unternehmen spüren einen Fachkräf-
temangel. Auch die Kölnerinnen und Kölner lei-
den hierunter, wenn diese z.B. wochen- oder gar 
monatelang auf Handwerker warten müssen. Eine 
berufliche Ausbildung ist das beste Mittel gegen 
den Fachkräftemangel. Doch viele Auszubildende 
können sich eine Ausbildung in Köln nicht leisten, 
da das Lehrgehalt nicht zur Deckung der Miete 
reicht, wenn überhaupt Wohnraum vorhanden ist. 
Studierende erhalten BAföG, das höher sein kann 
als ein Lehrgehalt, und können auf Studierenden-
wohnheime zurückgreifen. Auch Auszubildende 
brauchen kostengünstigen Wohnraum, damit für 
diese eine Ausbildung in Köln attraktiv ist. Wir 
fordern ein Azubi-Wohnheim, um auch den Aus-
bildungsberufen Respekt entgegenzubringen und 
eine diverse Arbeitsmarktpolitik zu fördern.

Lokale Vielfalt im Handel erhalten
Neben dem Handwerk war der Handel schon 
immer die tragende Säule des urbanen Lebens 
in Köln. Wie wichtig ein lebendiger stationärer 
Handel ist, hat uns die Corona-Pandemie deut-
lich vor Augen geführt. Es gilt, den Fortbestand 
der Stadt mit ihren Veedeln als überregionales 
Handelszentrum langfristig zu gewährleisten. 

Der Online-Handel als nicht zahlender Nutzer des 
öffentlichen Raums hat einen Wettbewerbsvorteil 
gegenüber dem stationären Handel, der einer 
umfangreichen Genehmigungspflicht unterliegt 
und die damit verbundenen Kosten zu tragen hat. 
Der stationäre Handel darf keine Nachteile durch 
gesetzliche, infrastrukturelle oder steuerliche 
Barrieren haben. Vielmehr gilt es, stabile Rah-
menbedingungen zu schaffen, die dem Wandel 
des Handels Rechnung tragen. Politik und Ver-
waltung müssen den Einzelhandel unterstützen 

und entlasten statt immer mehr Auflagen und 
Restriktionen zu erlassen. Zudem bedarf es der 
Erhöhung einer nachhaltigen Aufenthaltsqualität, 
die der Urbanität der Stadt und der nachhalti-
gen Lebensqualität ihrer Veedel Rechnung trägt. 
Gebühren, ordnungsrechtliche Kontrollen und 
Vorgaben müssen maßvoll angewendet werden, 
Planungs- und Genehmigungsprozesse sind zu 
beschleunigen. Weiter fordert die Kölner FDP:
• Durchführung von verkaufsoffenen Sonntagen
• Regelmäßige und schnellere Aktualisierung des 

Einzelhandels- und Zentrenkonzepts, um auf 
Marktveränderungen reagieren zu können
• Ausreichend kostenfreie Kurzzeitparkzonen
• Erhöhung der Aufenthaltsqualität im urbanen 

Raum durch die konsequente Umsetzung des 
Gestaltungshandbuches
• Gewerbesteuersatz-Festschreibungen auf fünf 

und entlasten statt immer mehr Auflagen und 
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Jahre, um Neuansiedlungen von externen Händ-
lern und Handwerkern für Köln zu generieren
• Einführung einer Veedels-Plattform, um die 

Geschäftsmodelle der Händler, Gastronomen 
und Dienstleister zu digitalisieren und die loka-
le Kundenbindung zu stärken, z.B. durch lokale 
Treueprogramme

Kölner Hotel- und Gastronomiebranche 
durch Tourismus stärken, Bettensteuer 
abschaffen
Der Städtetourismus und mit ihr die Hotel- und 
Gastronomiebranche in Köln liegen durch die Co-
rona-Pandemie am Boden. Viele Existenzen und 
Arbeitsplätze sind gefährdet oder gar schon ver-
loren. Wann, wenn nicht jetzt gehört die Kulturför-
derabgabe auf privat veranlasste Hotelübernach-
tungen (sogenannte „Bettensteuer“) abgeschafft? 
Sie erhöht nur die Hotelbettenpreise und macht 
den Städtetourismus unattraktiv, statt ihn zu 
fördern. Außerdem muss KölnTourismus jetzt eine 
Marketingoffensive für Reisen nach Köln starten.

Weniger Bürokratie für die Kölner 
Gastronomie
Gastronomie sorgt für eine gute und attraktive 
Stadtatmosphäre. Sie leistet mit ihren vielfälti-
gen Angeboten einen wertvollen Beitrag zum po-
sitiven Lebensgefühl in Köln. Zusätzlich steigert 
sie das Sicherheitsgefühl der Menschen durch 
die Belebung des städtischen Raumes. Durch die 
Corona-Krise sind viele Betriebe in ihrer Existenz 
bedroht und brauchen nicht nur kurzfristig Unter-
stützung durch ihre Stadt. Wir wollen es den Wir-
ten erleichtern, Außengastronomie für die Gäste 
anzubieten. Dabei wollen wir sie von überflüssi-
ger Bürokratie befreien, indem wir zum Beispiel 
verstärkt zu mehrjährigen, gebührenfreien Ge-
nehmigungen von Außengastronomie übergehen. 
Die regelmäßigen Anlieferungen müssen durch 

konsequentes Abschleppen in den Ladezonen un-
terstützt werden.

Abschaffung der stillen Feiertage
In jüngster Zeit sind zwei Messen aus Köln weg-
gegangen, weil hier an stillen Feiertagen keine 
Messen bzw. messenahe Veranstaltungen statt-
finden dürfen. Das ist nicht hinnehmbar. Die FDP 
Köln setzt sich bei der Landesregierung dafür 
ein, die stillen Feiertage abzuschaffen. Entspre-
chend ist die Bezirksregierung Köln zu ermuti-
gen, etwaig bestehende Ermessensspielräume 
bei der Gewährung von Veranstaltungsgenehmi-
gungen zu stillen Feiertagen zu deren Gunsten 
auszunutzen.

Logistikangebote für Gewerbe und 
Industrie innovativ organisieren
Der E-Commerce wächst und dadurch steigt der 
Bedarf an Logistikdienstleistungen. Das bringt er-
hebliche Herausforderungen für den städtischen 
Verkehr, aber auch für große Unternehmen mit 

sich. Wir wollen die Logistikangebote für Gewerbe 
und Industrie innovativ und stadtverträglich orga-
nisieren. Dabei muss die gesamte Infrastruktur 
von Köln berücksichtigt werden, also die Straßen, 
der Rhein, der Flughafen, die Bahn etc. Fahrräder 
mit großen Lieferboxen sollen in Teilen der Innen-
stadt die Funktion der Lieferwagen übernehmen.

sich. Wir wollen die Logistikangebote für Gewerbe 
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Aktive Förderung der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft
Köln als Medienstadt ist eine Hochburg der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft und zieht die entspre-
chenden Köpfe an. Diese haben schon viele gute 
Konzepte wie c/o Pop, Gamescom, ArtCologne, 
Comicon usw. verwirklicht. Jedoch müssen die-
se durch das Stadtmarketing auch international 
noch besser vermarktet werden. Die zahlreichen 
Festivals müssen mehr unterstützt, innovative 
Konzepte gefördert und dadurch auch eine Kul-
tur- und Kreativlandschaft in den Veedeln er-
möglicht werden. Dafür braucht es eine Offenheit 
der Verwaltung für z.B. Kunstinstallationen und 
Festivals an ungewöhnlichen Orten. Kreativität 
und Innovation entsteht durch Kollaboration. Eine 
Vernetzung der Kreativschaffenden soll durch die 
Stadt Köln aktiv gefördert werden. Dazu sollten 
die Beratungsstellen ausgebaut werden.

Vielfältige Sharing Economy Angebote in 
Köln ermöglichen
Köln platzt aus allen Nähten und steht als wach-
sende Stadt vor Mobilitäts-, Wohn- und Park-
problemen. Als Folge davon überprüfen immer 
mehr Menschen, wie viel Fläche sie eigentlich 
brauchen. Ressourcensparendes Sharing ermög-
licht sowohl individuell als auch gesellschaftlich 
vielfältige Möglichkeiten. Die Sharing Economy 
ermöglicht neue Geschäftsmodelle. Die Stadt 
soll diese Entwicklung fördern, wo dies gesell-
schaftlich sinnvoll ist und das Zusammenleben 
der Menschen verbessert. Dazu gehören die För-
derung von Parkplätzen für das Carsharing und 
die Berücksichtigung von Wohngemeinschaften 
und Kurzzeitwohnen bei der Vergabe von Bauland. 
Auch die städtischen Unternehmen müssen hier 
tätig werden. Die KVB zum Beispiel soll für ihre 
Abonnenten besondere Vorteile bei der Nutzung 
anderer Verkehrsmittel im Sharing-Bereich an-

bieten und so die Vernetzung der Verkehrsträger 
fördern.

Quartiers-Management für Gewerbeim-
mobilien
Zunehmend stehen in Köln Gewerbeimmobi-
lien leer, was ungenutzte Potentiale schafft 
und ein negatives Stadt-Image mit sich bringt. 
Ein kompetentes Flächen- und Leerstandsma-
nagement schafft mit einem organisierten und 
transparenten Mietpreis-Check die erforderliche 
Markttransparenz, unterstützt so Mieter und 
Hauseigentümer und soll die Vermietungsquote 
bei Einzelhandel und Gastronomie zumindest er-
halten. Wir wollen kompetente Ansprechpartner 
für Immobilien-Standortgesellschaften und eine 
Moderatorenstelle Mietpreis-Check etablieren.

Den Großmarkt in Köln sichern
Der Erhalt des Kölner Großmarktes ist Voraus-
setzung für die Stärkung regionaler Produkte 
vor dem Hintergrund einer nachhaltigeren Ernäh-
rungsweise. Ein neuer Standort muss bezugsfertig 
sein, bevor die letzten Händler verschwinden und 
bestehende Strukturen irreparabel zerstört sind. 
Die FDP bleibt bei ihrer Ablehnung zum Standort 
Marsdorf und erneuert ihren alten Vorschlag, den 
Großmarkt in Volkhoven/Weiler direkt an der Au-
tobahn anzusiedeln.

Köln soll ein zentraler europäischer 
Raumfahrtstandort werden
Köln ist Raumfahrtstadt. Hier arbeiten das Deut-
schen Luft- und Raumfahrtzentrum (DLR), die 
European Space Agency (ESA) und das Institut für 
Luftrecht, Weltraumrecht und Cyberrecht an der 
Universität. Wir wollen, dass die Stadt gezielt im 
Bereich der Nutzung des Weltalls die Ansiedlung 
weiterer Institutionen vorantreibt. Köln soll zu 
einem zentralen Standort für europäische Raum-
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fahrtforschung und -nutzung werden. Ziel ist, in 
diesem Bereich weitere Geschäftsmodelle wie 
z. B. satellitengestützte Überwachung von Luft-
schadstoffen und Klimagasen zu entwickeln und 
Köln als zentralen Standort für Weltraum-Experti-
se zu positionieren. Marketing, Fördergelder, wis-
senschaftliche Konferenzen, öffentlichkeitswirk-
same Veranstaltungen etc. können den Standort 
stärken und dadurch noch mehr internationale 
Forscherinnen und Forscher anziehen. Köln als 
Stadt der Raumfahrt wäre eine zusätzliche, zu-
kunftsweisende Markenbotschaft, die genutzt 
werden kann, um Menschen in Schulen und Uni-
versitäten zu begeistern. Am Tag der Luft- und 
Raumfahrt sind noch öffentlichkeitswirksamere 
Veranstaltungen durchzuführen.

Forschungsergebnisse in die Wirtschaft 
transferieren
Köln und das Rheinland sind ein führender For-
schungsstandort in Deutschland. Eine Reihe von 
Hochschulen und staatlichen Forschungsinstitu-
ten leistet hier hervorragende Arbeit. Leider funk-
tioniert der Transfer der Forschungsergebnisse in 
die praktische Anwendung oft nicht so gut. Da-
durch gehen uns in Deutschland zukunftsträch-
tige Wirtschaftsfelder und Arbeitsplätze verloren. 

Der Austausch zwischen Hochschu-
len und Unternehmen muss über 
den „Forschungsdialog Rheinland“ 
hinaus gestärkt und der Transfer 
von Forschungsergebnissen in die 
Wirtschaft optimiert werden.

Mehr Menschen in Arbeit
Die Schaffung von attraktiven neu-
en Arbeitsplätzen in Köln ist eine 
Voraussetzung für einen größeren 
finanziellen Spielraum in sozialer 
Hinsicht, um den Kölnerinnen und 

Kölnern zu helfen, die dies nicht aus eigener Kraft 
vermögen. Dafür geeignete Rahmenbedingungen 
zu schaffen, ist unsere soziale Verantwortung. 
Die Kölner Liberalen stehen für die Schaffung 
von Arbeitsplätzen mit Nachhaltigkeitseffekt. 
Wir wollen nicht nur Dienstleistungsfirmen aus 
dem Niedriglohnsektor, sondern innovative Fir-
men, die attraktive Arbeitsplätze schaffen. Trotz 
guter Konjunkturdaten ist in Köln etwa die Hälfte 
der arbeitslosen Menschen ein Jahr oder länger 
ohne Arbeit. In Verantwortung für diese Menschen 
fordert die Kölner FDP, die Anstrengungen zu er-
höhen, damit den Betroffenen Arbeitsplätze im 
ersten Arbeitsmarkt angeboten werden.

Jeder und Jedem den Zugang zum 
Arbeitsmarkt ermöglichen
Arbeitsmarktpolitik muss grundsätzlich auf den 
Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt ausgerichtet 
sein. Für Personen mit vielfachen Vermittlungs-
hemmnissen und die schon sehr lange arbeitslos 
sind, sollte es allerdings auch kommunale För-
derprogramme geben. Um Anreize zu schaffen und 
Hürden abzubauen, braucht es Beratungsstellen 
für Unternehmen in Bezug auf Förderungen und 
Auflagen. Aufklärungskampagnen, welche Mög-
lichkeiten es gibt und welche Chancen Diversität 

fahrtforschung und -nutzung werden. Ziel ist, in Kölnern zu helfen, die dies nicht aus eigener Kraft 
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und Inklusion in Unternehmen mit sich bringen, 
können Akzeptanz (auch bei anderen Mitarbei-
tenden in Unternehmen) schaffen. „Mit gutem 
Beispiel vorangehen“ sollte die Stadt Köln auch 
in der Verwaltung und dort alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, Diversität zu nutzen, Inklusion zu 
fördern und Menschen zu integrieren. Darüber 
kontinuierlich zu informieren und zu kommuni-
zieren, kann die Stadt Köln zu einem attraktiven 
Arbeitgeber werden lassen. So kann die Stadt 
Köln eine Beispielfunktion einnehmen. Runde 
Tische zwischen Verwaltung, Sozialpartnern und 
Unternehmen zur Bedarfsklärung und Maßnah-
menerarbeitung sollten regelmäßig stattfinden. 
Inklusion und die Förderung von Diversität ist 
keine Einbahnstraße. Es ist eine Chance und kann 
eine Win-Win-Situation für alle beteiligten Akteu-
re sein, wenn die Rahmenbedingungen gelungen 
sind und die Bedürfnisse aller beteiligten Akteure 
berücksichtigt werden.

Senioren als aktiven Teil des Wirt-
schaftsgeschehens begreifen
Viele Senioren wollen oder müssen auch nach 
dem Renteneintritt noch arbeiten. Senioren sollte 
auf allen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens 
Partizipation ermöglicht werden. Sie haben einen 

reichen Schatz an Erfahrungen und Wissen und 
sind häufig motiviert, dieses Wissen auch wei-
terzugeben. Konzepte, die „Alt hilft jung und jung 
hilft alt“ als Kerninhalt haben, können eine Diver-

sität in der Gesellschaft, eine Akzeptanz der Ge-
nerationen und eine Integration unterschiedlicher 
Mitglieder der Gesellschaft fördern. Informations-
börsen und Kampagnen, welche Möglichkeiten 
bestehen, sich in den Arbeitsmarkt einzubringen, 
sowohl für Unternehmen als auch für Senioren, 
sollen Handlungsräume schaffen und ungenutz-
tes Potenzial nutzbar machen. Die Stadt Köln soll 
in Zusammenarbeit mit der Arbeitsagentur Bera-
tungsstellen mit dem Schwerpunkt „Arbeiten im 
Alter“ einrichten, um es interessierten Personen 
leicht zu machen, an Informationen zu kommen.

Ein gezieltes und professionelles Stadt-
marketing
Wir brauchen ein Stadtmarketing, das gezielt, 
adressatengerecht und mit mehr Budget für die 
Stadt Köln wirbt. Anstatt Marketing mit der Gieß-
kanne braucht Köln ein zielgerichtetes Marketing. 
Marketing muss dabei gezielt auf Wissenschaft, 
Kultur, Freizeit und Wirtschaft abzielen. Das 
Stadtmarketing ist dabei professionell aufzustel-
len und mit den notwendigen Ressourcen auszu-
statten. Ein attraktiver Standort kann einen Ma-
gneten für Unternehmen und Talente darstellen. 
Neben einem gezielten Kulturmarketing sollte 
auch ein Sportmarketing, welches auch innova-
tive Sportarten umfasst, vorangetrieben werden. 
Neben der Sichtbarkeit der Stadt, die über den 
Karneval hinausgeht, braucht Köln ein Marketing, 
das den guten Ruf der Stadt so darstellt, wie Köln 
es verdient hat.

Haushaltsüberschüsse sinnvoll einsetzen
Auch wenn der städtische Haushalt durch die Co-
rona-Pandemie derzeit stark belastet ist, dürfen 
wir das Ziel einer mittelfristigen Haushaltskon-
solidierung nicht aus den Augen verlieren. Haus-
haltsüberschüsse sollen zukünftig zur Schulden-
tilgung, zur Abschaffung der „Bettensteuer“, zur 

reichen Schatz an Erfahrungen und Wissen und 
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Senkung der Grundsteuer sowie der Gewerbesteu-
er verwendet werden. Durch eine kluge Finanz-, 
Haushalts- und Wirtschaftspolitik wollen wir die 
Stadt Köln in die Lage versetzen, zukünftig ohne 
neue Schulden auszukommen. Mit einem Drittel 
der erwirtschafteten Überschüsse wollen wir die 
Schulden der Stadt Köln tilgen, um zukünftige 
Generationen zu entlasten. Im Umfang eines wei-
teren Drittels wollen wir die Grundsteuer senken; 
hiervon profitieren alle Menschen in Köln, Eigen-
tümer wie auch Mieter über geringere Nebenkos-
ten. Mit den weiteren Überschüssen wollen wir 
die Gewerbesteuer senken und so die Finanzkraft 
der Kölner Unternehmen stärken, damit diese 
Arbeitsplätze in Köln schaffen und dauerhaft 
erhalten. Durch die Schuldentilgung profitieren 
unsere Kinder und Kindeskinder und durch die 
Steuersenkungen alle Menschen im hier und jetzt.

Investitionen in den Umweltschutz sind Inves-
tition in die langfristige Lebensqualität. Eine 
wachsende Stadt darf sich nicht auf dem Status 
Quo ausruhen, sondern muss stetig weiter in die 
Umwelt investieren und Regeln anpassen. Diese 
Investitionen schaffen ein lebenswertes Umfeld 
und halten die Belastungen der modernen Gesell-
schaft für Mensch und Umwelt möglichst gering.
Wir müssen auf bekannte und unbekannte Risi-
ken der zu erwartenden klimatischen Veränderun-
gen durch lokale Minderung von Emissionen und 
Vorsorge beim Stadtklima reagieren.

Klimanotstand vermeiden
Köln muss einen Klimanotstand vermeiden, an-

statt ihn auszurufen. Der von der Mehrheit des 
Rates beschlossene Klimanotstand ist reine 
Symbolpolitik. Tatsächlich kommt es darauf an, 
dass die Stadt konkrete Maßnahmen ergreift, um 
einen Klimanotstand zu vermeiden. Dazu macht 
die FDP im Folgenden eine ganze Reihe konkreter 
Vorschläge.

Klimaschutz fängt in der Kommune an
Klimaschutz ist ein Teil nachhaltiger Stadtent-
wicklung. Die UNO hat 17 Nachhaltigkeitsziele 
aufgestellt. An diesen orientiert sich auch die 
FDP Köln. Klimaschutz ist eines davon. Nachhal-
tige Entwicklung fängt in Köln und in den Veedeln 
an. Auf viele Bereiche hat die Stadt unmittelbaren 
Einfluss. Köln will bis 2050 klimaneutral sein 

und schon bis 2030 die Treibhausgasemissionen 
halbieren. Dafür muss die Stadt einen Fahrplan 
erstellen, wie diese Ziele tatsächlich erreicht 
werden können.

Die FDP fordert Investitionen in Umweltbildung, 
neue Technologien und Anreize für vorbildliches 
Verhalten, aber auch die Ahndung von Fehlverhal-
ten (z.B. Bußgeldkatalog). Das wichtigste aber ist: 
Umweltschutz braucht Kooperation. Köln braucht 
zum Beispiel „Umweltbotschafter Wirtschaft“, 
die Projekte zur Kooperation von Wirtschaft und 
Verwaltung – auch mit dem Umland – anstoßen 
und koordinieren. Die Wärme- und Wasserstof-
füberschüsse aus der Industrie rund um Köln 

Klima

Umwelt
und

und schon bis 2030 die Treibhausgasemissionen 
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sind Chancen, durch Partnerschaften unnötigen 
CO2-Ausstoss zu vermeiden. Die stadteigenen Be-
triebe sollen mit Unternehmen in Partnerstädten 
Projekte durchführen, die zu einer Einsparung von 
CO2 führen und die auf die Klimabilanz aller Betei-
ligten anteilig angerechnet werden. So können wir 
durch vertrauensvolle Zusammenarbeit über offe-
ne Grenzen hinweg unser Klimaziele erreichen.

Maßnahmen für ein besseres Stadtklima
Die Stadt Köln steht vor der Herausforderung, 
mehr Wohnraum schaffen zu müssen. Gleich-
zeitig muss die Lebensqualität erhöht werden. 
Wir brauchen Bauformen, die für die steigenden 
Temperaturen im Sommer geeignet und zugleich 
möglichst klimaneutral sind. Wir wollen z.B. das 
Bauen mit Holz fördern. So wie bei der Ernährung 
halten wir es für sinnvoll, wenn Baustoffe aus der 
Region kommen.

Bei Stadtplanung und Baugenehmigung muss 
vorgesorgt werden, dass Aufheizung im Sommer 
vermieden wird. Das GrünHochDrei-Programm zur 

Förderung der Begrünung von Dach-, Fassaden- 
und Hofflächen ist richtig, muss aber ergänzt 
werden, z.B. durch Gutscheine für die Beurteilung 
der Statik eines Daches. Das ist genauso wichtig 
wie die Förderung von Sonnenenergie auf unseren 
Dächern. Auch kleine Dächer wie Garagen, Ver-
einsheime und Bushaltestellen müssen berück-
sichtigt und gefördert werden.

Bäume und Hecken haben einen positiven Ein-
fluss auf das Stadtklima, filtern Schadstoffe aus 
der Luft und vermitteln Ruhe. Wir brauchen mehr 
Hecken auf Mittelstreifen und mehr Begrünung an 
Lärmschutzwänden.

Wir wollen, dass Entsiegelung bei der Ab-
wassergebühr und Eigenkompostierung bei der 
Abfallgebühr berücksichtigt werden. Analog dazu 
soll der Erhalt von örtlich wichtigen Bäumen, 
Baumgruppen und Gehölzen auf Privatgrundstü-
cken bei den Grundbesitzabgaben und der Pacht 
berücksichtigt werden.
Weiter fordert die FDP:
• Die Baum-Kompetenz der Verwaltung muss in 

den Stadtbezirken gestärkt und den Menschen 
zugänglich gemacht werden.
• Parkplätze müssen mit Bäumen beschattet 

werden.
• Versiegelter Boden heizt sich stark auf und för-

dert Überschwemmungen. Vorschläge aus den 
Stadtteilen, wo Asphalt durch wassergebunde-
ne Oberflächen ersetzt werden könnte, sollen 
geprüft und honoriert werden.
• Weitere KVB-Trassen und Haltestellendächer 

müssen begrünt werden.
• Nachhaltige Innovationen sollen bei Inves-

titionen bevorzugt werden, wenn sie eine 
Chance haben, sich einmal wirtschaftlich 
selbst zu tragen. Dazu gehören Radwege und 
Lärmschutzwände, die Strom erzeugen oder 
aus Altplastik hergestellt werden. Die Stadt 
braucht ein Gremium, das das fachlich be-
wertet.
• Solarenergie, Nah- und Fernwärme sollen for-

ciert ausgebaut werden.
• Umweltfeindliche Steinwüsten in Wohngebie-

ten sind durch eine Vorgartensatzung zu ver-
hindern.
• Brachflächen sollen hinsichtlich einer qualita-

tiven Aufwertung geprüft werden.

Förderung der Begrünung von Dach-, Fassaden- 
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• Öffentliche Plätze sind durch Begrünung und 
Beschattung – notfalls in Großkübeln und 
Hochbeeten – als Wohlfühlraum zu gestalten. 
Betonwüsten ohne Aufenthaltsqualität müssen 
begrünt werden.
• Monokulturen sind zu vermeiden; eine Pflan-

zen-Vielfalt erhöht die langfristige Resistenz 
des Stadtgrüns.
• In städtischen Parks und Grünanlagen soll die 

biologische Vielfalt durch Anbau alter, bedroh-
ter Pflanzen- und Baumarten gefördert werden. 
Blumenwiesen sollen Lebensräume für Insek-
ten bieten.

Schadstoffausstoß und Lärmbelästigung 
verringern
Autos und Gemeinwohl sind für uns kein Gegen-
satz. Verkehrspolitik gelingt nur durch Koope-
ration mit dem Umland – da sind Kompromisse 
notwendig. Der Kölner Verkehr ist zu entspannen, 
Schadstoffausstoß und Lärmbelästigung sind zu 
verringern. Fließender Verkehr verursacht weni-
ger Schadstoffe als Stop and Go. Deswegen sind 
Pförtnerampeln, die den Verkehr stauen und in die 
Wohngebiete umleiten, grundsätzlich abzulehnen.
Forderungen nach Fahrverboten für ältere Die-
selautos oder Einführung einer Citymaut sind 
unsozial. Sie treffen besonders diejenigen, die 
sich kein neues Auto leisten können und die kei-
ne zusätzlichen Gebühren für die Benutzung von 
Straßen bezahlen können. Mit solchen Forderun-
gen treibt man die Wählerinnen und Wähler in die 
Arme extremer Parteien.

Die Menschen brauchen Alternativen zum Auto, 
die vergleichbares Tempo und Sicherheitsgefühl 
geben. Alternativen für eine intelligente Ver-
kehrsführung sind:
• Der ÖPNV muss zuverlässig sein und braucht 

ein preiswerte und verständliche Tarife. Die 
Menschen müssen Zeit im ÖPNV nutzen kön-

nen und brauchen dazu Internet-Empfang und 
als Anreiz WLAN, dessen Nutzung im Fahrpreis 
inbegriffen ist.

• Die Fahrpreise für Online-Tickets von Bus 
und Bahn müssen über die Grenzen der Ver-
kehrsverbünde hinweg nach Strecke berechnet 
werden.
• Die Park-and-Ride-Möglichkeiten müssen aus-

gebaut werden, um den Menschen aus dem Köl-
ner Umland attraktive Alternativen anzubieten, 
nicht mit dem Auto in die Stadt zu fahren.
• Das Schienennetz der KVB muss jährlich um 

10 Kilometer erweitert werden, auch über die 
Stadtgrenzen hinaus.
• Sichere, beleuchtete Fahrradwege müssen 

zügig ausgebaut werden. Moderne Technik 
erlaubt es, die Nebenwirkungen auf Insekten 
gering zu halten.
Nicht nur für die Menschen, sondern auch für 

den Transport von Produkten brauchen wir schad-
stoffarme Alternativen:
• Der Lieferverkehr muss entzerrt werden, um 

den Verkehrsfluss aufrecht zu halten. Fahr-
zeuge mit alternativen Antrieben sollen für den 
Lieferverkehr gefördert werden.
• Die Rheinschiffe, die in Köln anlegen, müssen 

besser mit Landstrom versorgt werden, um den 
Einsatz von Dieselmotoren zu reduzieren. Wenn 
der Landstrom an allen Anlegestellen zur Ver-
fügung steht, muss eine Pflicht zur Nutzung 
des Landstroms eingeführt werden.

• Die Fahrpreise für Online-Tickets von Bus 
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Digitalisierung im Straßenverkehr
Auf der Basis von punktuellen Messwerten und 
darauf basierenden Simulationen wird über Na-
vigationssysteme eine intelligente Lenkung des 
Verkehrs zur Schadstoffreduktion möglich, unter 
anderem durch intelligente Ampelschaltungen, 
die Staus und damit Abgase vermindern. So kann 
der Verkehr situationsgerecht gesteuert und die 
Eingriffe können reduziert werden.

Sensoren an Parkplätzen können die Belegung 
erfassen und Autos per App gezielt zu den freien 
Plätzen lotsen. So können der Parksuchverkehr 
verringert und damit Abgase reduziert werden.

Smart City für Klimaschutz
Die Lärmminderungsplanung beruht aus-
schließlich auf berechneten Daten. Es gibt kein 
Lärm-Messnetz. Die Lärm-Messwagen messen 
nur bei kurzfristigen Überschreitungen. Umgekehrt 
gibt es für Luftschadstoffe wie Stickoxide und 
Staub zwar lokale Messungen, aber kein digitales 
Modell, das Aussagen über die Teile Kölns macht, 
in denen nicht gemessen wird. Für die Klimaemis-
sionen (CO2, aber auch Methan und Lachgas) gibt 
es nur grobe Schätzungen.

Messen und Rechnen gehören in der digitalen 
Welt zusammen: Wir brauchen Messpunkte für 
Lärm in der Stadt. Auch bei den Klimagasen brau-
chen wir satellitengestützte Messungen von Emis-
sionen wie CO2, Feinstaub etc. statt Schätzungen.

Die Umweltdaten können mittels dezentraler 
Mess-Einrichtungen aufgenommen werden und 
mit dem Funknetzstandard LoRAWAN abgerufen 
und verarbeitet werden. Hierfür muss das LoRA-
WAN-Netz ausgebaut werden. So ergeben sich 
beispielsweise stundengenaue digitale Karten der 
Luftschadstoffe. Die Messungen zur Validierung 
der berechneten Daten schaffen Glaubwürdigkeit 
und die Grundlage für präzisere Maßnahmen.

Digitalisierung bei der Abfallwirtschaft
Die Abfallwirtschaftsbetriebe sollen alle öffentli-
chen Mülleimer mit Sensoren ausrüsten, die ihre 
Füllhöhe mitteilen, damit die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter bedarfsgerecht leeren können 
und dabei unnötige Fahrten und damit Kraftstoff 
und Abgase sparen können.

Die Stadtverwaltung soll Vorbild beim 
Umweltschutz sein
Die öffentliche Verwaltung hat eine Vorbildfunk-
tion für die Bürgerinnen und  Bürger. Um dieser 
Funktion gerecht zu werden, fordert die FDP:
• Der Energiebedarf für die städtischen Gebäude 

und Infrastruktur soll klimaneutral erfolgen.
• Der Fuhrpark der Stadt soll auf Fahrzeuge mit 

alternativen Antrieben und Kraftstoffen – be-
vorzugt Wasserstoff aus der Region – umge-
stellt werden.
• Ziel muss die weitgehend papierlose Verwal-

tung sein, denn Reduzierung von Papierbedarf 
heißt Reduzierung des Ressourcenbedarfs.

• Die Neubauten der Stadt sollen neuesten Stan-
dards entsprechen und möglichst klimaneutral 
sein.

Köln soll Wasserstoff-Modellregion 
werden
LKWs, Busse und andere schwere Nutzfahr-
zeuge müssen umweltfreundlicher werden. Die 

Sensoren an Parkplätzen können die Belegung 
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LKW-Hersteller setzen derzeit auf Elektromotoren 
mit Batterieantrieb, obwohl Brennstoffzellenfahr-
zeuge sowohl bei Bussen als auch bei Lokomoti-
ven erprobt verfügbar und besser einsetzbar sind. 
Die Entscheidung für die Batterie fällt, weil dies 
an vielen Orten billiger ist als die Produktion von 
Wasserstoff. In Köln aber ist dies 
anders: Hier wird Wasserstoff aus 
Industrieprozessen als Abfall ver-
brannt. Es wäre für die Luftqualität 
(NO2/Ruß) und den Betriebsablauf 
sinnvoller, diesen Wasserstoff als 
Antriebsmittel für Fahrzeuge ein-
zusetzen. Die Stadtwerke Köln sol-
len sich dabei um den Vertrieb von 
überschüssigem Wasserstoff für den Betrieb von 
schweren Nutzfahrzeugen (Busse, Müllfahrzeuge, 
Lokomotiven der HGK) kümmern. Die Stadt soll 
hierbei auch Entwicklungspartner der Industrie 
bei der Erprobung neuer Technologien sein.

Fernwärmenetz entwickeln
Veedel am Rand von Köln werden bei einer zen-
tralen Fernwärmeplanung oft vergessen. Dabei 
steht Wärme an den Chemiestandorten an der 
Stadtgrenze oft im Überschuss zur Verfügung: 
Chemieunternehmen betreiben aber keine Fern-
wärmeversorgung für Privathaushalte. Dafür 
sind die Unternehmen des Stadtwerke-Konzerns 
zuständig. Die RheinEnergie soll sich um den Ver-
trieb von überschüssiger Wärme aus der Indus-
trie kümmern. Die Fernwärme-Gebühren sollen 
dabei nicht nach dem Kommunalabgabengesetz, 
sondern nach dem Marktpreis für Wärme auf Erd-
gas-Basis berechnet werden.

Masterplan Grün zur Stärkung des Grün-
gürtels umsetzen
Ohne frische Luft wird gesundes Leben für jun-
ge und alte Menschen in der Innenstadt extrem 

schwer. Gesunde Erwachsene kommen mit Hitze 
und belasteter Luft relativ gut zurecht. Kranke, 
junge und alte Menschen dagegen haben damit 
Probleme. Deshalb respektiert die FDP bei der 
Stadtplanung die Wege der frischen Luft in die 
Stadt. Die Frischluftschneisen der regionalen 

Klimavorsorgestrategie müssen im Regionalplan, 
in Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen 
gesichert werden. Der Grüngürtel darf nicht weiter 
zersiedelt werden. Der Masterplan Grün zur Stär-
kung des Grüngürtels insbesondere im Norden 
und Osten ist diszipliniert umzusetzen.

Tieren in Köln eine Heimat geben
Die wachsende Stadt muss auch den Lebensraum 
von Wildtieren berücksichtigen. Wenn dieser 
Raum reduziert wird, muss dies lokal kompen-
siert werden. Gleichzeitig müssen die Menschen 
in Köln genug Platz für ihre Haustiere haben; die 
Freilaufflächen für Hunde müssen erhalten blei-
ben. Tierheime brauchen kontinuierliche Unter-
stützung und stabile Rahmenbedingungen.

Artenvielfalt erhalten
Nicht nur Menschen fühlen sich in Köln wohl, 
sondern auch Tiere und Pflanzen aus anderen 
Regionen der Welt. Unter den eingeschleppten 
Tier- und Pflanzenarten gibt es einige, die die 
heimischen Arten verdrängen. Vor diesen invasi-
ven Arten muss die heimische Vielfalt geschützt 
werden, um die Diversität der Arten zu erhalten.

überschüssigem Wasserstoff für den Betrieb von Klimavorsorgestrategie müssen im Regionalplan, 
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Verstärkte Umweltbildung anstelle von 
Verboten
Der bereits beschränkte Zugang zu Naturschutz-
gebieten wird durch die Ordnungsbehörden unter 
dem Vorwand des Naturschutzes zunehmend un-
tersagt. Ordnungsbehördliche Kontrollen verder-
ben vielen Ausflüglern grundlos ihr Naturvergnü-
gen. Die Naturbegeisterung für Rhein, Königsforst 

und Co. sollte jedoch durch die zielgerichtete Auf-
klärungsarbeit der Verwaltung gefördert werden. 
Rücksichtnahme und Naturschutz aus Einsicht 
sind besser als Verbote. Kontrollen mit Zugangs-
verboten zu Naturschutzgebieten sind im Hinblick 
auf die Umwelt-Sensibilisierung nicht zielführend. 
Das Recht auf Naturgenuss soll durch verstärkte 
Umweltbildung vor Ort erhalten bleiben.

wieder in SchwungJetzt die Wirtschaft

bringen!

Wer Köln liebt, macht es besser.Weil‘s besser ist für Köln.
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Die Stadt der selbstbestimmten,
freien Entfaltung

Ein selbstbestimmtes Leben ist die spürbarste Form der Freiheit, und Köln bietet von der Veedels-
kultur bis zum Großstadtleben zahlreiche Möglichkeiten zur individuellen Entfaltung. Wir wollen 
Köln durch beste öffentliche und individuelle Mobilitätsangebote als eine für alle Generationen 
angst- und barrierefrei zugängliche Großstadt erschließen.

Köln soll sich durch einen sicheren, sauberen und attraktiven öffentlichen Raum, eine lebendige, 
abwechslungsreiche Kulturlandschaft und gepflegte Freizeit- und Sportmöglichkeiten auszeich-
nen! Denn eine Stadt mit mehr Freiraum ist eine Stadt mit mehr Lebensqualität!

Mobilität ist Freiheit. Wie jemand von A nach B 
kommt, soll jede und jeder selbst entscheiden 
können. Je nach Ziel, Tageszeit, Jahreszeit und 
Wetter kann ein anderes Verkehrsmittel erste 
Wahl sein. Für uns Liberale steht dabei die Ent-
scheidungsfreiheit an erster Stelle. Eine Bevor-
mundung lehnen wir ab.

Es ist die Aufgabe der Politik, diese Entschei-
dungsfreiheit zu schaffen und zu erweitern. Nicht 
in allen Stadtteilen steht das komplette Mobi-
litätsangebot zur Verfügung. Überall kann man 

zu Fuß gehen, mit dem Fahrrad fahren oder das 
private Auto nutzen, und das auch zu jeder Zeit. 
Mit dem Angebot an Bussen und Bahnen, aber 
auch mit Car-Sharing und Bike-Sharing sieht es 
dagegen deutlich schlechter aus.

Wir wollen individuelle Mobilität so gestalten, 
dass es unserem Zusammenleben und unserer Le-
bensqualität dient und dem Klima nicht schadet.

Mobilität
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Ganzheitliches Konzept für Mobilität  
in Köln

Der Individualverkehr per PKW, aber auch die Be-
lastung durch Lieferfahrzeuge, ist an eine Grenze 
gestoßen, die auf vielen Straßen zu Staus und 
Umweltbelastungen führt. Der Kölner ÖPNV, aber 
auch die vorhandene Infrastruktur, sind nicht mehr 
überall in der Lage, das Verkehrsaufkommen auf-
zunehmen.

Wir wollen ein ganzheitliches Verkehrsmit-
tel-Konzept für Köln, das im Verbund der Verkehr-
sträger übergreifend Lösungen erschließt. Eine 
effektivere Vernetzung von Auto und ÖPNV wird 
durch einen intelligenten Ausbau von Park-and-Ri-
de-Systemen erreicht. Diese Systeme möchten wir 
fördern durch eine Erhöhung der Stadtbahn- und 
Bustaktungen in Stoßzeiten. Hierdurch verringert 
sich der innerstädtische Verkehr und gleichzeitig 
verbessert sich die Mobilität der Bürgerinnen und 
Bürger. Wir wollen Car- und Bike-Sharing ausbau-
en, auch in Kombi-Angeboten mit dem ÖPNV.

Mehr Geld für die Infrastruktur
Die Infrastruktur – Straßen, Brücken, Tunnel, 
Rad- und Gehwege – muss erhalten werden. Je-
der weiß: Je später die Schäden behoben werden, 
desto teurer wird es. Wir wollen die konsequente 

Instandhaltung und Instandsetzung mit einem 
ausreichenden Budget im jährlichen Haushalt. 

Das Baustellenmanagement der Stadt muss so 
verbessert werden, dass nicht auf mehreren pa-
rallel führenden Straßen der Verkehr gleichzeitig 
eingeschränkt wird. Damit diese Maßnahmen auch 
schneller umgesetzt werden können, braucht die 
Stadt mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den zuständigen Ämtern, insbesondere Planer und 
Bauleiter.

Grüne Welle für alle
Egal ob zu Fuß, mit dem Rad oder dem Auto – für 
viele sind die Kölner Ampelschaltungen ein dau-
erndes Ärgernis. Wir wollen den beschleunigten 
Einbau moderner Ampelanlagen mit Anschluss an 
den Verkehrsrechner, damit verkehrs-, umwelt- 
und tageszeitabhängige Schaltungen überall in der 
Stadt möglich werden. Das Ziel ist die Grüne Welle 
für alle.

Mehr Pilotprojekte für Shared Space
Zu viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer am 
Straßenverkehr fühlen sich in ihrem Verkehrs-
raum unsicher, durch andere unnötig gefährdet 
oder benachteiligt. Wir wollen, dass dort, wo es 
wenig Verkehr gibt, „Shared Space“-Pilotprojekte 
gestartet werden. Die gemeinsame Nutzung des 
Straßenraums ohne Ampeln und Verkehrsschilder 
führt zu wechselseitiger Rücksichtnahme und wer-
tet diesen Raum auf, indem alle Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmer gleichberechtigt sind.

Alternativen für den Individualverkehr 
und den Lieferverkehr
Wo PKWs im Stau stehen und Bahnen überfüllt 
sind, müssen Alternativen gefördert werden. Wir 
wollen, dass Car- und Bike-Sharing-Angebote 
ausgebaut und durch Sharing von Lastenfahrrä-
dern und E-Rollern in äußeren Stadtteilen ergänzt 
werden. Digitale Plattformen sollen den ÖPNV 
mit allen alternativen Angeboten vernetzen. Für 

desto teurer wird es. Wir wollen die konsequente 

Instandhaltung und Instandsetzung mit einem 
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Lieferdienste sollen gemeinsame Endverteiler mit 
großen Lieferfahrrädern oder Elektromobilen dazu 
beitragen, die Zahl der klimabelastenden Liefer-
fahrzeuge deutlich zu reduzieren.

Bahnen und Busse als Grundlage für ein 
mobiles Köln
Damit mehr Menschen Bus und Bahn nutzen, 
muss das Angebot verbessert werden. Wir wollen, 
dass die Bahnen in der Innenstadt durch neue 
U-Bahn-Strecken schneller fahren und die Straßen 
und Plätze neu gestaltet werden können. In den 
Außenbezirken müssen Stadtbahnstrecken verlän-
gert werden.

Mehr Platz in der Linie 1
Die gesamte Ost-West-Achse mit der Linie 1 ist 
überlastet. Überfüllte Züge können keine zusätz-
lichen Fahrgäste mehr aufnehmen. Wir wollen, 
dass auf der gesamten Strecke in Zukunft Lang-
züge (Dreifach-Traktion) eingesetzt werden, um die 
Kapazitäten um 50% zu erhöhen. Dafür müssen so 
schnell wie möglich alle kurzen Bahnsteige ver-
längert werden.

U-Bahn-Tunnel von der Deutzer Brücke 
bis Melaten und in Lindenthal
Mit Blick auf die kommenden Generationen 
braucht Köln als wachsende Stadt ein modernes 
U-Bahn-System. Wir wollen einen Stadtbahn-
tunnel zwischen Heumarkt und Aachener Weiher 
und die Verlängerung der U-Bahn bis Lindenthal. 
Die Linie 7 soll bis zum Gürtel unter der Dürener 
Straße geführt werden. Unterirdische Haltestellen 
am Gürtel, der Kloster- und Herbert-Lewin-Straße 
sollen das Bezirkszentrum erschließen.

Die Linie 2 als Lösung für den Kölner 
Westen
Die Express-Busspur als Entlastung der Ost-

West-Achse lehnen wir ab. Wir wollen stattdes-
sen die Entlastung durch die Schaffung einer 
Linie 2 von Weiden-West bis zum Rudolfplatz. 

Hierfür ist nur der Bau einer Wendeanlage auf der 
Hahnenstraße erforderlich. Damit könnten die Ka-
pazitäten auf der Linie 1 rasch verdoppelt werden.

Bau neuer Stadtbahnstrecken
Wir wollen den Bau neuer Stadtbahnstrecken:
• Verlängerung der U-Bahn von der Haltestelle 

Severinstraße unter dem Barbarossaplatz hin-
durch bis zum Grüngürtel und vom Zülpicher 
Platz bis zum Salierring
• Verlängerung der Linie 13 über den südlichen 

Gürtel bis zum Rhein mit Umsteigepunkten zu 
den Linien 12 und 16 sowie der künftigen Linie 5
• Rasche Fertigstellung der U-Bahn am Waid-

markt und Verlängerung über die Bonner Straße 
bis nach Rondorf und Meschenich-Süd
• Verlängerung der Linie 4 über Bocklemünd hi-

naus nach Widdersdorf und weiter nach Brau-
weiler
• Verlängerung der Linie 5 nach Pesch, Auweiler 

und Esch
• Verlängerung der Linie 12 nach Rheinkassel und 

Langel
• Bau einer neuen rechtsrheinischen Verbindung 

von der Siegburger Straße direkt zum Bahnhof 
Deutz

Hierfür ist nur der Bau einer Wendeanlage auf der 
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• Verlängerung der Linie 7 über Zündorf-Süd 
nach Langel mit Anschluss an die künftige 
Stadtbahnverbindung über Niederkassel nach 
Bonn
• Bau einer Stadtbahnstrecke nach Neubrück
• Rechtsrheinische Gürtelverlängerung ab 

Bahnhof Mülheim über die Frankfurter Straße 
bis Ostheim bzw. bis zum S-Bahn-Haltepunkt 
„Frankfurter Straße“
• Bau einer neuen Stadtbahnstrecke von Mül-

heim über Stammheim nach Flittard und weiter 
nach Leverkusen, mit Anbindung des neuen 
Veedels Mülheim-Süd

Auch jenseits der Stadtgrenzen müssen die An-
gebote für Pendler im VRS und darüber hinaus 
verbessert werden. Busse und Bahnen in der ge-
samten Metropolregion müssen häufiger fahren. 
Das S-Bahn-Netz der Deutschen Bahn rund um 
Köln muss schneller erweitert werden.

RRX-Halt in Köln-Mühlheim sichern!
Der Rhein-Ruhr-Express (RRX) ist die Zukunft 
für die Verbindung der NRW-Regionen per Schie-
ne. Der RRX soll auch in Mülheim halten, dafür 
muss jedoch die Infrastruktur ausgebaut werden. 
Die Stadt Köln muss hier aktiv werden, damit der 
Bahnhof Mülheim bis 2030 bereit für den RRX ist.

KVB by Night
Köln ist eine Stadt, die niemals schläft. Von Sonn-
tag bis Donnerstag fehlt in unserer Millionenstadt 
ein Nacht-Bus-Straßenbahn-Konzept. Für mehr 
Mobilität und Vielfalt fordern wir ein intelligentes 
Nachtkonzept, welches allen – von Berufstätigen 
bis hin zu Partygängern – auch nachts einen si-
cheren Transport ermöglicht.

Erweiterung des Busnetzes und neue Busse
Wo ein weiterer Ausbau von Stadtbahnlinien 
nicht oder nicht schnell genug möglich ist, muss 
das Busnetz erweitert werden. Dies gilt auch für 
Nachtbuslinien in den äußeren Stadtteilen. Die 
KVB soll zukünftig mehr Elektrobusse und Was-
serstoffbusse anschaffen und so mit gutem Bei-
spiel vorangehen.

Attraktivere Fahrzeiten und Fahrzeuge
In den Tagesrandzeiten, nachts, am Wochenende 
und in den Außenbezirken muss der Taktverkehr 
verdichtet werden. Wir wollen montags bis frei-
tags auf allen Bus- und Bahnlinien zwischen 6 
und 22 Uhr einen 10-Minuten-Takt, an Samstagen 
zwischen 8 und 20 Uhr. Alle Bahnen und Busse 
sollen mit Klimaanlagen ausgestattet werden. 
Mehr Servicepersonal in den Fahrzeugen und auf 

den Bahnsteigen soll dazu beitra-
gen, die Sicherheit und Sauberkeit 
zu verbessern.

Kostenloses WLAN bei der 
KVB
Wir wollen kostenloses WLAN in den 
Bussen und Bahnen der KVB. Das 
ist insbesondere in tiefer gelegenen 
U-Bahn-Stationen und -Strecken 
erforderlich, um das E-Ticket flä-
chendeckend einführen zu können. 
Das E-Ticket erfasst die Kunden 
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beim Ein- und Aussteigen und sorgt für eine 
genaue Abrechnung per App, sodass die lästige 
Suche nach dem richtigen Tarif und dem passen-
den Kleingeld entfällt. Das kontaktlose Bezahlen 
wird ohnehin seit der Corona-Pandemie von vielen 
Menschen bevorzugt. Das E-Ticket muss auch für 
den Wechsel vom VRS in einen anderen Tarifver-
bund eingeführt werden. Die KVB soll außerdem 
die Netzanbieter dabei unterstützen, in den Tun-
neln durchgehende LTE-Netze zu installieren.

Neue Haltestellen
Wir wollen, dass der Rheinauhafen durch eine 
neue Haltestelle für die Linien 3 und 4 auf der Se-
verinsbrücke besser erschlossen wird. Auf der Li-
nie 13 sollen Verknüpfungspunkte an der Niehler 
Straße und an der Boltensternstraße gebaut wer-
den. Im Hinblick auf den künftigen S-Bahn-Ring 
müssen Umsteigepunkte an der Aachener Straße, 
an der Luxemburger Straße, am Bonner Wall und 
an der Siegburger Straße entstehen.

Barrierefreie Haltestellen
Alle Haltestellen für Hochflurbahnen, die bisher 
nicht angehoben worden sind, müssen in Zukunft 
barrierefrei werden. Das entsprechende Pro-
gramm zum Ausbau der Haltestellen, z.B. auf dem 
Gürtel (Linie 13) oder am Barbarossaplatz, muss 
schneller umgesetzt werden als bisher. An wich-
tigen U- und S-Bahn-Stationen, z.B. Friesenplatz, 
Deutz Technische Hochschule oder Geldernstraße/
Parkgürtel, müssen beschleunigt Aufzüge einge-
baut werden.

Kein Verzehrverbot in der KVB
Der öffentliche Raum erstreckt sich nicht nur über 
Parks und Straßenzüge, sondern auch auf den Be-
reich des ÖPNV. Besonders morgens wollen viele 
Fahrgäste auf dem Weg zur Arbeit schnell ein 
Brötchen oder einen Kaffee in der Bahn zu sich 

nehmen. Aus diesem Grund sprechen wir uns  ge-
gen Verzehrverbote an Haltestellen der KVB und 
in deren Verkehrsmitteln aus. 

Maßnahmen gegen den Ausfall von Bahnen
Die KVB haben in den letzten Jahren mit einem 
Mangel an Fahrerinnen und Fahrern und einem 
Mangel an Fahrzeugen zu kämpfen, sodass im-
mer wieder Züge ausfallen und die nachfolgen-
den Bahnen völlig überfüllt sind. Dies ist nicht 
akzeptabel. Wir wollen ein besseres Management 
mit einer vorausschauenden Planung, um solche 
Missstände von vornherein zu vermeiden.
 
Ride Sharing als neues Angebot im ÖPNV
Wo die Nachfrage am Abend, nachts oder am 
Wochenende nicht ausreicht, um normale Bus-
linien fahren zu lassen, soll die KVB neue Ri-
de-Sharing-Angebote machen. Bei diesen On-De-
mand-Systemen können die Fahrgäste über eine 
App Start- und Zielort sowie Zeitpunkt der Fahrt 
eingeben. Über einen Algorithmus werden dann 
elektrische Kleinbusse mit Fahrer optimal ge-
steuert.

Wassertaxis und Seilbahnen
Der Rat hat der Stadtverwaltung in mehre-
ren Beschlüssen Prüfaufträge zum Einsatz von 
Wassertaxis auf dem Rhein und von Seilbahnen 
entlang des Flusses erteilt. Bei der politischen 
Entscheidung geht es uns um die Frage, ob Zeit 
gespart und Nachfrage vorhanden ist. Besonders 
interessant erscheint uns eine Seilbahn zwischen 
dem Hauptbahnhof, dem Deutzer Bahnhof und der 
Messe.

Fernbusse sollen am Breslauer Platz halten
Die Stadt Köln hat ihren Fernbusbahnhof im 
Herbst 2015 zum Flughafen Köln/Bonn verlegt. 
Damit wurde der Standortvorteil am Breslauer 
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Platz trotz hervorragender Infrastruktur für ein 
Fernbuskreuz Köln ohne Not aufgegeben. Begrün-
det wurde dies mit dem Fernhalten von Emissio-
nen der Dieselbusse aus der Innenstadt. Wir wol-
len, dass Busse, die z.B. mit Elektromotor oder 
mit klimaneutralem Biogas fahren, wieder am 
Breslauer Platz halten dürfen, um so die Zahl der 
Busse mit alternativen Antrieben in Köln gezielt 
zu erhöhen.

Touristenbusse sollen An der Rechtschule 
halten
Touristen sind ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in 
Köln, dies gilt auch für Tagestouristen. Gerade 
diese Zielgruppe will nach stundenlanger Busfahrt 
schnell in die Stadt zu den Sehenswürdigkeiten 
und Einkaufsstraßen. Niemand hat Lust, weit zu 
laufen oder gar erst am Kuhweg an der Mülheimer 
Brücke bei Wind und Wetter auf einen Shuttle-
bus zu warten. Dies würde für die Stadt enorme 
Kosten verursachen und einen Teil der Touristen 
sicher aus Köln vertreiben. Die Freien Demokraten 
haben einen guten Vorschlag vorgelegt: Die Tou-
ristenbusse sollen “An der Rechtschule” am Mu-
seum für Angewandte Kunst halten und dort die 
Gäste absetzen. Passend dazu hat die FDP Köln 
einen ausgereiften Vorschlag zur Änderung der 
Verkehrsführung im Kolumbaquartier vorgelegt.

Ein attraktives Radverkehrsnetz 
entlastet unsere Straßen

Für die urbane Mobilität wird der Radverkehr immer 
wichtiger. Während Autos im Stau stehen und größ-
tenteils auch noch nicht klimafreundlich fahren, ist 
die Fahrradmobilität emissionsfrei und platzspa-
rend und damit für die Umgestaltung des Verkehrs 
in Köln ein wichtiger Baustein.

In der Praxis aber wird das Radfahren in Köln 
jedoch oft immer noch als wenig attraktiv und unsi-

cher empfunden. Radwege oder für den Radverkehr 
freigegebene Bereiche sind nur unzureichend vor-
handen, in schlechtem Zustand und oft durch par-
kende Fahrzeuge blockiert. Insbesondere Pedelecs 
und E-Bikes werden in ihrer Geschwindigkeit unter-
schätzt und zu spät wahrgenommen.

Für Radfahrerinnen und Radfahrer muss ein 
eigener Raum geschaffen werden, in dem sie von 
Autofahrern stärker wahrgenommen werden. Ein 
ganzheitliches Fahrradkonzept muss aus logischen, 
durchgehenden Verbindungen bestehen. In ganz 
Köln muss das Radfahren sicher und attraktiv ge-
macht werden.

Die Verbesserung und Instandhaltung der vor-
handenen Radwege, die Verbreiterung vorhandener 

sowie die Ausweisung neuer Radschutzstreifen, die 
Schaffung von mehr gesicherten und geschützten 
Abstellmöglichkeiten, die Umwandlung von Straßen 
in Fahrradstraßen und „grüne Welle fürs Fahrrad“ 
sind denkbare Maßnahmen. Radwege müssen klar 
erkennbar sein. Mit dem Ausbau der Infrastruktur 
und sichereren und komfortableren Verbindungen 
wird Köln zu einer lebenswerteren Stadt, in der man 
sich auch ohne Auto zügig fortbewegen kann.

Erarbeitung und Umsetzungen von Rad-
verkehrskonzepten
In mehreren Kölner Stadtbezirken sind bereits 
Radverkehrskonzepte beschlossen worden, deren  

sowie die Ausweisung neuer Radschutzstreifen, die 
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Umsetzung aber zu langsam geht. Wir wollen, 
dass die Verwaltung hier schneller wird und 
dass für die Stadtbezirke, in denen es noch kein 
Radverkehrskonzept gibt, ein solches möglichst 
schnell erarbeitet wird.

Radwege und Radfahrstreifen
Wir wollen in Köln ein geschlossenes Netz aus 
Radwegen, Radfahrstreifen und Fahrradstraßen. 
Damit Radfahrer nicht in Konflikte mit Fußgän-
gern kommen, haben sich Radfahrstreifen auf 
der Fahrbahn bewährt. Allerdings dürfen diese 
– ebenso wie die klassischen Radwege – nicht 
unvermittelt enden, sondern müssen überall eine 
sinnvolle Anbindung erhalten. Beschädigte Fahr-
radwege müssen kurzfristig instand gesetzt, die 
Auffahrt auf Radwege durch Bordsteinabsenkun-
gen erleichtert werden.

Fahrradstraßen
Auf Fahrradstraßen haben Radfahrer Vorrang vor 
Autofahrern. Multifunktionsstreifen am Rande 
von Fahrradstraßen erlauben die Aufstellung neu-
er Fahrradnadeln. Sie nützen auch Fußgängern, 
wenn dadurch Parkscheinautomaten und Papier-
körbe vom Gehweg verlagert werden können. Bei 
Bedarf können Sitzbänke aufgestellt werden. Wir 
wollen stadtweit prüfen lassen, welche Straßen 
sich zur Umwandlung in Fahrradstraßen eignen.

Nord-Süd-Verbindungen
Wir wollen für den Radverkehr durchgehende, 
feste, oberirdische Nord-Süd-Verbindungen in 
Rheinnähe schaffen, sowohl linksrheinisch durch 
die Innenstadt wie auch rechtsrheinisch von Lan-
gel bis Flittard. Auf Bedürfnisse der Spaziergän-
ger ist dabei Rücksicht zu nehmen. Die Führung 
von Radverkehr durch den Rheinufertunnel oder 
die Tunnel der Nord-Süd-Fahrt lehnen wir aus Si-
cherheits- und Kapazitätsgründen ab.

Radschnellwege für Pendler
Ein wesentlicher Teil des Berufsverkehrs in Köln 
wird durch Einpendler aus dem Umland verur-
sacht. Um diesen das Umsteigen aufs Fahrrad zu 
erleichtern, wollen wir, dass Radschnellwege aus 
allen Richtungen in die Kölner Innenstadt ange-
legt werden. Der Radschnellweg aus Frechen über 
die Bachemer Straße ist das erste Projekt, aus 
dem die richtigen Schlussfolgerungen auf weitere 
Projekte aus Richtung Bergisch Gladbach, Lever-
kusen, Troisdorf usw. zu übertragen sind.

Mehr Abstellmöglichkeiten für Fahrräder
Wir wollen bedarfsorientiert mehr Radabstell-
anlagen und „Haarnadeln“ (Fahrradständer) im 
gesamten Stadtgebiet errichten, nicht nur an 
U-Bahn-Haltestellen. Gerade dort müssen aber 

genug Abstellmöglichkeiten – auch fürs Bike 
Sharing – zur Verfügung stehen, um die Vernet-
zung der Verkehrsmittel zu fördern. Wir fordern 
den Bau entsprechender Bike & Ride-Stationen 
sowie von Fahrradparkhäusern an Bahnhöfen, 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit privaten 
Investoren oder der Deutschen Bahn.

Leihfahrräder für die ganze Stadt
Wir wollen das Angebot an Leihfahrrädern auf 
die gesamte Stadt Köln ausweiten. Gerade in den 
äußeren Stadtteilen können so die Wege bis zur 
nächsten Bahnhaltestelle entscheidend verkürzt 
werden.

genug Abstellmöglichkeiten – auch fürs Bike 
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Fahrradleichen konsequent entfernen
Fahrradleichen verschandeln nicht nur das 
Stadtbild, sie nehmen an Fahrradabstellanlagen 
auch Platz weg. Wir wollen, dass Fahrradleichen 
schnell und konsequent entfernt werden.

Förderung von Lastenrädern
Die FDP Köln hat in den letzten Jahren beim Be-
schluss des Haushaltes der Stadt Köln dabei mit-
gewirkt, dass die Stadt Zuschüsse zur Anschaf-
fung von Lastenrädern zahlt. Diese Lastenräder 
leisten einen guten Beitrag, um Fahrten mit dem 
Auto einzusparen.

Mehr Sicherheit für Fußgänger

Die Interessen der Fußgänger sind von der Poli-
tik über lange Zeit vernachlässigt worden. Bei 
der Diskussion über den Ausbau des ÖPNV oder 
der Debatte über den Ausbau des Radverkehrs in 
einer ursprünglich autofreundlichen Stadt werden 
die Fußgänger oft zu wenig beachtet.

Seit Jahren kommt es durch Radfahrer und 
nunmehr auch durch E-Roller-Fahrer vermehrt zur 
Nutzung der für Fußgänger reservierten Bereiche. 
Risiken entstehen auch durch falsch parkende 
Autos und beim Queren von Straßen. Besonders 
betroffen sind Kinder, gehbehinderte und ältere 

Menschen. Eine gute Fußgängerpolitik ist für 
Kinder und ältere Menschen der Schlüssel zur 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Fußwege gehören den Fußgängern
Wir wollen die für Fußgänger exklusiv oder vorrangig 
reservierten Gehwege, Fußgängerzonen und Spiel-
straßen wieder sicherer und angstfreier machen. 
Verkehrsregelungen allein, ohne entsprechende 
Maßnahmen, reichen nicht aus. Durch regelmäßi-
ge Aufklärung sollen andere Verkehrsteilnehmer 
sensibilisiert und zur Rücksichtnahme animiert 
werden. Flankiert werden soll dies durch erwei-
terte regulatorische Maßnahmen, aber letztendlich 
auch durch vermehrte Kontrollen und konsequente 
Verhängung von Ordnungsgeldern. Dafür muss das 
Ordnungsamt mehr Personal bereitstellen.

Fußgängerbeauftragten aufwerten
Die schwächsten Verkehrsteilnehmer sind die 
Fußgänger, insbesondere solche, die alters- oder 
gesundheitsbedingt schlecht zu Fuß sind. Es ist 

jedoch zu beobachten, dass Geh-
wege mehr und mehr durch Wer-
beaufsteller, Außengastronomien, 
parkende Autos, E-Roller- oder 
Radfahrer zum Hindernisparcours 
für Fußgänger werden. Bisher hat 
der stellvertretende Fahrradbeauf-
tragte in Köln nur die Nebenfunkti-
on eines Fußgängerbeauftragen. Bei 
diesen beiden Funktionen besteht 
aber die Gefahr einer Interessen-
kollision.

Wir wollen, dass die Stadt Köln die/den Fußgän-
gerbeauftragte/n aufwertet, um Schwachpunkte 
auf den Kölner Gehwegen aufzuspüren und um 
insbesondere darauf zu achten, dass sie senioren- 
und behindertengerecht angelegt werden und auch 
benutzbar sind.

Seit Jahren kommt es durch Radfahrer und Wir wollen, dass die Stadt Köln die/den Fußgän
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Fußwege müssen breit genug sein
Damit Kinderwagen, Rollatoren usw. überall ohne 
Probleme benutzt werden können, muss die Stadt 
flächendeckend eine ausreichende Gehwegbreite 
durchsetzen. Wo der Platz dies zulässt, sollen es 
1,50 Meter sein.
Wir wollen außerdem
• eine ausreichende Beleuchtung aller Gehwege
• die rasche Ausbesserung von schadhaften Geh-

wegen
• Bordsteinabsenkungen an Straßenecken für 

Rollis, Rollatoren usw.
• Querungshilfen an viel befahrenen Straßen
• die stärkere Ahndung von regelwidrigem Par-

ken von Autos auf Gehwegen
• mehr Fahrradnadeln, damit abgestellte Fahrrä-

der nicht die Gehwege verkleinern
• klare Regeln für das Abstellen von E-Rollern
• die Erstellung und Umsetzung von Fußver-

kehrskonzepten

Das Auto bleibt ein wichtiger Baustein 
der Verkehrspolitik

Jeden Tag kommen 350.000 Pendlerinnen und 
Pendler zum Arbeiten nach Köln. Das ist mehr als 
die Hälfte aller Erwerbstätigen. Diese Zahl nimmt 
laut Statistik des Landes NRW ständig zu, weil 
immer mehr Menschen Probleme haben, in Köln 
eine Wohnung zu finden. Zum Teil nehmen sie 
weite Anfahrten in Kauf. Laut IHK sind Strecken 
von über 50 Kilometern für viele Pendler schon 
normal. Sie leben oft in Regionen mit schlecht 
ausgebautem ÖPNV, so dass sie auf das Auto 
angewiesen sind. Die Freien Demokraten Köln 
kritisieren eine Politik, die erst zu wenig Bauge-
biete ausweist und die Menschen damit aus der 
Stadt treibt – und ihnen hinterher verbieten will, 
mit dem Auto zu ihren Arbeitsplätzen zu gelangen. 
Das Auto wird auch in den nächsten Jahrzehnten 

ein wichtiger Baustein der Verkehrspolitik blei-
ben. Es ist nicht sinnvoll, Autofahrerinnen und 
Autofahrer mit Verboten zu verfolgen. Die Politik 
muss stattdessen dafür sorgen, dass Autos so 
schnell wie möglich klimaneutral unterwegs sein 
können.

Wir wollen Köln wieder zu einer mobilen Stadt 
machen. Köln braucht dringend eine intelligente 
Verkehrslenkung. Köln braucht Umgehungsstra-
ßen, um die gestressten Anwohnerinnen und 
Anwohner zu entlasten. Köln braucht gut ausge-
baute Straßen, damit der Kölner Verkehr wieder 
fließt, statt sich zu stauen.

Massiver Ausbau des Park & Ride-Systems
Um die Zahl der Autos in Köln zu verringern, muss 
es in der Nähe der Stadtgrenzen große Park & Ri-
de-Plätze geben, an denen die Pendler parken und 
in die S-Bahn oder in die Stadtbahn umsteigen 
können. Die entsprechenden Parkplätze sind aber 
schon früh am Morgen voll belegt. Dieses Sys-
tem muss deshalb massiv ausgebaut werden. Wir 
fordern dies seit vielen Jahren, auch der Stadtrat 

hat schon entsprechende Beschlüsse gefasst, 
aber die Stadtverwaltung verfolgt dieses Thema 
nur zögerlich. Auch die vorgesehene Parkpalette 
in Weiden-West ist jetzt schon zu klein geplant. 
Außerdem müssen neue Park & Ride-Plätze ge-
baut werden, z.B. an der Luxemburger Straße in 
der Nähe der A4.

hat schon entsprechende Beschlüsse gefasst, 
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Besserer Verkehrsfluss durch intelligente 
Technik
Köln muss mit einer intelligenten Verkehrslenkung 
dafür sorgen, dass es seltener zu Staus kommt. 
Das entlastet die Menschen von Lärm- und Abga-
semissionen. Wir wollen dynamische Verkehrssys-
teme ausbauen. Die „Grüne Welle“ soll wieder zur 
Regel werden. Moderne Technik kann Ampelschal-
tungen an die aktuellen Verkehrsflüsse anpassen 
oder den Autofahrerinnen und Autofahrern recht-
zeitig Alternativen aufzeigen.

Wir wollen in intelligente Verkehrstechnik und 
ein Verkehrsmanagementsystem investieren, um 
Autofahrerinnen und Autofahrern die Daten über 
Navigationssysteme, das Internet und entspre-
chende Apps zur Verfügung zu stellen. Zu einem 
besseren Verkehrsfluss trägt auch bei, dass in 
der Stadt in der Regel Tempo 50 erlaubt ist. In 
Wohngebieten, wo der Verkehr beruhigt werden 
soll, ist die Ausweisung von Tempo-30-Zonen 
sinnvoll. Tempolimits müssen immer an die Be-
dingungen vor Ort angepasst sein. Die flächende-
ckende Einführung von Tempo 30 halten wir nicht 
für sinnvoll.

Keine Fahrverbote für Dieselautos
Mit besseren Lärm- und Abgaswerten kann die 
Stadt Köln auf Fahrverbote verzichten. Die Leid-
tragenden wären hier gerade diejenigen, die nicht 
so viel Geld haben, die eine günstigere Wohnung 
am Stadtrand oder außerhalb bewohnen und 
die sich auch den Kauf eines neuen Autos nicht 
leisten können. Fahrverbote können auch durch 
andere Maßnahmen vermieden werden, z.B. durch 
mehr Ladesäulen für Elektroautos.

Weniger Emissionen durch weniger 
Ampeln
Um den Verkehrsfluss zu verbessern, fordern 
wir die Umsetzung der vom Rat beschlossenen 

Programme, Ampeln in verkehrsarmen Zeiten 
konsequent abzuschalten und Lichtsignalanlagen 
möglichst durch Kreisverkehre und Zebrastreifen 
zu ersetzen. Kreisverkehre sind außerdem ein gu-
tes Mittel gegen Raser.

Pförtnerampeln bringen keine Vorteile, weil sie 
nur die Staus ins Umland verlagern und den Ver-
kehr in die Wohngebiete umleiten.

Mehr Ladestationen erleichtern den 
Umstieg auf E-Autos
Viele Menschen zögern bei der Anschaffung eines 
Elektroautos, weil sie zu Hause und an der Arbeits-
stelle keine Möglichkeit haben, ein Auto zu laden. 
Die Stadt muss dafür sorgen, dass die entspre-
chenden Anbieter ihre Ladesäulen auch auf öffent-
lichen Straßen und Parkplätzen aufstellen können. 
Die bisher geplanten 200 Ladesäulenstandorte 
sind nur ein Tropfen auf den heißen Stein.

Erhalt von Fahrspuren für den Autoverkehr
Die Umwandlung von Fahrspuren für den Autover-
kehr in Fahrspuren für den Radverkehr muss in 
jedem Einzelfall geprüft werden. Welche Alterna-
tiven gibt es für Autofahrer, welche für Radfahrer? 
Fahrspuren können dann umgewandelt werden, 
wenn das geringe Verkehrsaufkommen dies er-
laubt, wie beispielsweise auf der Christophstraße. 

Pförtnerampeln bringen keine Vorteile, weil sie 
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Eine Verringerung der Fahrspuren auf der Nord-
Süd-Fahrt oder der Riehler Straße lehnen wir ab. 
Das Sperren von Straßen zur Verkehrsberuhigung 
sehen wir kritisch, weil es meist Umwegfahrten 
mit Belastungen für die Verkehrsteilnehmerinnen 
und -teilnehmer, für andere Straßen und die Um-
welt verursacht.

Ausbau von Straßen
An einigen Stellen in der Stadt müssen Straßen 
ausgebaut werden, um die täglichen Staus zu 
verhindern oder um die Anwohnerinnen und An-
wohner zu entlasten.
• ie Nord-Süd-Fahrt zwischen WDR und Schil-

dergasse möchten wir unter die Erde legen, 
um eine neue städtebauliche Entwicklung auf 
diesem Areal zu ermöglichen.
• Die Verlängerung des Gürtels bis zur Mülhei-

mer Brücke ist endlich umzusetzen, um den 
Verkehr in den umliegenden Wohnvierteln zu 
verringern.
• Gleichzeitig mit dem Ausbau der Kreuzung 

Luxemburger Straße/ Militärring soll die Lux-
emburger Straße zwischen dem Militärring und 
der Auffahrt zur A4 auf jeweils zwei Spuren 
ausgebaut werden.
• Zur Entlastung des Messekreisels soll die Stra-

ße des 17. Juni über die Stadtautobahn hinaus 
bis zum Pfälzischen Ring/ Karlsruher Straße 
verlängert werden.
• Anwohnerinnen und Anwohner von Durch-

fahrtsstraßen in Kölner Stadtteilen leiden 
unter Stress. Wir machen uns dafür stark, 
Ortsumgehungen zu bauen: für Zündorf, Me-
schenich und für Ostheim durch Ausbau des 
Alten Deutzer Postweges. Außerdem wollen wir 
die Entlastungsstraße für die Bergisch Gladba-
cher Straße in Angriff nehmen.
• Im Kölner Süden sollen zwei neue Rhein-

querungen gebaut werden: eine für Autos, 

Radfahrer und Fußgänger, die andere für die 
Stadtbahn, Radfahrer und Fußgänger. Diese 
Querungen sollen die Wege verkürzen und 
die Staus auf den Autobahnen um Köln und 
Bonn verringern. Die Straße soll an die A 59 
angeschlossen werden, die Stadtbahn an die 
Linie 16 und an die neue Verbindung zwischen 
Zündorf und Niederkassel.

Mehr Verkehrssicherheit durch gezielte 
Geschwindigkeitskontrollen
Intelligente Geschwindigkeitskontrollen und 
-beschränkungen befürworten wir in der Nähe 
von Schulen, Kindergärten, Seniorenheimen und 
ähnlichen Einrichtungen in Schwerpunktzeiten 
zur Steigerung der Verkehrssicherheit. Sie dürfen 
nicht zur Haushaltskonsolidierung dienen. Ge-
schwindigkeitskontrollen zur Abzocke der Auto-
fahrerinnen und Autofahrer lehnen wir ab.

Geschwindigkeitskontrollen im Stadtgebiet 
sollen vom Ordnungsdienst durchgeführt werden, 
um weitere Ressourcen der Polizei zu befreien. 
Die entsprechenden Rechtsgrundlagen für eine 
weitgehende Verlagerung der Zuständigkeit auf 
die Ordnungsämter sind anzupassen. Allgemeine 
Verkehrskontrollen dienen allgemein der Über-
wachung des Straßenverkehrs, ohne dass akute 
Gefahren verhütet werden. Daher sind die ge-
setzlichen Grundlagen so zu ändern, dass diese 
Aufgaben auch von den Ordnungsämtern wahrge-
nommen werden können.

Geschwindigkeitskontrollen im Stadtgebiet 
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Flüsterasphalt bietet besseren Lärmschutz
Die Kölner FDP tritt dafür ein, Ausfallstraßen in 
Zukunft mit offenporigem Flüsterasphalt zu bau-
en, denn das reduziert den Verkehrslärm und er-
höht die Wohnqualität

Mehr Quartiersgaragen verringern den 
Parkdruck
Die Zahl der Autos in Köln steigt immer noch an. 
Viele Menschen wollen ein Auto besitzen, und 
sei es nur, um zu Verwandten aufs Land oder in 
den Urlaub zu fahren. Dieses Auto müssen sie 
irgendwo abstellen können. Um Anwohnerinnen 
und Anwohner aus Stadtteilen mit besonderem 
Parkdruck zu entlasten, machen wir uns stark für 
so genannte Quartiersgaragen unter Einbeziehung 

der eingenommenen Ablösesummen für nicht er-
richtete Stellplätzen bei Bauprojekten, beispiels-
weise unter dem Ebertplatz.

Mit der Brötchentaste gegen das Zweite- 
Reihe-Parken
Das von der FDP Köln mitinitiierte erfolgreiche 
Projekt „15 Minuten frei parken“ möchten wir 
wiederbeleben und auf das gesamte Stadtgebiet 
ausdehnen. Die entsprechenden Beschlüsse der 
verschiedenen Bezirksvertretungen sollen zügig 
umgesetzt werden. Auch in den städtischen Park-
häusern sollen die ersten 15 Minuten frei sein, um 
damit das Zweite-Reihe-Parken zu bekämpfen.

Freiflächen durch Tiefgaragen
Öffentliche Parkplätze sollen Tiefgaragen wei-
chen, welche sukzessive die bestehenden Flächen 
ablösen und diese für eine andere Nutzungsform 
freigeben sollen.

Freiheit und Selbstbestimmung sind Ansprüche, 
die zu Recht alle Menschen an ihr eigenes Leben 
haben. Für jeden einzelnen Menschen stellen 
sie einen enorm großen Wert im Leben dar. Im 
Selbstverständnis der Freien Demokraten ist die 
Beseitigung von Bevormundung und Aufhebung 
von Unselbstständigkeit eine der wichtigsten 
Aufgaben von politischem Denken und Handeln. 
Den Lebensumständen von Menschen, die in ihrer 
freien Entfaltung einschränkt sind, muss deshalb 
unsere besondere Aufmerksamkeit gelten.

Wir sind verpflichtet, im Kleinen wie im Gro-
ßen Lösungen zu suchen und zu finden, um diese 
Einschränkungen bestmöglich auszugleichen. 
Denn wir Freie Demokraten wollen sowohl die 
persönliche Entfaltung als auch die Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben aller ermöglichen.

Förderung der Mehrgenerationengesell-
schaft
Aufgrund der Mobilität der Gesellschaft 
schwinden familiäre Strukturen zunehmend, 
insbesondere in Großstädten. Je nach eigenem 
Lebensalter oder Familienstand sind die Verbin-
dungen zu den älteren bzw. jüngeren Generati-
onen innerhalb der eigenen Familie z.B. durch 
räumliche Entfernung beeinträchtigt. Dadurch 
entstehen soziale Defizite in allen betroffenen 
Generationen. Gesamtgesellschaftlich werden 
die gegenseitige Fürsorge sowie die Weitergabe 

der eingenommenen Ablösesummen für nicht er

Gesellschaftliche
Teilhabe
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von Werten, Wissen und Erfahrungen zwischen 
den Generationen erschwert.
Wir wollen, dass die Stadt Köln ihren Beitrag 
dazu leistet, generationenübergreifende Be-
gegnung und wechselseitige Unterstützung der 
Kölnerinnen und Köln aktiv zu fördern, indem 
gezielt Orte der Begegnung eingerichtet werden:
• Mindestens ein Mehrgenerationen-Platz für 

die Freiluft-Fitness in jedem Stadtbezirk
• Kombinierte KiTa- und Pflegeeinrichtungen
• Mehrgenerationen-Wohnprojekte 
Die Förderung generationenübergreifender, 
zwischenmenschlicher Strukturen schafft see-
lischen Ausgleich durch größere persönliche 
Zufriedenheit genauso wie ganz praktischen 
Nutzen im Alltag durch die Möglichkeit wech-
selseitiger Entlastung – ein wichtiger Beitrag 
zur selbstbestimmten Entfaltung mit mehr per-
sönlichen Freiheiten.

Online-Vermittlungsportal für ehren-
amtliche Unterstützer
Der Arztbesuch, der Besuch bei Freunden oder 
Verwandten, das Einkaufen und viele andere 
„Außer-Haus-Aktivitäten“ des täglichen Lebens 
fallen Menschen mit gesundheitlichen oder al-
tersbedingten Einschränkungen schwerer als 
anderen. Damit sind sie in ihrer Mobilität ein-
geschränkt – und somit auch in der Möglichkeit, 
ihr Leben frei zu gestalten. Auf der anderen Seite 
gibt es wiederum viele Menschen, die sich gerne 
ehrenamtlich „von Mensch zu Mensch“ enga-
gieren wollen. In der Corona-Krise wurde dies 
durch zahlreiche private Hilfsinitiativen in den 
Nachbarschaften und Veedeln erlebbar.

Wir wollen, dass die Stadt Köln ein sicheres 
Online-Vermittlungsportal einrichtet, in dem 
Menschen mit eingeschränkter Mobilität nicht 
nur in Krisenzeiten, sondern dauerhaft ehren-
amtliche Helfer suchen und finden können, die 

ihnen dabei helfen, in der Stadt mobil zu sein. 
Konkrete Hilfe in der jeweiligen Situation ist der 
eine Effekt, die Schaffung menschlicher Kon-
takte der zweite Effekt einer auf diese Weise 
organisierten Hilfeleistung.

Angebote für Senioren
Die Zahl der Single-Haushalte in Köln steigt 
an, zwar auch bei jungen, vor allem aber bei 
älteren Menschen. Dabei ist Einsamkeit einer 
der großen Risikofaktoren für die Gesundheit. 
Die Achtsamkeit gegenüber sich selbst wird bei 
Einsamkeit vernachlässigt, notwendige Arztbe-
suche unterbleiben.

Wir wollen, dass die Stadt Köln Konzepte 
und Maßnahmen unterstützt, die die Einsamkeit 
insbesondere älterer Menschen bekämpfen. 

Ein Mensch, der selbst entscheidet, ein Leben 
alleine zu führen, soll das tun. Unfreiwilliges 
Alleinsein und Einsamkeit wollen wir durch die-
se niederschwelligen Angebote verringern und 
damit den Betroffenen ein Stück Lebensqualität 
wiedergeben. Seniorenberatung, Seniorenkoor-
dination und präventive Hausbesuche sind hier 
gute Ansätze.

Wir setzen aber auch hier auf persönliches En-
gagement und unterstützen deshalb insbesonde-
re die Seniorennetzwerke. Sie fordern nicht allein 
die Solidarität Dritter, sondern treten in Eigenini-
tiative füreinander ein.

Ein Mensch, der selbst entscheidet, ein Leben 
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Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
verbessern
Von den über 560.000 Kölner Haushalten sind 
18% Familienhaushalte mit Kindern. In diesen 
Haushalten steht die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf täglich auf dem Prüfstand. Zu einem 
selbstbestimmten Leben gehört auch die Freiheit 
zu entscheiden, wie das Familienleben gestaltet 
werden soll.

Wir wollen ein attraktives Angebot für Kinder 
und Eltern, damit in Köln eine echte Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf gelebt werden kann – unter 
möglichst optimalen Bedingungen. Die Planungen 
für alle Infrastrukturmaßnahmen müssen diesen 
Aspekt an vorderer Stelle berücksichtigen (Kin-
derbetreuung, Wege, Nutzbarkeit von Verkehrs-
mitteln etc.). 

Gender Pay Gap überwinden
Noch immer verdienen Frauen weniger als Män-
ner. Das zieht sich durch das gesamte Berufsleben 
und zeigt sich dann in der Altersarmut bei Frauen. 
Wir wollen, dass gleiche Arbeit gleich bezahlt 
wird. Darüber hinaus müssen Mädchen motiviert 
werden, sich für besser bezahlte “Männerberufe” 
zu interessieren. Frauen dürfen durch eine Fami-
lienpause keine Nachteile bei der Bezahlung er-
leiden. Außerdem brauchen Frauen Beratung auf 
dem Karriereweg.

Wir wollen, dass die Stadt Köln entsprechende 
Informationskampagnen und Initiativen unter-
stützt, um mitzuhelfen, die bestehende Kluft zu 
schließen.

Verbesserte Begleitung volljähriger Men-
schen mit Behinderungen in Hilfesysteme
Die soziale und medizinische Betreuung von Kin-
dern mit Handicap ist oft gut organisiert. Im Mit-
telpunkt der Inklusionsdebatte steht immer noch 
die schulische Inklusion. Mit Erreichen der Voll-

jährigkeit stehen die bekannten Ansprechpart-
nerinnen und Ansprechpartner und Hilfssysteme 
jedoch nicht mehr zur Verfügung und die Betrof-
fenen und ihre Familien müssen sich mühsam ein 
neues Hilfesystem aufbauen. Dabei ist die Berufs-
ausübung ein wichtiger Aspekt gesellschaftlicher 
Teilhabe.

Wir wollen eine Begleitung zur Unterstützung 
der Betroffenen, die gut über die sozialen Dienste 
der Stadt Köln oder andere Organisationen geleis-
tet werden kann. Mehr Menschen mit Behinde-
rung sollen den Weg aus den Behindertenwerk-
stätten in Integrationsunternehmen oder auf den 
ersten Arbeitsmarkt finden. Dabei stehen Selbst-
bestimmung und Inklusion im Vordergrund. Jeder 
Mensch mit Handicaps soll individuell gefördert 
und ein passendes Arbeitsangebot erhalten. Da-
mit dieses gelingt, brauchen viele Unternehmen 
entsprechende Unterstützung.

Bei der Beschäftigung und Einstellung von 
Menschen mit Behinderungen muss die Stadt 
eine Vorbildfunktion einnehmen und über die ge-
setzliche Beschäftigungsquote von fünf Prozent 
hinausgehen. Dieses gilt insbesondere für Neu-
einstellungen.

Wir wollen, dass Menschen mit Behinderun-
gen selbst bestimmen, wo sie leben und wohnen 
möchten. Die Stadt Köln muss deshalb unter-
schiedliche Wohnformen wie stationäre Einrich-
tungen, betreutes Wohnen und Wohngemein-
schaften unterstützen.

Barrierefreie Fußgängerüberwege
Fußgängerüberwege sind für Menschen mit Han-
dicap vielfach risikobehaftet. Längst sind nicht 
alle Fußgängerampeln mit Akustik-Signalanlagen 
ausgestattet und viel zu oft ist eine hohe Bord-

Barrierefreiheit
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steinkante ein schwieriges Hindernis oder eine 
Stolperfalle.

Wir wollen, dass Akustikampeln für Fußgänger 
stadtweit zum Standard werden und dass hohe 
Bordsteine an Fußgängerüberwegen durch abge-
senkte Bordsteinkanten ersetzt und die Überwege 
dadurch barrierefrei werden.

Bei der Planung neuer Wohngebiete ist die Bar-
rierefreiheit zu berücksichtigen. Gehwege müssen 
für Menschen in Rollstühlen und Rollatoren breit 
genug sein. Im Bestand müssen verschiedene 
Interessen berücksichtigt und im Einzelfall ent-
schieden werden.

Barrierefreiheit an KVB-Haltestellen
Die Mobilität von Menschen mit Handicap im 
öffentlichen Personennahverkehr wird oftmals 
dadurch eingeschränkt oder gänzlich behindert, 
dass nicht alle Haltestellen barrierefrei sind. Hier 
ist grundsätzlich Abhilfe zu schaffen. Darüber 
hinaus werden Haltestellen z.B. durch nicht funk-
tionierende Aufzüge für Menschen mit Handicap 
regelrecht zur Falle.
Wir wollen, dass die KVB mehr für ihre Fahrgäs-
te mit Handicap tun. In den Bahnen und Bussen 
sollen mittels LED-Anzeigen und Durchsagen bar-
rierefreie Haltestellen, technische Störungen an 
den Haltestellen sowie die richtige Ausstiegsseite 
kommuniziert werden.

Blindengerechte Wegeführung in öffentli-
chen Gebäuden
Der Zugang und der Aufenthalt in öffentlichen 
Gebäuden ist für Menschen, die unter Erblindung 
oder stark eingeschränktem Sehvermögen leiden, 
oftmals dadurch zusätzlich erschwert, dass für 
sie die relevanten Informationen in den Gängen, 
Aufzügen und an Informationstafeln nur schwer 
oder gar nicht wahrnehmbar sind. Dadurch ist ihre 
Handlungsfreiheit in der Erledigung von Bürger-

angelegenheiten stark beeinträchtigt.
Wir wollen, dass alle öffentlichen Gebäude 

der Stadt Köln durchgängig mit Tafeln in Brail-
le-Schrift ausgestattet werden und dass zusätz-
lich eine optische Wegeführung durch ein gut 
sichtbares Farbleitsystem erfolgt, sodass Men-
schen mit Sehbehinderung ihre Angelegenheiten 
in größtmöglicher Selbstständigkeit und Unab-
hängigkeit regeln können.

Gebärdensprachdolmetscher bei öffentli-
chen Veranstaltungen der Stadt Köln
Hörgeschädigte Menschen erfahren in ihrer Teil-
habe am öffentlichen Leben dadurch zusätzliche 
Einschränkungen, dass Wortbeiträge in Reden 
und Diskussionen für sie unverständlich sind.

Wir wollen, dass die Stadt Köln bei allen öf-
fentlichen städtischen Veranstaltungen vermehrt 
Gebärdensprachdolmetscher einsetzt, damit Hör-
geschädigte den Wortbeiträgen folgen können, 
um damit ihre Informations- und Teilhabefreiheit 
zu vergrößern.

Ausbau psychischer Hilfen für Kinder und 
Jugendliche
Die Betreuung von psychischen Hilfen muss drin-
gend ausgebaut werden und als Schwerpunkt in 
der Kinder- und Gesundheitspolitik gesetzt wer-
den. Hier gilt es neben dem Ausbau von Fachbe-
ratungsstellen auch eine psychische Beratung be-
reits in der Kita und an Schulen anzustreben. Zur 
schnelleren Hilfe muss die KölnApp auf Angebote 
hinweisen, die untereinander vernetzt sind und vor 
allem freie Plätze anzeigen. Darüber hinaus muss 
ein Notfallsystem z.B. in Form eines „Nothilfehau-

Familie
und

Jugend



52

ses“ für psychisch erkrankte Kinder und Jugendli-
che in Köln aufgebaut werden, um lange Therapie-
wartezeiten adäquat zu überbrücken.

Partizipation in den Bezirken
Die Partizipation von Kindern und Jugendlichen 
ist in Köln auf einem guten Weg, jedoch in ihren 
Strukturen und insbesondere in der Annahme in 
den Stadtbezirken ganz unterschiedlich. Daher 
gilt es, den Tag der Jugend flächendeckend in 
Köln durchzuführen und diese auch im zweiten 
Schritt zu vernetzen. Darüber hinaus gilt es, 
Kinder und Jugendliche insbesondere mit in die 
Gestaltung unserer Stadt einzubinden. Bei der 
Stadtentwicklung sollen daher verstärkt Ideen, 
Träume und Wünsche von jungen Menschen be-
rücksichtigt werden. Die Kölner FDP setzt sich 
daher für kreative Projekte und Wettbewerbe mit 
einer architektonischen Fachbegleitung in der 
Kinder- und Jugendarbeit ein.

Mobile Jugendarbeit
Die mobile Jugendarbeit läuft in Köln immer 
noch nebenher. Sie muss dringend als ein fes-

ter Bestandteil der Jugendarbeit angesehen und 
entsprechend finanziell ausgestattet werden. In 
den nächsten fünf Jahren ist es daher das Ziel, 
in jedem Bezirk ein individuelles „Truck-Angebot“ 
mit dazugehörigem Fachpersonal zu schaffen. Da-

neben muss Streetwork weiter ausgebaut werden 
und vor allem die Zusammenarbeit mit Jugend-
zentren, Treffs und Schulen gefördert und inten-
siviert werden.

Private Spiel- und Jugendplätze ermög-
lichen
Der öffentliche Raum soll ebenfalls Angebote für 
Jugendliche bereitstellen. Dies soll z.B. durch 
Jugendplätze ermöglicht werden können. Die 
Gestaltung soll vor allem durch die Jugendver-
tretung im Rat erfolgen. Es soll möglich sein, 
Jugend- oder Kinderspielplätze in privater Trä-
gerschaft, wie zum Beispiel durch Elternvereine, 
zu betreiben. In der Infrastruktur der Kinderspiel-
plätze soll Qualität vor Quantität gelten.

Jugendkriminalität
Laut polizeilicher Kriminalstatistik (PKS) nimmt 
die Kriminalität durch Jugendliche tendenziell 
weiterhin ab. Jedoch steigt gleichzeitig die Anzahl 
derjenigen Jugendlichen, die innerhalb kurzer Zeit 
wiederholt und insbesondere durch die Begehung 
schwerer Delikte straffällig werden (jugendliche 

Intensivstraftäter). Dieser Ent-
wicklung muss entgegengewirkt 
und die kriminelle Karriere solcher 
Jugendlicher möglichst frühzeitig 
gestoppt werden. Neben der Stär-
kung des Haus des Jugendrechts 
setzen wir uns deswegen dafür 
ein, das überaus erfolgreiche Mo-
dellprojekt „Resozialisierung und 
Soziale Integration“ (RESI) in Köln 
wieder aufzunehmen und dauerhaft 

zu etablieren. Das Projekt ermöglicht unter an-
derem eine durchgehende Intensivbetreuung von 
jugendlichen Strafgefangenen vor und nach ihrer 
Haftentlassung durch streetwork-erfahrene Sozi-
alarbeiter und -pädagogen.

ter Bestandteil der Jugendarbeit angesehen und zu etablieren. Das Projekt ermöglicht unter an
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Familienapp
Die FDP Köln fordert schon lange eine Famili-
enapp, die in die Stadt Köln App integriert werden 
soll. Hier werden Familien digital betreut und er-
halten alle Informationen: von der Geburt bis zum 
Führerschein.

Väterarbeit
Die Väterarbeit in Köln ist gerade erst in der Ent-
wicklung und wird immer wichtiger. Wir möchten 
Väter in ihrer neuen Rolle unterstützen und be-
kräftigen. Private Initiativen gilt es daher unbü-
rokratisch – z.B. in Form von Räumlichkeiten in 
Bürgerhäusern – in ihrer Arbeit zu unterstützen.

Lehren aus der Corona-Pandemie ziehen
Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass unser so-
ziales Leben und jeder einzelne Mensch verletzli-
cher sind als wir bisher angenommen haben. Auch 
wenn unser Gesundheitssystem gut aufgestellt 
ist, sind die Kapazitäten sowohl in personeller 
als auch im Hinblick auf die apparative Ausstat-
tung begrenzt. Wir müssen uns auf die Gefahr 
weiterer weltweiter Infektionsgeschehen besser 
vorbereiten. Ohne genaue Kenntnis der Erreger 
sind punktgenaue Maßnahmen zwar nicht mög-
lich, aber allgemeine Schutzmaßnahmen immer 
durchführbar. Wir fordern
• eine für mehrere Wochen ausreichende Be-

vorratung an persönlicher Schutzkleidung für 
Krankenhäuser und Rettungsdienste an einer 
zentralen Stelle in Köln sowie

• ausreichend Desinfektionsmittel und -mög-
lichkeiten, Seife und Papierhandtücher zur 
Händereinigung sowie gut lesbare Hygienehin-
weise in öffentlichen Gebäuden.

Wohnortnahe medizinische Versorgung
Die älter werdende Bevölkerung benötigt neben 
der ärztlichen Versorgung auch eine regelmäßige 
Versorgung mit Medikamenten. Nicht alle können 
oder wollen ihre Medikamente über Versandapo-
theken beziehen, oft ist das persönliche Gespräch 
mit einer Beratung nicht nur in der Arztpraxis, 
sondern auch in der Apotheke wichtig, um uner-
wünschte Ereignisse bei der Einnahme von zahl-
reichen Präparaten zu vermeiden.

Wir wollen, dass sich Ärzte und Apotheken in 
den Veedeln ansiedeln und dort auch bleiben. Zum 
Erhalt der Gesundheit, der Selbstständigkeit und 
des Verbleibs im bekannten Umfeld gehört neben 
der Versorgung in der Praxis, in der der Patient 
bekannt ist, auch die Beratung in der Apotheke, in 
der der Patient ebenso bekannt ist. Insbesondere 
unterstützen wir die Bemühungen, die Versorgung 
im Notdienst für die kranken Menschen sicherzu-
stellen. Die Notdienstpraxen sollen für die Men-
schen leicht und unkompliziert erreichbar sein.

Ein öffentlicher Trinkbrunnen in jedem 
Veedel
Der Kölner Rat hat beschlossen, im Stadtgebiet 
zwölf Trinkbrunnen zur kostenlosen Nutzung auf-
zustellen: vier in der Innenstadt und je einer in 
den anderen Stadtbezirken. Diese Maßnahme ist 
sinnvoll und wurde von den Freien Demokraten 
ausdrücklich unterstützt.

Wir wollen, dass es von solchen Trinkbrunnen 
künftig einen in jedem Veedel gibt. Sie leisten ei-
nen wichtigen Gesundheitsbeitrag, sensibilisieren 
für den Wert des Trinkwassers als Lebensmittel 
und bereichern das Stadtbild an Sport- und Bewe-

medizinische

Versorgung

und
Gesundheit
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gungsräumen, Grünräumen, städtischen Plätzen 
sowie in der Bildungslandschaft. Sie sind zudem 
ein Zugewinn für den Aufenthalt und die persön-
liche Bewegungsfreiheit im öffentlichen Raum, 
insbesondere in den heißen Sommermonaten.

Gestufte Versorgung im Rettungsdienst
Das in Köln begonnene System der gestuften 
Versorgung im Rettungsdienst unter Einbeziehung 
der Notrufnummern 116 117 und 112 bietet große 
Chancen zur Verbesserung der Versorgung.

Wir wollen durch die Verzahnung von Rettungs-
dienst und ärztlichem Notdienst einen effiziente-
ren und gezielteren Einsatz der Ressourcen – z.B. 
von Rettungsfahrzeugen oder den kurzen Weg zum 
Arzt – zum Wohle der Betroffenen erreichen.

Drogenkonzept der Stadt Köln aktuali-
sieren
Durch die bestehenden Drogenkonsumräume, die 
Substitutionsambulanz, das Methadon-Programm 
und die mobilen Drogenkonsumräume in den Bus-
sen stehen vielfältige Möglichkeiten der Betreu-
ung und Beratung der drogenabhängigen, kranken 
Menschen zur Verfügung. Bei der Einrichtung 
neuer Drogenkonsumräume müssen neben den 
Belangen der drogenabhängigen Menschen auch 
die Interessen der Anwohnerinnen und Anwohner 
vor Ort berücksichtigt werden.

Wir wollen, dass das Drogenkonzept der Stadt 
Köln laufend an die aktuelle Situation angepasst 

und aktualisiert wird. Dazu ist die regelmäßige 
Evaluierung ebenso wie eine intensive Beratung 
notwendig, um die Situation der Betroffenen zu 
lindern und Hilfsmöglichkeiten zu eröffnen.

Cannabis in Apotheken
Cannabis ist die am häufigsten genutzte illegale 
Droge. Oft handelt es sich um einen nur gelegent-
lichen Konsum. Ohne die Augen vor möglichen 
gesundheitlichen Schäden zu verschließen, sollen 
diese gelegentlichen Konsumenten die Möglich-
keit erhalten, Cannabis auf legalem Wege zu 
erwerben. Wir wollen, dass über 18-jährige Men-
schen in Köln Cannabis in speziell dafür zugelas-
senen Apotheken erwerben können.

Zentrum für seltene Erkrankungen 
einrichten
Die Erforschung von seltenen Erkrankungen und 
daraus folgend eine Therapie der seltenen Er-
krankungen ist für die Betroffenen von großer 
Bedeutung. Diese Forschung findet aber nicht im 
Bereich der freien Wissenschaften statt, sie ist an 
Universitäten bzw. staatliche Forschungsinstitute 
gebunden.

Wir wollen uns in Köln dafür einsetzen, dass 
ein Zentrum für seltene Erkrankungen eingerich-
tet wird. Durch die Kooperation der Kliniken der 
Stadt Köln und der Unikliniken Köln ergibt sich 
für Köln eine große Chance für eine intensive und 
breite wissenschaftliche Forschung.

Bessere Unterstützung von Teenagern 
und jungen Frauen bei Schwangerschafts-
konflikten
Gerade Teenager und sehr junge Frauen sind bei 
einer ungeplanten Schwangerschaft in einer be-
sonderen Konfliktsituation. Manchmal fehlt noch 
der Schulabschluss oder die Ausbildung ist noch 
nicht beendet, der familiäre Rückhalt fehlt – und 

Wir wollen durch die Verzahnung von Rettungs
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der Vater des Kindes befindet sich evtl. in der 
gleichen Situation.

Wir wollen in Köln die Beratungs- und Unter-
stützungsangebote für Teenager und junge Frauen 
bei Schwangerschaftskonflikten ausbauen. Gera-
de in diesen sehr komplexen Fällen bedarf es ei-
ner sehr umfassenden und feinfühligen Beratung 
und Unterstützung, die insbesondere die Sorgen 
und Nöte dieser Altersgruppe kennt.

Hebammen mit besseren Ausbildungs- 
und Arbeitsbedingungen fördern
Köln ist eine wachsende Stadt mit einer steigen-
den Zahl von Geburten. Die Mütter benötigen die 
Unterstützung von Hebammen vor, während und 
nach der Geburt. Doch die Suche nach einer Heb-
amme gestaltet sich in Köln sehr schwierig, da es 
zu wenige Hebammen gibt.

Wir wollen, dass eine App bei der Suche nach 
einer Hebamme hilft. Ebenso wollen wir einen 
speziellen Parkausweis für Hebammen einführen, 
um ihre Arbeitsbedingungen zu verbessern. Der 
Berufsstand der Hebamme soll durch eine akade-
mische Ausbildung attraktiver gemacht werden, 
die Anzahl der Ausbildungsplätze in Köln muss 
deutlich erhöht werden.

Aufklärung, Prävention und Früher-
kennung bei psychischen Erkrankungen 
stärken
Psychische Erkrankungen sind häufig und werden 
oft unterschätzt. Darüber hinaus sind sie immer 
noch mit hohen Tabus und Stigmata belegt. Oft 
kommt es in diesen Fäll   en zu einem Suizid. 
Studien haben zeigen können, dass die Suizidrate 
im Rahmen einer Aufklärung rückläufig war, aber 
wieder angestiegen ist, als die Aufklärungsaktivi-
täten beendet waren. Wir wollen die Aufklärung, 
Prävention und Früherkennung bei psychischen 
Erkrankungen stärken, um den Krankheitsverlauf 

positiv zu beeinflussen und in letzter Konsequenz 
auch Suizide zu verhindern.

Unterstützung für obdach- und woh-
nungslose Menschen
Eine Großstadt wie Köln bringt auch soziale Her-
ausforderungen im Hinblick auf Obdachlose mit 
sich. Vor allem in den Abendstunden wird dieser 
Umstand offensichtlich. Es mangelt an Hygiene, 
Privatsphäre und Wertschätzung.

Wir wollen, dass Obdachlose in Köln für ein 
menschenwürdiges Leben kontinuierlichen Zugang 
zu Hilfsangeboten und niederschwelliger Unterstüt-
zung bekommen wie z.B. Streetworker, Psychologi-
scher Dienst, intakte und zugängliche Unterkünfte, 
Suchtberatung auch auf der Straße. Konzepte wie 
der Hamburger Duschbus oder Angebote durch 

Tierärzte, die sich um die Tiere der Obdachlosen 
bemühen und dadurch Kontakt herstellen, sollen 
auf Köln übertragen werden. 

Diese Angebote müssen auch in Krisenzeiten, 
ggf. in reduziertem und verändertem Umfang, 
gewährleitet sein. Hierzu ist es notwendig, dass 
Wohnungslose zeitnah über entsprechende Verän-
derungen informiert werden.

Uns geht es darum, dass wir mit verschiede-
nen Angeboten immer wieder den Kontakt zu den 
wohnungslosen Menschen suchen und sie über 
entsprechende Beratungs- und Wohnungsangebo-

Tierärzte, die sich um die Tiere der Obdachlosen 
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te informieren. Zu diesen Angeboten zählt der von 
uns geforderte Duschbus, der während der Coro-
na-Krise von Seiten der Verwaltung eingesetzt und 
stark nachgefragt wurde. Wir wollen, dass dieses 
Angebot zur Körperpflege auch nach Coronazeiten 
erhalten bleibt. Ein weiteres Angebot ist der Ein-
satz von Tierärzten, die sich um die Tiere der woh-
nungslosen Menschen kümmern und so ebenfalls 
als Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Zudem 
sind Menschen, deren Grundbedürfnisse befriedigt 
sind, auch einfacher wieder in der Lage, Angebote 
anzunehmen und Wege aus der Obdachlosigkeit zu 
finden. Diese Rahmenbedingungen müssen eine 
Stadt und eine Gesellschaft schaffen, damit der/
die Einzelne sein/ihr Leben würdig gestalten kann.

Zur Schaffung von Wohnraum für Wohnungs-
lose unterstützen wir das Pilotprojekt “Housing 
First”. Hier sollen obdachlose Menschen ohne 
Vorbedingungen in Wohnungen vermittelt werden 
und dort entsprechende Beratungs- und Betreu-
ungsangebote erhalten. Bisher war die Bereitstel-
lung von Wohnraum an bestimmte Bedingungen 
geknüpft wie z.B. Alkoholabstinenz.

Uni-Klinik und städtische Kliniken vereinen 
und zur „Charité des Westens“ entwickeln
Die bedarfsgerechte medizinische Versorgung der 
Kölnerinnen und Kölner ist durch die verheeren-
de wirtschaftliche Lage der städtischen Kliniken 
akut gefährdet. Seit Jahren fährt die städtische 
GmbH hohe Verluste ein. Allein 2018 betrug das 
Minus über 40 Mio. Euro.

Wir wollen die Zusammenlegung von Uni-Klinik 
und städtischen Kliniken zu einem Klinikverbund 
(„Charité des Westens“) in öffentlicher Hand, 
damit medizinische Versorgung und gesunde 
wirtschaftliche Strukturen im öffentlichen In-
teresse in Einklang gebracht werden. Neben der 
Perspektive, Köln zu einem großen, international 
bedeutenden Schwerpunkt in der Gesundheitsfor-

schung auszubauen, bietet diese Kooperation für 
die Bürgerinnen und Bürger Kölns die Sicherheit 
einer guten und flächendeckenden Versorgung, 
den Erhalt der Anbietervielfalt und aktueller wis-
senschaftlicher Medizin sowie nicht zuletzt die 
beste Gewähr für den Erhalt der Arbeitsplätze.

Mehr Kurzzeitpflegeplätze in Köln
Die Menschen erreichen heute ein höheres Le-
bensalter, und sie wollen so lange wie möglich in 
der vertrauten Umgebung ihres eigenen Zuhauses 
leben. Im Falle einer Erkrankung oder nach einem 
Krankenhausaufenthalt haben sie vorübergehend 
jedoch erhöhten Betreuungsbedarf. In solchen 
Fällen ermöglicht der Aufenthalt in einer Ein-
richtung zur Kurzzeitpflege, dass sie ihre Kräfte 
und Fähigkeiten zum Verbleib in der eigenen 
Häuslichkeit wiedererlangen und dort möglichst 
selbstbestimmt weiterleben können. In Köln gibt 
es in fünf Einrichtungen der Kurzzeitpflege 76 

Plätze; 459 „eingestreute“ Plätze für Kurzzeit-
pflege gibt es in 82 vollstationären Einrichtungen. 
Das entspricht einer Quote von 42,0 (Anzahl der 
Pflegebedürftigen pro KZP-Platz). Dies bedeutet, 
dass ein KZP-Platz für rd. 42 Pflegebedürftige zur 
Verfügung steht. Im NRW-Vergleich (31,4) ist Köln 
damit rechnerisch schlechter aufgestellt. Und: 
Für die Stadt Köln liegt keine Pflegeplanung vor.
Wir wollen, dass ältere Menschen lange selbst-

Pflege

Plätze; 459 „eingestreute“ Plätze für Kurzzeit
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bestimmt und selbständig in ihrer vertrauten Um-
gebung leben können. Deshalb soll für die Stadt 
Köln eine Pflegeplanung erstellt und daraufhin 
eine KZP-Quote realisiert werden, die mindestens 
dem Landesdurchschnitt NRW entspricht.

Mehr stationäre Pflegeeinrichtungen
Die Auslastung der Kölner Pflegeeinrichtungen 
liegt mit 97,8% deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt von 92,4%. Zugleich sagt das Statistische 
Bundesamt für Köln bis 2040 eine Zunahme der 
Altersgruppe 65+ um fast 50% voraus, und laut 
Pflegeheim-Atlas 2018 zählt Köln zu den sechs 
Städten bzw. Kreisen Deutschlands mit dem 
höchsten Zusatzbedarf an Pflegeplätzen bis 2030 
und 2035. Bis 2040 müsste die Anzahl der Pfle-
geplätze von aktuell rund 8.200 um 3.900 Plätze 
gesteigert werden.

Wir wollen, dass Köln dringend Grundstücke 
für Pflegeheime zur Verfügung stellt, um die 
Versorgung der Stadtbevölkerung in Zukunft zu 
sichern. Denkbar ist z.B., Grundstücke speziell 
für diese Nutzung auszuweisen. Die Verbesserung 
der gesetzlichen Refinanzierungsbedingungen für 
Pflegeheime ist dringend geboten.

Pflegeeinrichtungen in neuen Wohngebie-
ten planen
In der Stadtentwicklung muss dem Bedarf nach 
mehr stationären Pflegeplätzen Rechnung getra-
gen werden. Bereits bei der Planung neuer Wohn-
baugebiete müssen Flächen für entsprechende 
Pflegeeinrichtungen vorgesehen werden.

Wir wollen durch die Einrichtung und Unter-
stützung von Möglichkeiten des Zusammenwir-
kens mehrerer Generationen die Lebensqualität 
aller erhöhen. Dies kann besonders durch eine 
flexible Gestaltung des Wohnraumes erfolgen, 
wie z.B. Vergrößerung oder Verkleinerung von 
Wohnungen, oder durch Hilfe beim Umzug. „Wohn 

mobil“ oder „Neues Wohnen im Alter“ sind Bei-
spiele für Beratungsangebote, die diesem Anlie-
gen entsprechen und die wir fördern wollen.

Mehr Anreize und Entlastung für Pflege-
fachkräfte
Die demografische Entwicklung, aber auch der 
medizinische Fortschritt haben bereits in der 
Vergangenheit dazu geführt, dass der Bedarf an 
Pflegepersonal in der Kranken- und Altenpflege 

gestiegen ist. Nicht nur deutschlandweit, sondern 
auch in Köln sind Pflegefachkräfte in dieser Situ-
ation überlastet. Der Mangel an Fachkräften ist 
ein zentrales Problem in der Pflege.

Wir wollen Anreize wie Betriebswohnungen, 
Jobtickets und die Ausstattung mit Anwohner-
parkausweisen, damit Pflegekräfte die zu be-
treuenden Klienten schnell und ohne finanzielle 
Einbußen erreichen können.

In Pflegeeinrichtungen und betreutem Wohnen 
wollen wir den Einsatz von Pflegerobotern sowie 
die Installation von Siri und Wii zur Entlastung 
des Pflegepersonals ermöglichen und fördern. 
Durch Pflegeroboter bleibt dem Personal mehr 
Zeit, sich den von ihnen betreuten Menschen im 
persönlichen Gespräch zuzuwenden. Siri und Wii 
erinnern an die Einnahmen von Medikamenten, 
Mahlzeiten und Getränken, Wii unterstützt die 
körperliche und geistige Beweglichkeit. Die Nut-
zung der auf die Pflegesituation zugeschnittenen 

gestiegen ist. Nicht nur deutschlandweit, sondern 
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Hilfsmittel entlastet das Pflegepersonal, bringt 
den betreuten Menschen Lebensqualität - wie den 
längeren Verbleib in der eigenen Häuslichkeit - 
und mehr Zeit für persönliche Zuwendung.

Das persönliche Recht auf selbstbestimmte, freie 
Entfaltung ist aus Sicht der Freien Demokraten 
ein hohes Gut, das geschützt werden muss. Es 
wird immer dann und überall dort verletzt, wo und 
wenn sich Menschen in Köln nicht frei, also sicher 

bewegen können. Die Gründe dafür reichen von ei-
nem Gefühl der Unsicherheit bis hin zur tatsäch-
lichen Bedrohung der persönlichen Sicherheit. 
Entsprechend müssen auch die Lösungen von der 
Beseitigung von Angsträumen bis zur Bekämp-
fung von Kriminalität reichen.

Es stimmt, und das freut uns: Köln ist in den 
letzten Jahren sicherer geworden, es werden we-
niger Straftaten registriert. Aber genauso richtig 
ist auch: Köln rangiert auf Platz 7 der gefährlichs-
ten Großstädte Deutschlands. Es bedarf also wei-
terer Anstrengungen, damit Köln nicht als einzige 
NRW-Stadt zu den 10 gefährlichsten, sondern zu 
den 10 sichersten deutschen Großstädten zählt. 
So wie in NRW Oberhausen (3), Bielefeld (4), Mön-
chengladbach (5) und Bochum (10).

Angsträume abschaffen
In Köln gibt es nach wie vor zu viele Orte, die die 
Kölnerinnen und Kölner meiden, da sie unge-
pflegt, unübersichtlich oder schlecht beleuchtet 
sind und zu Unwohlsein und Ängsten führen. Sol-
che Räume sind auf der einen Seite Kriminalitäts-
schwerpunkte, auf der anderen Seite auch Räu-
me, die subjektiv als Angsträume erlebt werden.

Wir wollen Angsträume abschaffen. Der öf-
fentliche Raum soll für alle attraktiv werden 
und zu jeder Zeit eine gute Aufenthaltsqualität 
bieten. In Angsträumen soll durch Beleuchtungs-
konzepte, bauliche Veränderungen, Rückschnitt 
von Sträuchern, erhöhte Präsenz von Polizei 
bzw. Ordnungsamt, aber auch - als ultima ratio 
-  punktuelle optische Raumüberwachung ein er-
höhtes Sicherheitsgefühl geschaffen werden. Im 
Falle einer Videoüberwachung muss diese für die 
Öffentlichkeit leicht und deutlich erkennbar ge-
macht werden. Das Videomaterial darf höchstens 
48 Stunden aufbewahrt werden. Die bestehende 
Überwachung ist auf ihren Nutzen zu evaluieren 
und entsprechend anzupassen.

Anonyme Hilfe und Aufklärung 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
weisen eine besonders niedrigere Anzeigebereit-
schaft auf. Neben einer stärkeren Öffentlichkeits- 
und Informationsarbeit sind die Angebote der 
anonymen Spurensicherung (ASS) besser bekannt 
zu machen und Ansprechpartner hierauf zu sen-
sibilisieren. Die Zahl der teilnehmenden Kliniken 
sollte nach Möglichkeit erhöht und die Finanzie-
rung dauerhaft sichergestellt werden.

Veedelskümmerer zur Bekämpfung von 
Schmuddelecken
Broken-Windows-Effekte entstehen immer dann, 
wenn Örtlichkeiten „runterkommen“ und zu 
„Schmuddelecken“ verkommen.

bewegen können. Die Gründe dafür reichen von ei

Sicherheit
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Wir wollen einen Veedelskümmerer in jedem 
Stadtbezirk, um diese Effekte nicht nur in exponier-
ten Stadträumen wie zum Beispiel dem Domum-
feld, sondern auch in den Veedeln zu unterbinden. 
Sie sollen solche Stellen identifizieren, melden und 
Maßnahmen zur Verbesserung veranlassen.

Stärkung des Amtes der Schiedsperso-
nen, Verdoppelung der Schiedsamtsbe-
zirke
Bevor bei Bagatellstreitigkeiten Gerichte angeru-
fen werden, bemühen sich Schiedspersonen um 
die Streitschlichtung. Für die materielle Ausstat-
tung der Schiedspersonen sind die Kommunen zu-
ständig. In Köln sind bislang 19 Schiedspersonen 
in 24 Schiedsamtsbezirken tätig (1 Schiedsperso-
nen pro 50.000 Einwohner). Diese müssen jedoch 
im Unterschied zu anderen Kommunen z.B. ihren 
Bürobedarf selbst beschaffen und anschließend 
mit der Stadt abrechnen, was oft monatelang 
dauert. Auch müssen Schlichtungsgespräche oft 
in den Privaträumen der Schlichter durchgeführt 
werden. In Köln müssen sich Schiedspersonen um 
deutlich mehr Einwohner kümmern als in anderen 
Kommunen.

Wir wollen, dass eine Bürokostenpauschale für 
Schiedspersonen eingeführt wird und dass die Ge-
spräche in Amtsräumen geführt werden können, 
um die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Wir 
wollen, dass die Zahl der Kölner Schiedsamtsbe-
zirke verdoppelt wird und eine Schiedsperson für 
maximal 25.000 Menschen zur Verfügung steht. 
Dies dient dem übergeordneten Ziel der Förderung 
des Rechtsfriedens und des funktionierenden Zu-
sammenlebens.

Kriminalitätsprävention verstärken - Tag 
der Kriminalitätsprävention
Der neu ins Leben gerufene Kriminalpräventive 
Rat in Köln soll Gewalt- und Straftaten verhin-

dern. 2021 wird auch der Deutsche Präventions-
tag in Köln stattfinden, bei dem Konzepte zur 
nachhaltigen Senkung der Kriminalität erarbeitet 
werden sollen.

Wir wollen, dass die Aufmerksamkeit für die-
ses Thema in Köln genutzt wird, um der hiesigen 
Geschäftsstelle mehr Geltung zu verschaffen. 
Ziel ist es, sie zu stärken, indem die Zusammen-
arbeit der Akteure Staatsanwaltschaft, Polizei, 
Gerichte und Stadt Köln institutionalisiert wird. 
Wir fordern, dass in Köln alljährlich ein öffent-
lichkeitswirksamer Tag der Kriminalitätspräven-
tion mit Beratungs- und Informationsmöglich-
keiten ausgerichtet wird.

Perspektiven schaffen
Kriminalität entsteht auch oft infolge individuel-
ler Perspektivlosigkeit und persönlicher Proble-

me. Schon in der Schule ist durch Präventions-
programme dem Abrutschen in kriminelle Szenen 
vorzubeugen. Die von der Kölner FDP erfolgreich 
angeregte Zusammenarbeit von Jugendämtern, 
Schulen, sozialen Einrichtungen und Polizei und 
Justiz ist weiter auszubauen. Freizeitangebote für 
Jugendliche können wichtige Alternativen und 
Auswege bieten.

Haus des Jugendrechts weiter ausbauen
Das Haus des Jugendrechts besteht in Köln seit 
10 Jahren. Durch die erfolgreiche Zusammenar-
beit von Polizei, Staatsanwaltschaft und Richtern 
mit straffällig gewordenen Jugendlichen und 

me. Schon in der Schule ist durch Präventions
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deren Eltern sind viele „kriminelle Karrieren“ 
verhindert worden.

Wir wollen dieses von der Kölner FDP initiierte 
Projekt weiter ausbauen und die Zusammenarbeit 
der bisherigen Akteure (Staatsanwaltschaft, Po-
lizei, Gerichte, Stadt Köln) intensivieren – unter 
Einbeziehung der Schulen.

Betrugskriminalität zum Nachteil älterer 
Menschen verhindern
In Köln werden täglich ca. 30 Anzeigen zu Straf-
taten registriert, bei denen ältere Menschen zu 
Opfern von Kriminalität werden, z.B. durch den 
Enkel- oder den Polizeitrick. Die Dunkelziffer wird 
um ein 10-faches höher geschätzt.

Wir wollen dieser Art von Kriminalität durch 
breit angelegte Informations- und Aufklä-
rungskampagnen als konzertierte Aktion unter 
städtischer Regie von Kirchengemeinden, Be-
zirksämtern, Sparkassen/Geldinstituten, Pflege-
einrichtungen, Pflegediensten, Wohlfahrtsver-
bänden, Seniorenvertretung, etc. entgegentreten 
und ältere Menschen besser schützen.

Mehr Sicherheit für städtische Bedienstete
Es sind nicht nur Feuerwehrleute und Rettungs-
kräfte, die sich bei der Ausübung ihrer Aufgaben 
zunehmender Gewalt ausgesetzt sehen. Auch 
gegenüber städtischen Bediensteten nimmt die 
Gewalt zu, sowohl im Innen- als auch im Außen-
dienst.

Wir wollen, dass städtische Bedienstete in 
ihren Einrichtungen besser geschützt sind, z.B. 
baulich durch Detektoren. Die Zusammenarbeit 
der Behörden muss intensiviert werden, um bes-
sere Information über mögliche Gefahrensituati-
onen bereitzustellen. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter müssen besser geschult und im Zweifel 
auch durch Polizei bei Außeneinsätzen begleitet 
werden.

Bessere Ausrüstung für städtische 
Bedienstete
Wir wollen die bestmögliche Ausrüstung des Köl-
ner Ordnungsdienstes, um die öffentliche Sicher-
heit in Köln zu verbessern – sowohl in personel-
ler Hinsicht als auch mit Blick auf das Material. 
Dazu gehören auch Schulungen des Personals 
wie etwa zum Gebrauch von Einsatzmitteln und 
Deeskalationstrainings.

Dabei begrüßen wir die geplante Stärkung der 
Ordnungsdienste. Der Ordnungsdienst soll zu-
künftig rund um die Uhr einsatzbereit sein. Eine 
weitere Bewaffnung des Ordnungsdienstes leh-
nen wir gegenwärtig ab. Um die Attraktivität des 
Berufes zu steigern, sollen neben Werbekampa-
gnen auch Gefahrenzulagen für gefährliche Ein-
sätze ausgezahlt werden.

Feuerwehr und Rettungsdienste stärken
Für eine sichere Stadt ist nicht nur die Polizei 
verantwortlich. Brandbekämpfung und Lebensret-
tung gehören genauso zu den Kernaufgaben des 
Staates. 

Wir wollen die Feuerwehr und die Rettungs-
dienste in die Lage versetzen, diese Aufgabe best-
möglich zu erledigen. Dazu gehört die Entlastung 
von Aufgaben, wie durch die Verlagerung des vor-
beugenden Brandschutzes auf Dritte, aber auch 
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die Verbesserung der Eintreffzeiten. Im Ernstfall 
zählt jede Sekunde. Ausdruck einer Wertschät-
zung gegenüber den Feuerwehrkräften ist auch 
ein konsequenter Abbau der Überstunden und eine 
Attraktivierung des Feuerwehrdienstes.

Sich frei in Köln bewegen zu können, sich im öf-
fentlichen Raum wohl und sicher zu fühlen, ist 
ein Anrecht aller, die in Köln leben oder hier zu 
Gast sind. Dem Schutz bzw. der Wiederherstellung 
dieser Freiheit dort, wo sie verloren gegangen ist, 
sind wir verpflichtet. 

Immer dort, wo Verschmutzung entsteht, wird 
diese Freiheit bedroht, denn die Erfahrung zeigt: 
Von der Schmuddelecke zum Angstraum ist es 
nicht weit. Angsträume werden gemieden, sie 
schränken demzufolge unsere Freiheit ein. Ebenso 
zeigt die Erfahrung, dass solchen Entwicklungen 
entgegengewirkt werden kann, wenn wir zügig 
und gründlich handeln.

Durch entsprechendes Bewusstsein und Ver-
halten ist hier natürlich jede und jeder einzelne 
als Teil der Gemeinschaft aufgefordert, einen 
eigenen Beitrag zu leisten. Ebenso klar ist aber 
auch, dass die Stadt selbst vieles besser machen 
kann und muss.

Reinigung der Grünflächen und Rheinufer 
ausbauen
Die Entsorgung aller haushaltsnahen Abfälle au-
ßer der „Gelben Tonne“ erfolgt in Köln über die 
Abfallgebühren für die „Graue Tonne“. In diesen 
Gebühren ist unter anderem die Reinigung der 
Grünflächen mit einem Anteil von knapp 9% ent-
halten. Die Vermüllung der Grünflächen schädigt 
ihren Wert für Mensch und Natur. Sie ist verboten, 

wird aber selten bestraft - weil oft die Verursa-
cher nicht identifiziert werden können. Daher 
wird von der AWB gereinigt. Ein Ausbau ist im Ge-
bührenhaushalt legal nur so weit möglich, dass 
der direkte Anteil der Hausmüllentsorgung nicht 
unter 50% fällt. Wir wollen, dass die 10% der Ge-
bühren, die heute als Gewinne von AWB und AVG 
in den Haushalt fließen, direkt bei der Sauberkeit 
unserer Grünflächen ankommen, denn Sauberkeit 
schafft Sicherheit.

Beim Bioabfall-Recycling muss „Qualität vor 
Quantität“ gehen, um die dramatischen Kostener-
höhungen zu begrenzen, die Vermarktung von Köl-
ner Kompost gegen Geld zu verbessern und mehr 

Geld für die Grünflächenreinigung zur Verfügung 
zu bekommen.

Köln braucht einen Vertrag mit der Bundeswas-
serstraßenverwaltung und dem Eisenbahnbun-
desamt bzw. der DB Netz AG über eine hochwer-
tige Reinigung der Rheinufer und Bahnflächen. 
Ziel ist eine Reinigung aus einer Hand mit den 
notwendigen Betreuungsrechten und eine ange-
messene Beteiligung an den Kosten nach Kom-
munalabgabengesetz.

Reinigungsleistung der AWB um 10% im 
Mittel steigern
Für die Sauberkeit unserer Stadt sorgt die wert-
volle Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der AWB. Ebenso leisten die Anwohnerinnen und 
Anwohner einen Beitrag, indem sie viele Straßen 

Sauberkeit

Geld für die Grünflächenreinigung zur Verfügung 
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eigenverantwortlich reinigen. Dennoch reichen 
diese Bemühungen noch nicht aus, damit Köln so 
sauber ist, wir wir alle es uns wünschen.

Wir wollen, dass die Reinigungsleistung der 
AWB im Mittel um 10% gesteigert wird. Dazu wer-
den die Gewinne der AWB genutzt, keine Gebüh-
ren. Wo genau die Reinigungsleistung erhöht wird, 
z.B. in Einkaufsstraßen oder rund um Haltestellen, 
sollen die Bezirksvertretungen entscheiden. Die 
Stadt soll also zugunsten von mehr Sauberkeit 
und gefühlter Sicherheit auf Gewinnabführungen 
der AWB verzichten.

Mehr Flexibilität bei der Straßenreinigung
Heute gibt es bei der Straßenreinigung nur „ent-
weder – oder“: Reinigung durch die Anwohne-
rinnen und Anwohner oder durch die AWB. Die 
Realität ist, dass viele, insbesondere auch älte-
re Menschen, im Frühjahr und im Sommer kein 
Problem damit haben, Straßen und Bürgersteige 
sauber zu halten, darin oft sogar vorbildlich sind. 
Bei Laub und Schnee im Herbst und Winter tun sie 
sich hingegen manchmal schwer, was angesichts 
der Rutschgefahr verständlich ist.

Wir wollen, dass die AWB einen bedarfsgerech-
ten Reinigungsrhythmus in Abstimmungen mit 
den Bezirksvertretungen der Kölner Stadtbezirke 
einführt. Die Bezirksvertretungen sollen entschei-
den können, dass bestimmte Straßenzüge und 
Bürgersteige je nach Jahreszeit einige Monate von 

der AWB und andere Monate von den Anwohnern 
gereinigt werden. Das Subsidiaritätsprinzip der 
Daseinsvorsorge sagt, dass man den Menschen 
helfen soll, wenn sie es brauchen - und nur dann. 
Es ist hingegen unsozial, Menschen Gebühren 
für Dienstleistungen aufzuerlegen, die sie selbst 
erbringen können und wollen, z. B. die Reinigung 
der Gehwege im Frühjahr und im Sommer.

10.000 „Kippensammler“ für Köln
Zigarettenkippen gehören zu den Verschmutzun-
gen, die bei den von der AWB in Auftrag gegebe-
nen Umfragen zur Sauberkeit in Köln besonders 
oft genannt werden. Obwohl es in Köln weit über 
7.000 städtische Mülleimer gibt und obwohl das 
Wegwerfen von Kippen mit einem erheblichen 
Ordnungsgeld bedroht ist, finden sehr viele Kip-
pen nicht den Weg in die geordnete Entsorgung. 
Nur das Verbot und die selten durchgesetzte Stra-
fe wirken dementsprechend nicht ausreichend. 
Eine Kombination aus Anreiz und Strafe muss 
geprüft werden. Das könnte ein Recyclingkonzept 
sein. Versuche zur getrennten Sammlung von Kip-
pen gab es weltweit schon mehrfach. In Köln gibt 
es den Verein Tobacycle, der aber noch nicht die 
Anforderungen der Stadtverwaltung erfüllt.

Wir wollen, dass 10.000 Kippensammelbe-
hälter in Köln angebracht werden. Im Rahmen 
eines Pilotversuchs soll untersucht werden, ob 
die Kombination aus den schon beschlossenen 
erhöhten Bußgeldern, einer erhöhten Präsenz 
des Ordnungsamtes und einem Angebot zur ge-
trennten Sammlung zu einer Verringerung der 
Verschmutzung mit Kippen führt.

Mehr öffentliche Toiletten
„Wildpinkeln“ ist ein besonders rücksichtsloses 
Verhalten im öffentlichen Raum. Es ist zum einen 
eine Belästigung derer, die ungewollt Zeugen sol-
chen Druckablassens werden, und zum anderen 

Wir wollen, dass die AWB einen bedarfsgerech
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natürlich auch eine Verschmutzung des öffentli-
chen Raums.

Wir wollen dem Wildpinkeln dadurch Einhalt 
gebieten, dass die Stadt Köln die Anzahl der öf-
fentlichen Toiletten/Urinale erhöht. Anlagen, wie 
sie z.B. als optisch ansprechende Container am 
Brüsseler Platz aufgestellt wurden, sorgen nach-
haltig dafür, dass Wildpinkeln zurückgeht.

Mehr Unterflur-Müllcontainer
Oberirdisch aufgestellte, städtische Mülleimer 
quellen oft über. Müll fällt daneben, neuer Müll 
wird gleich daneben „entsorgt“. Müll gelangt so 
in die Umwelt, Ungeziefer wird angelockt, die Um-
gebung wird zunehmend unansehnlich.

Wir wollen, dass die Stadt Köln an geeigneten 
Orten im Stadtgebiet unterirdische Sammelcon-
tainer („Unterflur-Müllcontainer“) mit schlanken 
Einwurfschächten an der Oberfläche einbaut. Ihr 

Fassungsvermögen ist um ein Vielfaches größer 
als herkömmliche, oberirdisch aufgestellte Müll-
eimer. Da ihre Platzierung im rohr- und leitungs-
reichen Kölner Grund und Boden nicht überall 
möglich ist, sind hierfür Randbereiche von Grün-
anlagen am besten geeignet.

Selbst wenn es mit höheren Kosten verbunden 
ist, braucht Köln Mülleimer, die von Vögeln und 
anderen Tieren nicht nach Essbarem durchwühlt 
werden können. Da wo Unterflur-Lösungen nicht 
möglich sein, müssen andere Lösungen weiter-
entwickelt werden.

Drastische Erhöhung der Ordnungsgelder
Wer den öffentlichen Raum durch das Weg-
werfen von Pappbechern, Zigarettenschachteln, 
Plastikflaschen usw. verschmutzt, kann mit ei-
nem Ordnungsgeld bestraft werden. Wir wollen, 
dass die Ordnungsgelder für die Verschmutzung 
des städtischen Raumes drastisch erhöht wer-
den. Das Ordnungsamt soll durch mehr Personal 
dazu befähigt werden, mehr zu kontrollieren und 
diese Strafen durchzusetzen.

Anti-Graffiti-Beschichtung an Ampeln, 
Laternen und Verkehrsschildern
Die Verschandelung des Stadtbilds per Spray-
dose ist in Köln vielerorts sichtbar. Auch an 
Ampeln, Laternenmasten und Verkehrsschil-
dern hinterlassen die Sprayer ihre Spuren. Neu 
aufgestellte Anlagen mit Stahloberfläche sind 
mit einer speziellen Anti-Graffiti-Beschichtung 
versehen, sodass die Reinigung ohne chemische 
Mittel leicht und schnell erfolgen kann.

Wir wollen, dass die Stadt Köln eine solche 
Schutzbeschichtung auch bei bestehenden Am-
peln, Laternenmasten und Verkehrsschildern 
aufbringen lässt. Bei dieser Gelegenheit sollte 
zugleich überprüft werden, ob der Kölner Schild-
erwald an der einen oder anderen Stelle nicht zu 
lichten ist, was ebenfalls ein wünschenswerter 
Beitrag zur Verbesserung des Stadtbildes ist.

Kinder und Jugendliche bemalen öffent-
liche Flächen
Im Rahmen der Kölner Anti-Spray-Aktion 
(„KASA“) wird von Jahr zu Jahr die gleiche Men-
ge an Quadratmetern gereinigt. Ein spürbares 
Zurückgehen der Verschmutzung durch Graffiti 
ist also nicht feststellbar. Zu beobachten ist 
andererseits, dass öffentliche Flächen, die zum 
Beispiel von Kindern und Jugendlichen im Rah-
men von Schulprojekten bemalt werden, von 

Fassungsvermögen ist um ein Vielfaches größer 
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wildem Graffiti weitestgehend verschont bleiben.
Wir wollen, dass die Stadt Köln verstärkt 

Schulprojekte initiiert, bei denen Kinder und Ju-
gendliche öffentliche Flächen in Abstimmung mit 
der Stadtverwaltung bemalen können, um die Flä-
chen vor illegalen Sprayern zu schützen.

“Kunst ist eine Tochter der Freiheit“, schrieb 
Friedrich Schiller. Und in unserer Verfassung ist 
die Kunstfreiheit als Grundrecht verankert. Kunst 
und Freiheit sind eng miteinander verbunden, und 
wir Freie Demokraten fühlen uns der Kultur und 
denen, die Kultur schaffen, in besonderer Weise 
verbunden und verpflichtet.

Köln behauptet von sich selbst nur zu gerne, 
eine herausragende Kulturstadt mit internationa-
ler Ausstrahlung zu sein, sagt sogar in der neuen 
Kampagne „Kultur lebt in Köln“, dass Kunst und 
Kultur das „Herz“ der Stadt bilden.

Ein trotzdem noch schwächliches Kulturmar-
keting weit unterhalb dessen, was z.B. Hamburg, 
Bremen oder Berlin investieren, eine Förderung 
der Freien Szene, die deren Potentiale nur un-
zulänglich hebt, ein unprofessioneller, zum Teil 
ignoranter Umgang mit Mäzenen und aus dem 
Ruder laufende Bauvorhaben sind jedoch die er-
nüchternde Kölner Realität, in die sich zusätzlich 
fatalerweise millionenteure Wunschträume von 
einer „Historische Mitte“ am Roncalliplatz ein-

reihen. Wir meinen: Wer so mit seinem Herzen 
umgeht, macht sich selbst zum Risikopatienten.

Die Freien Demokraten wollen den Kultur-
standort Köln stärken, die Prioritäten wieder rich-
tig setzen, damit sich Köln in nicht allzu ferner 
Zukunft mit Fug und Recht als herausragende 
Kulturstadt mit internationaler Bedeutung profi-
lieren kann.

Kölner Kulturrettungsschirm aufspannen
Die Corona-Pandemie und ihre langfristigen Fol-
gen werden gerade in der Kultur, für ihre Akteure 
und Institutionen, besonders stark spürbar sein. 
Publikumsveranstaltungen werden auf längere 
Zeit nicht in gewohntem Umfang möglich und 
deshalb nur mit Defiziten durchführbar sein. Das 
bedeutet nicht nur ein stark beschränktes Ange-
bot für die Kölnerinnen und Kölner, sondern auch 
eine erhebliche Einschränkung der Verdienst- 
und Umsatzmöglichkeiten für Künstlerinnen und 
Künstler sowie für Veranstalter und künstlerische 
Institutionen. Für diesen in Köln enorm wichtigen 
Zweig der Kultur- und Kreativbranche fordern wir 
in Ergänzung zu den Anstrengungen von Seiten 
des Bundes und des Landes einen Kölner Kultur-
rettungsschirm. Mit ihm soll zielgenau die Vielfalt 
der Kölner Kulturinstitutionen erhalten werden. 
Die sich abzeichnenden wirtschaftlichen Schie-
flagen sind nicht Ergebnis struktureller Defizite, 
sondern Ergebnis der epidemischen Lage und der 
damit einhergehenden Veranstaltungsverbote und 
-einschränkungen.

Strukturen retten – teure Prestigepro-
jekte verschieben
Die Corona-Pandemie wird erhebliche Auswirkun-
gen auf den städtischen Haushalt haben – in Form 
von Einnahmeverlusten, aber auch durch erhöhte 
Investitionen zur Stabilisierung und Rettung we-
sentlicher Strukturen. Das verlangt eine Konzen-

Kultur

Köln behauptet von sich selbst nur zu gerne, 
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tration der verfügbaren Ressourcen. Wir wollen 
alle geplanten Bauprojekte in der Kultur auf den 
Prüfstand stellen. Leitende Frage muss dabei 
sein, was unverzichtbare Investition ist, und was 
als wünschenswerte Ergänzung zeitlich geschoben 
werden kann. Auch Investitionen binden durch die 
Kapitaldienste in den folgenden Jahren verfügbare 
Haushaltsmittel, die angesichts der aktuellen He-
rausforderungen dringend benötigt werden.

Kulturentwicklungsplan umsetzen und 
weiterentwickeln
Mit dem neuen Kulturentwicklungsplan (KEP) 
ist eine gute Analyse der Kölner Kulturszene und 
Beschreibung der Aufgabenfelder gelungen. Köln 
muss aber auch die Kraft zur Prioritätensetzung 
und gezielten Umsetzung haben. Wir wollen, dass 
der KEP kontinuierlich fortentwickelt wird und zu 
konkreten Maßnahmen führt. Anders als sein Vor-
gänger soll er nicht in der Schublade verschwin-
den. Hierfür wollen wir uns in den kommenden 
Jahren gezielt einsetzen und den Plan Stück für 
Stück Realität werden lassen.

Nachhaltige Bewirtschaftung kultureller 
Einrichtungen
Die städtischen Kulturinstitutionen müssen in die 
Lage versetzt werden, wirtschaftlich selbststän-
dig geführt werden zu können. Mehr Vertrauen in 
die Mitarbeiter und die Befreiung von den büro-
kratischen Fesseln führen auch zu mehr kreati-
vem Freiraum.

Wir wollen, dass endlich ernst gemacht wird 
mit der Befreiung der Museen aus den Verwal-
tungs- und Politikfesseln. Auch die Sponsoring- 
und Marketingpotenziale der Kölner Museen müs-
sen gesteigert werden. Notwendige Kontrollen 
und Prüfungen sollen regelmäßig in nachgeord-
neten Verfahren mit entsprechenden Sanktions-
möglichkeiten sichergestellt werden.

Zeughaus muss Standort des Stadtmuse-
ums bleiben
Die Stadt Köln verfolgt Pläne, das sanierungsbe-
dürftige Zeughaus als Standort des Stadtmuse-

ums aufzugeben und es in die geplante „Histori-
sche Mitte“ an den Roncalliplatz zu verlegen. Den 
geschichtsträchtigen und ebenso zentralen Ort 
für das Stadtmuseum aufzugeben, halten wir für 
einen schweren Fehler.

Wir wollen das Stadtmuseum im historischen 
Zeughaus der Stadt mit der preußischen Wache 
direkt an der römischen Stadtmauer belassen. 
Das inzwischen leer gezogene Gebäude muss 
schnellstmöglich saniert und um einen Neubau 
erweitert werden. Das zehnjährige Interim bietet 
dafür genug Zeit. Am Roncalliplatz soll eine alter-
native Nutzung entwickelt werden, die es erlaubt, 
das zu massive Gebäudevolumen zu verringern.

Großartige Kölner Kulturinstitutionen 
müssen auf Landesebene anerkannt 
werden
Köln finanziert sein breites Kulturangebot weit-
gehend alleine – anders als die Nachbarstädte 
Düsseldorf und Bonn. Dabei wirken bestimmte 
Institutionen weit über die Stadtgrenze hinaus. So 
genießt das Gürzenichorchester internationalen 
Rang und bildet die Speerspitze in der reichen 
Musikszene Kölns. Hier freuen wir uns über eine 

ums aufzugeben und es in die geplante „Histori
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gestiegene Landesförderung, wollen jedoch auch 
für andere landesweit einmalige Institutionen 
wie das Ostasiatische Museum oder das Rau-
tenstrauch-Joest-Museum das Land als Partner 
gewinnen.

Mäzene und Stifter an die Stadt binden
Köln blickt auf eine lange und große Tradition von 
bürgerschaftlichem Engagement zurück. So sind 
alle Kölner Museen in ihrer Gründung eng mit 
großzügigen Stiftern verbunden.

Wir wollen daher einen besseren Umgang mit 
Mäzenen und Stiftern pflegen und fordern eine 
professionelle Begleitung von möglichen Stiftern, 
Mäzenen und Sponsoren.

Die Freie Szene in allen Sparten stärken
Neben den hohen Summen für die städtischen In-
stitutionen erscheint der Anteil für die Akteure der 
Freien Szene sehr klein – zu klein angesichts der 
hohen Zuschauer- und Besucherzahlen und des 
breiten Angebots. Die Forderung der Freien Szene 
nach einem festen Anteil (10%) an der institutio-
nellen Förderung leuchtet uns ein.

Wir wollen, dass Förderungen nicht mehr auf 
das Prinzip der Selbstausbeutung der Künstle-
rinnen und Künstler bauen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass Förderwürdiges auskömmlich finanziert 
werden soll.

Depot 1 und Depot 2 im Carlswerk als 
Produktions- und Aufführungszentrum 
erhalten
Schon lange wird beklagt, dass es für die freie 
Theater- und Tanzszene keinen Ort mit Proben- 
und Aufführungskapazitäten gibt, der auf natio-
nalem Niveau konkurrenzfähig ist. Die aktuelle 
Spielstätte des Kölner Schauspiels ist vom Pu-
blikum hervorragend angenommen worden. Das 
Depot 1 sollte als Produktions- und Aufführungs-
zentrum ausgebaut werden und das Depot 2 als 
Außenspielstätte des Schauspiels anstelle der 
Halle Kalk erhalten bleiben.

Mit dem erfolgreich eingeführten Ort Carlswerk 
wollen wir damit wenigstens eine der aufwändig 
hergestellten Interimsorte der Bühnen in eine 
dauerhafte Nutzung überführen.

Kreativquartiere erhalten und Zwischen-
nutzungen für kreative Zwecke ermög-
lichen
Bürokratische Hemmnisse verhindern die Zwi-
schennutzung von derzeit nicht genutzten Im-
mobilien für kulturelle Zwecke. Leerstehende 
Immobilien stellen weder eine Aufwertung des 
Stadtbilds dar, noch führen sie zu einem finanzi-
ellen Mehrwert für Stadt und Inhaber. Gleichzeitig 
stehen immer weniger günstige Kreativräume zur 
Verfügung. Eine unbürokratische Zwischennut-
zung, die Rechtssicherheit für Kulturschaffende 
und Immobilieninhaber bringt, ist nicht gegeben. 
Eine Vermittlung erst recht nicht.

Bei städtebaulichen Projekten sind die Kreati-
vquartiere heutzutage meist die Orte, die in der 
Planung keine Berücksichtigung finden. Eine 
Planungssicherheit für die Betreiber ist oft nicht 
gegeben.

Wir wollen Kreativquartiere erhalten, denn sie 
sind Impulsgeber in der Stadtentwicklung und 
führen dazu, dass sich Anwohner mit ihrem Veedel 

Wir wollen daher einen besseren Umgang mit 
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identifizieren. Zudem wirken sie als Anziehungs-
punkt für innovative und kreative Köpfe. Zudem 
muss für Planungssicherheit gesorgt werden. Die 
Zwischennutzung von nicht genutzten Immobilien 
ist hier auch eine Möglichkeit, für Ausweichräume 
zu sorgen. Aus diesem Grund wollen wir die Zwi-
schennutzung vereinfachen und Kulturschaffende 
sowie Immobilienbesitzende zusammenbringen.

Kulturelle Bildung und Partizipation 
systematisch weiterentwickeln
Ästhetische Erfahrung ist ein wichtiges Element 
freiheitlicher Identitätsbildung. Berührung mit 
Kunst und Kultur kann Horizonte erweitern. Die 
damit verbundenen Chancen sollten wir allen 
Kindern eröffnen. Dafür brauchen wir ein ganzheit-
liches Konzept kultureller Bildung, das in Zusam-
menarbeit mit unseren Bildungseinrichtungen von 
Kita bis zu weiterführenden Schulen entwickelt 
wird und gerade Kinder und Jugendliche mit bil-
dungsferneren und einkommensschwächeren Hin-
tergründen erreicht.

Wir wollen die Zusammenarbeit zwischen kultu-
rellen Einrichtungen, den Kitas und weiterführen-
den Schulen in Köln stärken und die Kinder früh an 
Kultur heranführen.

Stadtteilbibliotheken als Dritte Orte 
stärken
Bibliotheken sind heute viel mehr als Ausleihorte. 
Sie sind Bildungs-, Begegnungs- und Integrations-
orte mit hoher Aufenthaltsqualität. Die großartige 

Stadtteilbibliothek in Kalk gibt die Richtung vor. 
Viele Bibliotheken sind allerdings modernisie-
rungsbedürftig.

Wir wollen die Bibliotheken in Köln zu Dritten 
Orten machen. Hierzu wollen wir Mittel für die Mo-
dernisierung der Bibliotheksflächen zur Verfügung 
stellen und tatkräftige Unterstützung bei der Wei-
terentwicklung leisten.

Popkultur ernst nehmen und die Clubsze-
ne schützen und stärken
Popmusik und -kultur sind für das Kölner Kul-
tur- und Nachtleben wichtige Anker. Vernetzungs-
strukturen, Nachwuchsförderung und Professiona-
lisierungsunterstützung sind wichtige Aspekte für 
die Stärkung der Popszene. Hier hinkt Köln aber 
anderen Großstädten hinterher. Hamburg und Ber-
lin machen vor, wie mit professioneller Förderung 
aus guten Voraussetzungen mehr gemacht werden 
kann.

Wir wollen, dass Popmusik und -kultur als 
Bestandteil der Kölner Kulturszene ernst genom-
men werden. Dazu gehört auch, wichtige Orte der 
Clubszene zu erhalten. Köln hat die gleichen Vor-
aussetzungen wie etwa Hamburg und Berlin. Wir 
dürfen den Anschluss nicht verpassen. Aus diesem 
Grund wollen wir uns für das gezielte Voranbringen 
von Vernetzungs- und Unterstützungsinitiativen 
wie dem Club-Cluster einsetzen. Wo wichtige Orte 
der Clubszene in Konflikt geraten mit dem Wunsch 
nach mehr Wohnraum, müssen Bebauungspläne 
den Erhalt dieser Orte sicherstellen.
Wir sprechen uns gegen jegliche Form von Tanz-
verboten aus.

Vergnügungssteuer für Tanz-, Musik- 
und Filmveranstaltungen abschaffen
Die Stadt Köln hat in der Satzung über die Erhe-
bung einer Steuer auf Vergnügungen besonderer 
Art festgelegt, dass gewerbliche Tanz- und Film-
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veranstaltungen der Vergnügungssteuer unter-
liegen. Viele solcher Veranstaltungen sind ein 
Beitrag zum kulturellen Leben der Stadt. Ohne 
solche Veranstaltungen würde sich die Kreativs-
zene nicht derart frei entfalten können wie es in 
unserer Stadt möglich ist. Durch viele Abgaben 
ist es für die Veranstalter aber heutzutage immer 
schwieriger, kostendeckend tätig zu sein. Gleich-
zeitig fallen für kulturelle Veranstaltungen mit 
Musik und Tanz keine Steuern an. Die Grenzen, 
wann eine kulturelle Veranstaltung und wann 
eine der Vergnügungssteuer unterfallende Ver-
anstaltung vorliegt, verlaufen allerdings fließend.
Wir wollen die Vergnügungssteuer für gewerb-
liche Tanz-, Musik- und Filmveranstaltungen 
abschaffen. Köln folgt damit dem Beispiel vieler 
anderer Kommunen. Somit wollen wir die Veran-
stalter entlasten und ein breitgefächertes Ange-
bot in unserer Stadt sichern.

Spontananmeldung von kleinen Kultur-
veranstaltungen und Spontanpartys
Köln hat eine große Kulturszene und zugleich vie-
le junge Einwohnerinnen und Einwohner. Gerade 
in den Sommermonaten bieten sich Freiflächen 
für kulturelle Veranstaltungen und kleine Spon-
tanpartys an. Leider ist das Durchführen solcher 
Veranstaltungen aufgrund des bürokratischen 
Verfahrens für die Anmeldung nicht schnell und 
flexibel möglich. Gleichzeitig ist die Sorge vor 
Lärm, Müll und Störungen in der Gesellschaft 
sehr groß. Eine Vereinbarkeit der verschiedenen 
Interessen wird vielmals nicht gesehen.

Wir wollen diese Denkweise ändern und die 
Einführung einer Spontananmeldung bei kleinen 
Kulturveranstaltungen (z.B. Musikveranstaltun-
gen) auf passenden und von der Stadt ausgewie-
senen Freiflächen ermöglichen – unter bestimm-
ten Voraussetzungen, damit die Allgemeinheit 
durch solche Veranstaltungen nicht unangemes-

sen gestört wird. Hierzu soll eine Anmeldung bis 
zu 24 Stunden vor Beginn online eingereicht wer-
den können. Gleichzeitig darf die Höchstlautstär-
ke von 103 Dezibel nicht überstiegen werden. Eine 
Gewinnerzielungsabsicht darf mit der Veranstal-
tung nicht verfolgt werden. Gleichzeitig können 
die Veranstalter für Kosten hinsichtlich Müllent-
sorgung, Sperrungen und sonstigen Maßnahmen 
herangezogen werden.

Professionelles Kulturmarketing nachhal-
tig verstärken
Städte wie Frankfurt, Hamburg oder Bremen 
haben es längst vorgemacht: Das Werben um 
Kulturtouristen lohnt sich. Besucherzahlen kön-
nen deutlich gesteigert und so auch finanzielle 
Spielräume erweitert werden. Auch die Stadt als 
Ganzes profitiert von kulturellem Stadtmarketing 
– durch Umsatzsteigerungen sowie durch positive 
Imagebildung. Mit der Kampagne „Kultur lebt in 
Köln“ ist seit Herbst 2019 ein Anfang gemacht.
Wir wollen, dass diese Kampagne verstetigt und 
ausgebaut wird. Auch muss das Referat Kommu-
nikation und Öffentlichkeitsarbeit im Dezernat für 
Kunst und Kultur personell gestärkt werden. Köln 
soll sich bundesweit und international als Kultur-
metropole mit herausragenden Einrichtungen und 
Veranstaltungen profilieren. Die Wirksamkeit der 
Kampagne muss laufend evaluiert werden.

Sport macht Spaß, Sport fördert die Gesundheit, 
Sport ist Begegnung. Kurzum: Sport ist ein echtes 
Multitalent! Sport erzeugt ein positives Lebensge-
fühl – und ist damit die körperlich erlebbarste Form 
der freien Entfaltung. Dabei ist es uns Freien Demo-

und
Sport

Freizeit
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kraten wichtig, dass wir in Köln den Breitensport 
ebenso in den Blick nehmen wie den Spitzensport, 
den Schulsport wie den Vereinssport, den Individu-
alsport wie den Teamsport.
Das Potenzial des Sports für die Steigerung der 
Lebensqualität in Köln ist wahrhaftig groß. Und 
doch kann die Stadtverwaltung noch nicht einmal 
Auskunft darüber geben, in welchem Bauzustand 
sich ihre Sportanlagen befinden. Nur noch sechs 
von zehn Schulkindern können schwimmen, und die 
Sportvereine haben zunehmend Probleme, Nach-
wuchs zu finden.

Angesichts des gro-
ßen Potenzials, das der 
Sport in verschiedensten 
Facetten bietet, ist es 
höchste Zeit, hier ener-
gisch und konzertiert 
zu handeln. Wir wollen, 
dass sich die Stadt Köln 
im wahrsten Sinne des 
Wortes endlich in Be-
wegung setzt! Wir Freie Demokraten wollen diesen 
Anschub geben.

Jugendsportpauschale auf 20€ pro Kind 
und Jahr erhöhen
Grundsätzlich sind die positiven Auswirkungen auf 
die körperlichen, sozialen und geistigen Entwick-
lungen von Kindern und Jugendlichen durch die 
Mitgliedschaft in einem Sportverein unbestritten. 
Daher werden die Kölner Sportvereine zur Förde-
rung des Jugendsports zurzeit mit 1 Mio. Euro pro 
Jahr unterstützt. Das entspricht 13 Euro pro Kind 
je Jahr. Das 2009 von Rot-Grün in Köln eingeführ-
te, zusätzliche Sozialprogramm „Kids in the clubs“ 
konnte jedoch nicht bewirken, dass mehr Kinder 
und Jugendliche in Sportvereinen aktiv werden.

Wir wollen, dass die Stadt Köln die Förde-
rung des Jugendsports durch eine Erhöhung der 

Pauschale von 13 auf 20 Euro pro Kind und Jahr 
steigert. Dies soll den Sportvereinen größere Mög-
lichkeiten eröffnen, im Bereich des Kinder- und 
Jugendsports Nachwuchs zu gewinnen.

Bekenntnis zum Leistungssport
Köln ist eine Stadt, in der der Leistungssport zu 
Hause ist. In zahlreichen Sportarten gibt es  Kölner 
Erst- und Zweitligaclubs. Die Deutsche Sporthoch-
schule Köln vereint qualifizierte Lehre, internatio-
nale Forschung und Spitzensport als Deutschlands 
einzige Universität, die sich ausschließlich dem 

Themenfeld Sport und Bewegung widmet - mit 19 
Instituten, 4 An-Instituten und 9 wissenschaftli-
chen Zentren.

Wir bekennen uns klar zum Leistungssport und 
wollen, dass auch in Kölner Schulen und Vereinen 
mehr für den Leistungssport getan wird. Schulen 
und Vereine sind die Einrichtungen, in denen Talen-
te entdeckt und gefördert werden, so sie denn über 
die entsprechende Ausstattung und ausreichende 
Mittel verfügen. Damit wird weit mehr erreicht als 
nur der Grundstein für die Sportkarrieren Einzelner 
gelegt. Denn zukünftig kommende Spitzensportler 
aus Köln wirken positiv als Vorbilder für die Jugend.

Vereinssport in den schulischen Ganztag 
integrieren
Sportvereinen mangelt es an Nachwuchs, Schüle-
rinnen und Schüler treiben zu wenig Sport, junge 
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sportliche Talente bleiben unentdeckt und unge-
fördert.

Wir wollen, dass Schülerinnen und Schüler zu 
mehr Sport motiviert werden. Deshalb soll der 
Vereinssport mit seinen Angeboten häufiger in 
den schulischen Ganztag integriert werden – ganz 
ähnlich wie dies im Bereich Musik bereits prakti-
ziert wird. Dabei geht es in solchen Kooperation 
zwischen Schulen und Sportvereinen nicht nur um 
den Gesundheitsaspekt für Kinder und Jugendli-
che sowie um das Erlernen und Ausübe   n einer 
Sportart. Ganz bewusst soll ein in dieser Form 
gestalteter Sportunterricht bis hin zum Ligasport 
führen. Unter qualifizierter Leitung von Trainerin-
nen und Trainern wird die Chance eröffnet, dass 
sich Talente zeigen und entwickeln können.

Zweifach-Hallen als Standard beim 
Neubau von Grundschulen
Lange Zeit baute die Stadt Köln bei Neubau von 
Grundschulen nur kleine Gymnastikhallen, in 
denen Teamsport wie Handball oder Basketball 
wegen der zu kleinen Spielfelder nicht ligage-
recht gespielt werden konnte. In anderen Städten 

sind Zweifach-Hallen oder sogar Dreifach-Hallen 
Standard beim Neubau von Schulen. Auf Initia-
tive der Kölner FDP-Ratsfraktion wurde nun der 
Standard von Zweifach-Hallen beim Neubau von 
Grundschulen durchgesetzt. Leider versucht die 
Verwaltung immer noch, beim Neubau den Zwei-
fach-Hallenstandard nicht zu realisieren.

Wir wollen, dass Köln beim Neubau von Grund-
schulen grundsätzlich den Bau von Zweifachhal-

len zum Standard macht. Die Zweifachturnhallen 
zeichnen sich nicht nur dadurch aus, dass sie für 
die Ausübung von Teamsportarten geeignet sind. 
Durch den mittigen Vorhang können auch mehrere 
Klassen gleichzeitig Sportunterricht haben. Wir 
wollen, dass die Stadtverwaltung den Zweifach-
hallen-Standard nicht immer wieder zugunsten 
der viel kleineren Gymnastikhallen aufweicht.

Zwei neue Schwimmschulbäder
Die Schwimmfähigkeit von Kindern hat in den letz-
ten zehn Jahren rapide abgenommen. Wir wollen, 
dass in Köln wieder deutlich mehr Kinder schwim-
men lernen. Sie haben ein Recht auf Schwimmun-
terricht! Deshalb soll sowohl rechts- als auch 
linksrheinisch je ein neues Schulschwimmbad 
mit 25-m-Bahnen gebaut werden. Damit es 
schnell geht, sollen die beiden ausgeschriebenen 
Schulbaupakete um zwei Schwimmbäder ergänzt 
werden. Zudem fordern wir den Neubau des Ge-
noveva-Bades. Das Programm „Sicheres Schwim-
men“ ist fortzuführen.

“E-Sports” in Köln stärken
Elektronische Spiele, insbesondere in der jün-
geren Generation, gewinnen immer mehr an Be-
liebtheit. Die Gamescom in Köln hat sich schon 
zu einer der größten Messen in unserer Stadt 
entwickelt. Immer häufiger werden Wettbewerbe 
ausgetragen, die einen eindeutigen Sportcharak-
ter wie Schach aufweisen.

Wir wollen darum den “E-Sport” in Köln stär-
ken. Gerade Köln als Gamescom-Stadt sollte 
Spielerinnen und Spielern die Austragung von 
Wettbewerben ermöglichen.

Zwei Outdoor-Fitness-Parks in jedem 
Stadtbezirk
Der vereinsungebundene Sport, der insbesondere 
draußen stattfindet, nimmt stetig zu. Neben dem 

sind Zweifach-Hallen oder sogar Dreifach-Hallen 
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Laufen werden zusätzlich Fitness-Parcours von 
klein bis groß immer mehr nachgefragt. Diese 
Sportmöglichkeiten gibt es in Köln noch zu wenig.
Wir wollen, dass nach dem Vorbild des Out-
door-Fitness-Parks im Inneren Grüngürtel in je-
dem Stadtbezirk zwei solcher Anlagen errichtet 
werden. Solche Einrichtungen im öffentlichen 
Raum sind, wie das Beispiel im Inneren Grün-
gürtel zeigt, äußerst beliebt und werden stark 
frequentiert. Es sind Orte der Bewegung und der 
Begegnung zugleich. Lokalen Sportvereinen soll 
die Möglichkeit gegeben werden, sich bei der Er-
richtung der Plätze einzubringen. Zudem soll das 
Sportmobil der Sportjugend Köln besser gefördert 
werden, um speziell Kinder und Jugendliche zu 
mehr sportlicher Betätigung anzuregen.

Kunstrasenprogramm 
vollständig umsetzen
Die Einrichtung von über 30 
mikroplastikfreien Kork- bzw. 
Sand-Kunstrasenplätzen steht 
noch aus. Sie sind dreimal 
stärker belastbar als Rasen-
plätze, verbrauchen weniger 
Fläche, sind wintertauglich, 
verursachen einen geringeren 
Wartungsaufwand und weisen eine Haltbarkeit 
von 10 Jahren auf.

Wir wollen, dass die Stadt Köln endlich ihrer 
Verpflichtung nachkommt, das Kunstrasenpro-
gramm zu vollenden und die 30 ausstehenden 
Plätze im Stadtgebiet einzurichten.

Drittligataugliches Stadion für Köln
Mit Viktoria und Fortuna Köln besitzt unsere Stadt 
zwei Fußballvereine, die in der dritten Liga spielen 
bzw. spielten, ein Wiederaufstieg scheint mög-
lich. Mit dem Frauenteam des 1. FC Köln spielt 
Köln auch in der ersten Frauen-Bundesliga. Für 

die Vereine stehen linksrheinisch das Südstadi-
on und rechtsrheinisch das Höhenberger Stadion 
zur Verfügung, die jedoch in die Jahre gekommen 
sind, den Liga-Anforderungen gerade noch ent-
sprechen, in der Unterhaltung teuer sind oder in 
den Standorten aus Emissionsschutz- und Natur-
schutzgründen nicht grundsaniert werden kön-
nen. Deshalb muss eine zukunftsfähige Lösung 
für die Teams her.

Wir wollen, dass im rechtsrheinischen Stamm-
heim ein drittligataugliches, ca. 10.000 Personen 
fassendes Fußballstadion gebaut wird. Auch die 
Spiele der Frauenbundesliga sollen dort ausge-
tragen werden. Das Stadion soll betont famili-
enfreundlich und barrierefrei geplant sein. Alle 
Zuschauerplätze sind überdacht. Die Ausführung 
soll in modularer Fertigbauweise erfolgen.

Sportanlagen-Kataster anlegen
Nicht zum ersten Mal mussten Sporthallen und 
sogar Schulschwimmbäder über Nacht geschlos-
sen werden, da durch jahrelange Verschleppung 
von Sanierungsmaßnahmen die Sportanlagen zu 
marode waren. Die Stadtverwaltung kann keine 
Auskunft darüber geben, in welchem Bauzustand 
sich ihre Sportanlagen befinden.

Wir wollen, dass die Stadt Köln ein Sportanla-
genkataster für Sporthallen und -plätze aufbaut, 
damit Verwaltung und Politik darüber Erkenntnis-
se erhalten, wie es um die Infrastruktur in Köln 

Wartungsaufwand und weisen eine Haltbarkeit 
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tatsächlich bestellt ist, um punktgenau gegen-
steuern zu können.

Sportentwicklungsplan umsetzen, kont-
rollieren und verbessern
Auf Mitinitiative der FDP hat die Stadt Köln ihren 
ersten Sportentwicklungsplan mit dem Ziel einer 
Öffnung des städtischen Raums für Sport und Be-
wegung beschlossen. Auf unseren Antrag hat die 
Stadt ihr Verbot von Fußballspielen in städtischen 
Grünanlagen aufgehoben. Viele neue Trendsport-
arten, die gerade junge Menschen begeistern, 
können nun gezielt gefördert werden. 

Wir wollen, dass Sportanlagen für Jung und 
Alt auch bei der Planung von großen Wohnge-
bieten berücksichtigt werden. Auch die schnelle 
Sanierung sowie der Neubau von Sporthallen und 
Sportanlagen sollen durch eine Auflistung der Be-
darfe möglich werden.

Wir wollen einen jährlichen Bericht über die 
Umsetzung des Sportentwicklungsplans, damit 
beschlossene Maßnahmen kontrolliert werden 
können. Die vielen Ideen und Vorschläge für eine 
sportgerechte Großstadt dürfen in der Verwaltung 
nicht im Sande verlaufen. Sportvereine ebenso 
wie die Sportverwaltung sind dazu aufgerufen, 
basierend aus den Umsetzungserfahrungen Kor-
rekturen bzw. Verbesserungen des Sportentwick-
lungsplans vorzuschlagen.

Angebote für Behindertensport in Köln 
fördern und ausbauen
Köln hat eine lange Tradition von erfolgreichem 
Behindertensport im Leistungs- und Breitensport. 
In rund 50 Sportvereinen nehmen über 5.000 Mit-
glieder am organisierten Behindertensport in Köln 
teil. Behindertensport steht für Emanzipation und 
Akzeptanz von Menschen mit Behinderung in un-
serer Gesellschaft. Das Selbstbild, aber auch die 
Stellung in der Gesellschaft wird durch den Sport 

positiv beeinflusst. Aber es gibt noch viel zu tun: 
Viele Sportanlagen sind weder für Aktive noch für 
Zuschauer behindertengerecht. Immer noch gibt 
es viele Berührungsängste. 

Wir wollen den Behindertensport verstärkt för-
dern und Sportanlagen behindertengerecht aus-
bauen. Daher unterstützen wir auch die Initiative 
des Rollstuhl-Basketballvereins „Köln 99ers“ in 
Köln-Stammheim, einen barrierefreien Sportpark 
zu realisieren.

Olympia- und Paralympic-Bewerbung 
2032 ernsthaft prüfen
Die Idee von Olympischen Spielen in der Rhein-
Ruhr-City 2032 nimmt Gestalt an. Köln soll im 
Rahmen dieses Plans einer der Standorte der 
Olympischen und Paralympischen Spiele wer-
den. Die Stadt Köln ist als Austragungsort für 
die Handball-, Ruder- und Bahnradwettbewerbe 
im Gespräch. Hier verfügt Köln über gute Sport-
stätten, die für verschiedene Sportarten genutzt 
werden können, ohne teure Neubauten erstellen 
zu müssen.

Wir verstehen diese Bewerbung als große Chan-
ce für Köln und NRW und wollen, dass die Stadt 
Köln mit aller Ernsthaftigkeit den Dialog mit der 
Initiative Rhein Ruhr City 2032 um den Sportma-
nager Michael Mronz und den Kölner Bürgerinnen 
und Bürgern führt. Für Olympische Spiele fließen 
zusätzliche Bundesmittel zum Ausbau der Infra-
struktur nach Nordrhein-Westfalen (z.B. Rhein-
Ruhr-Express). Davon können auch die Pendler 
im Großraum Köln profitieren. München 1972 mit 
seinem Verkehrskonzept, Barcelona 1992 mit der 
verbesserten Lebensqualität und London 2012 
mit der Stadterneuerung sind hervorragende Bei-
spiele dafür, welche positiven und nachhaltigen 
Auswirkungen die Austragung von Olympischen 
Spiele in Großstadt hervorbringen kann.
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Die weltoffene Heimatstadt

Heimat ist, wo man verwurzelt ist und wo man neue Wurzeln schlagen kann! Köln ist seit jeher 
offen für diverse Lebensentwürfe und religiöse Vielfalt. Wir wollen Anziehungspunkt für alle sein, 
die ihr Leben in die eigene Hand nehmen, die bereit sind zur Integration und damit einen positiven 
Beitrag für das Zusammenleben leisten.

„Imis“ werden schnell zu Kölnern, weil unser liebevoll gepflegtes Brauchtum niemanden aus-
schließt und die traditionelle Weltoffenheit Kölns Raum für neue Impulse bietet. Köln ist die Stadt 
der Vielfalt und soll es bleiben. Internationalität begreifen wir als Schlüssel für die Entwicklung 
Kölns zu einer europäischen Metropole, die sich Besuchern und Gästen aus aller Welt als hervor-
ragender Gastgeber zeigt.

Heimatstadt

Köln ist
unsere

Veedelsbezeichnung auch für die Innen-
stadt
Die Kölner Veedel und ihre Namen sind identitäts-
stiftend in einer wachsenden Millionenstadt und 
auch Ausdruck für Heimat. In ganz Köln haben sich 
offiziell die Veedelnamen durchgesetzt, nur in der 
Innenstadt hält die Stadtverwaltung an den alten, 
preußischen „Verwaltungeinheiten“ Altstadt Nord 

und Süd sowie Neustadt Nord und Süd fest. Wir 
wollen auch in der Innenstadt den Veedeln ganz 
offiziell ihre Bezeichnungen wie Belgisches Vier-
tel oder Kunibertsviertel geben und haben eine 
entsprechende politische Initiative gestartet. Die 
Verwaltung soll ein Bürgerbeteiligungsverfahren 
einleiten, um die Veedelsbenennungen in der In-
nenstadt umzusetzen.

Karneval als Ausdruck Kölner Lebens-
freude und von Zusammenhalt
Der Kölner Karneval bringt die unterschiedlichs-
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ten Menschen unter dem Banner der Kölner Le-
bensfreude zusammen. Gerade sein integrativer 
Charakter erfüllt eine wichtige Funktion in einer 
vielfältigen Stadtgesellschaft, die es zu stär-
ken gilt. Darum wollen wir Initiativen, die den 
Karneval an Kitas, Schulen und in den Veedeln 
organisieren, fördern. Vereine, die Umzüge sowie 
Karnevalssitzungen durchführen und unter Aufla-
gen, Gebühren und Genehmigungsgutachten bis 
hin zur Aufgabe leiden, soll die Stadt ebenso wie 
ehrenamtlich Engagierten unbürokratisch helfen. 
Karneval verstehen wir als ein Stück Heimat im 
besten Sinne. Darum unterstützen wir auch das 
Festkomitee Kölner Karneval bei seiner Suche 
nach einem neuen attraktiveren Standort für das 
Kölner Karnevalsmuseum in der Innenstadt.

Die kölsche Sprache pflegen und fördern
Viel zu lange war es verpönt, Kölsch zu sprechen. 
Das hat sich gerade auch durch die vielen populä-
ren Kölsch singenden Bands geändert, doch im All-
tag verschwindet die Kölsche Sprache immer mehr. 
Wir wollen unseren Dialekt wieder mehr pflegen 
und fördern, indem die Vermittlung an Schulen und 
anderen Institutionen unterstützt wird.

Wir wollen ein weltoffenes und tolerantes Köln. 
Individualität, Pluralismus, kulturelle und religiö-
se Vielfalt bereichern unser Zusammenleben. Für 
uns Freie Demokraten ist gelingende Integration 
ein wesentlicher Schlüssel für die gemeinsa-
me Entwicklung unserer Stadtgesellschaft in 
Wohlstand und Demokratie. Integration ist keine 
Einbahnstraße. Eine offene und pluralistische 
Gesellschaft kann nur gelingen, wenn das eth-
nische und kulturelle Anderssein akzeptiert wird. 
Andererseits kann eine offene und pluralistische 

Gesellschaft nur gelingen, wenn Zugewanderte 
keine Parallelgesellschaften bilden. Seit Jahr-
zehnten kommen Menschen aus dem Ausland zu 
uns, um in Deutschland eine Zukunft für sich und 

ihre Familien aufzubauen. Viele sind als gesuchte 
Arbeitskräfte angeworben worden und leben seit 
Jahrzehnten mit ihren Familien in Köln. Andere 
sind vor Krieg und Vertreibung geflohen.

Geflüchtete Menschen menschenwürdig 
unterbringen
Für uns Freie Demokraten ist es eine humanitä-
re Verpflichtung, Menschen, die vor Verfolgung, 
Terror oder Krieg flüchten, Schutz zu bieten. Ge-
flüchtete Menschen, die zu uns kommen, müssen 
menschenwürdig untergebracht werden. Wir set-
zen uns für eine dezentrale Unterbringung ein, die 
sich an den städtischen Leitlinien orientiert, das 
heißt, dass nicht mehr als 80 Personen an einem 
Standort leben.

Im Jahr 2015 kamen Hunderte von geflüchteten 
Menschen in unsere Stadt. Sie fanden keine ad-
äquate Unterkunft und mussten sogar in Turnhallen 
untergebracht werden. Diesen Zustand gilt es künf-
tig zu verhindern. Wir benötigen Unterbringungska-
pazitäten, die als Reserve dienen, falls wieder mehr 
geflüchtete Menschen in unsere Stadt kommen.

Städtische Flüchtlingsunterkünfte sollten mit 
entsprechenden Breitbandanschlüssen ausge-
stattet werden, damit die Geflüchteten im Kon-
takt zu den Angehörigen in ihren Heimatländern 
bleiben können.

Integration

ihre Familien aufzubauen. Viele sind als gesuchte 



75

Integration von Geflüchteten mit Bleibe-
recht
Ehrenamtlich Engagierte waren und sind eine 
hervorragende Unterstützung bei der Integration 
von Geflüchteten, sei es im Sportverein oder bei 
der Hausaufgabenhilfe. Kindergärten und Schulen 
spielen für die Integration von Flüchtlingskindern 
eine zentrale Rolle. Für diese Aufgabe braucht es 
aber neben dem ehrenamtlichen Engagement vor 
allem Lehrkräfte sowie Erzieherinnen und Erzieher.

Wer bei uns arbeiten und seinen Lebensunter-
halt verdienen möchte, soll daran nicht durch Ar-
beitsverbote gehindert werden. Ganz im Gegenteil: 
Voraussetzung für ein dauerhaftes Bleiberecht ist 
die Bereitschaft, sich in unsere Gesellschaft und 
den Arbeitsmarkt zu integrieren.

Mehr frühkindliche Sprachförderung und 
bilinguale Kindergärten
Die Forschung zur Mehrsprachigkeit hat deutlich 
herausgearbeitet, dass für Kinder, die Deutsch 
als Zweitsprache erwerben, die richtige Beherr-
schung der Muttersprache eine wichtige Vor-
aussetzung ist. Wir möchten, dass diese Kinder 
zwei Sprachen gut beherrschen und nicht beide 

schlecht oder mittelmäßig. Diese Förderung 
muss so früh wie möglich erfolgen. Wir fordern 
deshalb den Ausbau von herkunftssprachlich- 
bilingualen Kita-Gruppen.

Vielfalt im öffentlichen Dienst fördern
Die Vielfalt unserer Gesellschaft sollte sich auch 
in der personellen Struktur des öffentlichen Diens-
tes widerspiegeln. Leider nehmen viele Menschen 
mit Migrationshintergrund einen Beruf im öffentli-
chen Dienst nicht als Möglichkeit für sich selbst 
wahr. Eventuelle Hemmschwellen müssen mit 
gezielten Werbeaktionen – auch an Kölner Schu-
len – abgebaut werden. Es kommt auf individuelle 
Befähigung an, nicht auf die Herkunft!

Fest der Kulturen
Wir Freien Demokraten regen ein Fest der Kultu-
ren an. Es soll ein Familienfest sein, in dem sich 
die vielen Kulturen in Köln präsentieren können 
und für die Kölnerinnen und Kölner erlebbar wer-
den. Denkbar wäre es, ein solches Fest wechselnd 
in unterschiedlichen Stadtbezirken stattfinden zu 
lassen. Gerade die lokale Vielfalt soll sichtbar 
werden.

Förderung von Integrationsprojekten in 
Vereinen
Viele Vereine in Sport, Brauchtum und anderen 
Ausrichtungen sind wichtige Knotenpunkte für 
den sozialen Zusammenhalt. Oft existieren für 
Zugewanderte aber Hemmschwellen, die den Ver-
einen selbst häufig gar nicht bewusst sind. Wir 
setzen uns dafür ein, dass die Stadt Beratungsan-
gebote für eine interkulturelle Öffnung von Verei-
nen anbietet, an die sich die dort Aktiven wenden 
können. Die Auszeichnung von Best-Practice-Bei-
spielen kann hier als beispielgebende Anregung 
dienen.

Unterstützung von Migrantenselbstorga-
nisationen strukturell ausbauen
In Köln gibt es über 100 Migrantenselbstorganisa-
tionen. Das ist ein starker eigenständiger Beitrag 
für eine gelingende Integration. Wir regen an, 

schlecht oder mittelmäßig. Diese Förderung 
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diese Strukturen durch einen Verbund zu stärken. 
Dies soll dem Austausch untereinander dienen 
und auch die weitere Vernetzung mit der Stadtge-
sellschaft erleichtern. Eine solche Verbundstruk-
tur sollte vom neu geschaffenen Amt für Integra-
tion und Vielfalt unterstützt und begleitet werden.

Besuch von Integrationskursen verein-
fachen
Um den Besuch von Integrationskursen für junge 
Mütter zu vereinfachen, sollten Kinderbetreu-
ungsangebote zu einer ausreichenden Anzahl von 
Kursen angeboten werden. Die Stadt sollte hier im 
Rahmen des VHS-Angebotes mit gutem Beispiel 
vorangehen.

Leider werden auch Integrationskurse von Or-
ganisationen angeboten, deren Abschlüsse von 
den zuständigen Ämtern nicht akzeptiert werden. 
Dann ist viel zeitlicher und finanzieller Aufwand 
vergebens gewesen. Oft ist dies für Neuangekom-
mene ohne ausreichende Kenntnisse der Sprache 

und des Kurssystems nicht ersichtlich. Wir for-
dern deshalb die Einrichtung eines Gütesiegels 
für Integrationskursangebote.

Initiativen wie „Stadtteileltern“ und 
„Integrationslotsen“ ausbauen und 
systematisieren
Gelingende Integration ist nicht nur eine Frage der 
Bereitschaft der Neuankommenden, sondern auch 

eine der Chancen und Möglichkeiten, die unsere 
aufnehmende Gesellschaft bietet. Einen wichtigen 
Beitrag können hier schon integrierte Zuwander-
innen und Zuwanderer leisten, weil sie aus ihrer 
Erfahrung besonders glaubwürdige Helfer und Un-
terstützer sein können. Den Aufbau solcher Unter-
stützungsstrukturen, wie es Projekte wie „Stadt-
teileltern“ oder „Integrationslotsen“ darstellen, 
sollten wir systematisieren und ausbauen.

Haus der Einwanderungsgesellschaft
Schon seit vielen Jahrzehnten engagiert sich Do-
mid e.V. für die Dokumentation und Erforschung 
der Einwanderungsgeschichte in Köln. Inzwischen 
ist daraus eine bundesweit bedeutsame Einrich-
tung geworden. Wir freuen uns sehr, dass der 
Bund und das Land NRW sich für Köln als Stand-
ort für ein Haus der Einwanderungsgeschichte 
entschieden haben. Mit der Industriehalle in Kalk 
ist auch ein guter Standort gefunden, den die 
Stadt Köln einbringen will. Wir unterstützen Idee 
und Standort und wollen mit Land und Bund eng 
für die Realisierung zusammenarbeiten.

Kampf gegen Rassismus, Antisemitismus 
und Islamfeindlichkeit
In unserem Land werden Menschen aufgrund ih-
res Aussehens oder ihrer Religionszugehörigkeit 
immer wieder ausgegrenzt und auch bedroht. 
Rechtspopulistische Stimmungsmache und ver-
bale Angriffe bedrohen das gesellschaftliche 
Miteinander, weil vermeintlich im Namen der 
Deutschen gegen Minderheiten gehetzt wird. 
Unsere muslimischen Mitbürgerinnen und Mit-
bürger sind in besonderer Weise ausländerfeind-
lichen Vorurteilen ausgesetzt. Der Islam wird 
von Rechtspopulisten als Feindbild genutzt und 
rassistisch aufgeladen. Diese Entwicklung fand 
ihren letzten Höhepunkt in den Mordanschlägen 

und des Kurssystems nicht ersichtlich. Wir for
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in Hanau. Wir akzeptieren nicht, dass Menschen 
wegen ihrer Religion, ihrer Herkunft oder wegen 
ihres Aussehens diskriminiert, angefeindet oder 
bedroht werden.

Leider ist auch der Antisemitismus ein wach-
sendes Problem. Wir müssen feststellen, dass er 
75 Jahre nach dem Ende des mörderischen Ver-
nichtungszuges der Nationalsozialisten gegen das 
europäische Judentum nie ganz verschwunden 
war und sogar wieder zugenommen hat. Unsere 
jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger fühlen 
sich zunehmend bedroht. Die Zuwanderung aus 
Ländern, in denen der Hass auf Juden und Isra-
el zur Staatsräson gehört, trägt einen Teil zum 
veränderten Klima bei. Rechtspopulistischer An-
tisemitismus, der zuletzt in mehreren Anschlägen 
gipfelte, ist für das gesellschaftliche Miteinander 
aber das viel bedrohlichere Element. Wir stehen 
fest an der Seite unserer jüdischen Mitbürgerin-
nen und Mitbürger.

Für uns Freie Demokraten ist glasklar, dass wir 
Rassismus, Antisemitismus und Islamfeindlich-
keit keinen Zentimeter Raum geben wollen.

Aufklärung gegen Alltagsrassismus
Die Stadt Köln muss sich gut sichtbar gegen Ras-
sismus stellen und für die Betroffenen deutlich 
Stellung beziehen, damit deutlich wird, dass die 
Kölnerinnen und Kölner in großer Mehrheit an ih-
rer Seite stehen. Wir fordern dafür eine konstante 
Kampagne für Toleranz und gegen Ausgrenzung, 
die fest zum Erscheinungsbild der Stadt gehören 
soll. Nicht als einmalige Aktion, sondern immer!

Bildung gegen Rassismus
Vorurteile sind der Nährboden für Rassismus und 
sie basieren oft auf Unkenntnis. Aufklärung ge-
lingt am besten in direkter Begegnung. Deshalb 
unterstützen wir Bildungsprojekte wie z.B. das 
Projekt Brückenbauer. Hier werden Schülerinnen 

und Schüler sowie Lehrkräfte dabei unterstützt, 
durch gegenseitiges Kennenlernen und Verstehen, 
gegen Rassismus und Diskriminierung aktiv vor-
zugehen.

Religiöse Vielfalt wertschätzen und 
sichern
Das Bekenntnis zur religiösen Vielfalt verlangt, 
dass wir Menschen unterschiedlichen Glaubens 
ermöglichen, ihren Glauben in der Praxis offen 
und angstfrei auszuüben. Das erschöpft sich 
nicht in einer Vorzeigemoschee. Die Stadt Köln 
soll Religionsgemeinschaften bei der Suche nach 
würdigen Räumlichkeiten aktiv unterstützen und 
sensibel auf Sicherheitsbedürfnisse reagieren.

Muslimische Bestattungen ermöglichen
Jeder Religion soll das Recht eingeräumt wer-
den, ihre eigenen Rituale pflegen zu können. In 
Köln leben viele muslimische Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Wir wollen, dass die Stadt Köln privat 
betriebene islamische Friedhofsflächen in Köln 
zulässt, auf denen nach muslimischen Ritus be-
stattet werden kann.

Prävention und Aufklärung zu Antisemi-
tismus an den Schulen
Von Schulhöfen wird berichtet, dass ‚du Jude‘ 
wieder zum verbreiteten Schimpfwort wird. Wir 
fordern die Schulleitungen und die Kollegien auf, 
strikt gegen diese Entwicklung vorzugehen. Dazu 
bedarf es der Unterstützung durch die Schulver-
waltung. Das Thema Antisemitismus muss an 
Schulen präventiv bearbeitet werden. Neben der 
Aufklärung über die nationalsozialistischen Ver-
brechen ist eine positive Vermittlung jüdischen 
Lebens in Deutschland wichtig. Dazu sollte in 
Kooperation mit der Jüdischen Gemeinde ein sys-
tematisches Besuchs- und Austauschprogramm 
entwickelt werden.
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Die Sicherheit jüdischer Einrichtungen 
gewährleisten
Es ist bedauerlich, aber leider notwendig, jüdi-
sche Einrichtungen in besonderer Weise gegen 
Übergriffe zu sichern. Die jüdischen Gemeinden 
tun selbst viel für ihre Sicherheit, allerdings dür-
fen wir sie damit nicht allein lassen. Gerade unter 

dem Eindruck des Attentats von Halle müssen die 
Maßnahmen überprüft und evtl. verstärkt werden. 
Wir Freie Demokraten stehen für die Sicherheit 
unserer jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger 
ein und werden dort niemals Abstriche machen.

Israelbezogenen Antisemitismus be-
kämpfen
Judenfeindlichkeit erscheint auch immer häufiger 
im Gewand des israelbezogenen Antisemitismus. 
Anders als punktuelle Kritik an israelischem 
Regierungshandeln ist “Israelkritik” in ihrer Pau-
schalität antisemitisch, weil das Existenzrecht 
Israels in Frage gestellt wird. Das ist für uns Freie 
Demokraten inakzeptabel. Wir bekräftigen, dass 
insbesondere die BDS-Bewegung in Köln keine 
öffentlichen Räume zur Verfügung gestellt be-
kommen darf.

Köln ist offen für vielfältige Lebensentwürfe. Ob 
sexuelle Orientierung und Identität, religiöses 

Bekenntnis und Praxis, oder körperliche Beson-
derheiten – wir möchten in einer toleranten und 
inklusiven Stadtgesellschaft leben. Dafür reicht 
es nicht, einfach auf das kölsche Motto „Jeder 
Jeck is anders“ zu setzen, sondern es braucht 
die aktive Bekämpfung von Diskriminierung und 
Benachteiligung aller Art! Wir setzen uns für die 
Anerkennung und Wertschätzung von selbstge-
wählten Lebensentwürfen und angeborenen Iden-
titäten ein. Niemand darf für seine Individualität 
angefeindet oder ausgegrenzt werden. Politik für 
Diversität ist aber nicht nur eine Sorge um Min-
derheiten, es geht um die Wertschätzung aller 
Menschen - und betrifft somit jeden von uns!

Diversity-Konzept weiterentwickeln
Die Stadt Köln ist mit dem Diversity-Konzept, 
das 2016 verabschiedet wurde, einen wichtigen 
Schritt in Richtung eines ganzheitlichen Diver-
sity-Managements gegangen. Wir fordern nun 
eine Evaluation unter Einbeziehung der betrof-
fenen Gruppen. Das Amt für Vielfalt soll einen 
entsprechenden Prozess initiieren und begleiten. 
Wir wollen, dass weiter an einer vollumfänglichen 
Umsetzung des Konzepts in allen Bereichen unse-
rer Stadt gearbeitet wird. Wir wollen politisch da-
für arbeiten, dass sich Menschen in Köln frei ent-
falten können und in unserer Stadt sein können, 
wer sie sind. Dazu gehört unter anderem, dass wir 
die Situation von transsexuellen, transgender und 
intergeschlechtlichen Menschen verbessern wol-
len, indem zum Beispiel in städtischen Formula-
ren alle Geschlechter berücksichtigt werden oder 
auch indem Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
städtischen Kliniken sowie der Rettungsdienste 
vermehrt geschult und für die Situation dieser 
Menschen sensibilisiert werden.

Die LSBTIQ*-Community macht Köln aus
Wir freuen uns, dass Köln attraktiv für die LSB-

dem Eindruck des Attentats von Halle müssen die 

Diversität
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TIQ*-Community ist – laut einer Studie der Stadt 
Köln aus dem Jahr 2019 sind 10,6 % der Kölne-
rinnen und Kölner lesbisch, schwul, bisexuell, 
transgender, intergeschlechtlich oder queer. Das 
spricht für die tolerante Atmosphäre Kölns, ist 
aber auch Verpflichtung. Wir wollen, dass Köln 
seine internationale Bekanntheit als „Rainbow 
City“ ausbaut, denn die Community trägt wesent-
lich zur Außenwahrnehmung Kölns als weltoffene, 
tolerante und vielfältige Stadt bei. Der CSD sowie 
der mittlerweile fest in Köln verankerte Come-To-
gether-Cup können sich unserer Unterstützung 
sicher sein, aber auch abseits dieser Flaggschiffe 
geht es uns um die Anerkennung unterschiedli-
cher sexueller Ausrichtungen und geschlecht-
licher Identitäten. Wir wollen Beratungszentren 
– zum Beispiel das Rubicon oder das Anyway – 
für Familien und Jugendliche weiter stärken und 
ausbauen. Wir wollen die Aufklärungsarbeit an 
Schulen weiter vorantreiben sowie für die bereits 
vorhandenen Angebote in der Stadt Köln werben 
und diese finanziell (weiter) unterstützen, etwa 
die Fachstelle für Lesben, Schwule und Transgen-
der in der Stadtverwaltung, den KLuST, SC Janus, 
Centrum Schwule Geschichte, Regenbogenfamili-
en Köln und die Aidshilfe Köln. Um ein Zeichen zu 
setzen, fordern wir LSBTIQ*-Ampeln, wie sie sich 
zum CSD am Heumarkt befinden, an ausgewähl-
ten Ampeln im ganzen Stadtgebiet.

Interreligiösen Austausch verstärken mit 
einem „Tag der Religionen“
Der bereits etablierte Rat der Religionen ist ein 
wichtiges Instrument. Der gemeinsame Aus-
tausch führt zu Achtung und Akzeptanz. In einer 
Zeit, in der religiöse Differenzen wieder politisiert 
werden und für Ausgrenzung und Diffamierung 
genutzt werden, müssen wir das gemeinsame 
Gespräch in der offenen und demokratischen Ge-
sellschaft pflegen. Gegen Antisemitismus, Antiis-

lamismus und alle religionsbezogene Hetze hilft 
auch besseres Kennenlernen. Wir Freie Demokra-
ten möchten diesen Prozess stärken und schlagen 
deshalb einen „Kölner Tag der Religionen“ vor. In 
öffentlichen Veranstaltungen soll religiöse Viel-
falt erklärt und erlebbar werden. Die Stadt Köln 
soll als neutrale Instanz des Gemeinwesens den 
gemeinsamen Bezugspunkt und eine organisato-
rische Plattform bilden.

Das Ehrenamt ist eine wichtige Säule für den 
Zusammenhalt in Köln. Das hat sich beim großen 
Zustrom Geflüchteter besonders gezeigt und gilt 
auch für viele Initiativen unterhalb der medialen 
Wahrnehmung. In sozialen Einrichtungen, im 
Sport oder der Kultur wäre Vieles ohne das En-
gagement von Ehrenamtlern nicht denkbar. Wir 
finden, dass dies Anerkennung und Unterstützung 
verdient.

Digitale Plattform für das Ehrenamt
Wir schlagen deshalb eine digitale Plattform für 
das Ehrenamt vor. Dort sollten Suchanfragen 
gestellt und Angebote gemacht werden können. 
So können Bedarfe und Bereitschaft zum En-
gagement auf direktem Weg zusammengeführt 
werden. Diese Plattform sollte mit dem Interne-
tauftritt des Kölner Ehrenamtspreises verknüpft 
werden, um so dem gesamten Thema zu mehr 
Sichtbarkeit zu verhelfen.

Ehrenamtskarte ausbauen
Die Ehrenamtskarte ist eine großartige Anerken-
nung für das ehrenamtliche Engagement. Wir 
möchten sie mit attraktiven Erweiterungen zu ei-
nem echten Anreiz für Engagement machen. Auch 

Ehrenamt
fördern
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dazu bietet sich die digitale Ehrenamtsplattform 
an. Dort könnte ein Guthaben von Ehrenamtspunk-
ten erworben werden, das dann nach Verfügbarkeit 
in angeschlossenen Institutionen eingelöst werden 
könnte, z.B. in Museen, Theatern oder Sportveran-
staltungen.

Als von den Römern gegründete Stadt liegt Köln 
Internationalität in den Genen, und von den Ta-
gen als Hansestadt bis zur modernen Zuwande-
rung hat Köln immer weit über seine Stadtgren-
zen hinaus gewirkt und ausgestrahlt. Genauso 
scheint aber auch eine Selbstbezogenheit, die 
nicht viel vom Rest der Welt wahrnimmt, zum 
Wesen unserer Stadt zu gehören. Zwischen die-
sen beiden Polen gilt es einen Ausgleich herzu-
stellen. Dafür gibt es deutlich mehr in Richtung 
internationale Anschlussfähigkeit zu tun als 
umgekehrt.

Pflege der Städtepartnerschaften deut-
lich ausbauen
Die vielen Partnerschaften Kölns mit anderen 
Städten auf der ganzen Welt bieten eine großar-
tige Chance, die Perspektiven zu erweitern und 
Vorurteile abzubauen. Diese Chancen müssen 
viel engagierter ergriffen werden. Die Vereine, 
die sich mit viel ehrenamtlichem Engagement 
um die Pflege der Beziehungen zu ihren Partnern 
kümmern, müssen besser unterstützt werden. 
Mit der Gründung des gemeinsamen Daches 
“Cologne Alliance” hat die Szene einen guten 
Schritt in diese Richtung unternommen. Nun ist 
es an der Stadt, mit mehr Mitteln und besserer 
Unterstützung das kulturelle und wirtschaftli-
che Potential dieser Netzwerke zu heben.

Mehr Schüleraustausch mit Partnerstädten
Das Kennenlernen neuer Kulturen und die Be-
gegnung mit ihren Menschen ist eine wertvolle 
Erfahrung und bester Garant für eine weltoffene 
und tolerante Haltung. Wir sollten viel Ehrgeiz 
darauf verwenden, gerade unserer Jugend diese 
Möglichkeiten zu eröffnen. Das Netz unserer Part-
nerstädte sollten wir intensiver nutzen. Der Auf-
bau und die Unterstützung direkter Schulkontakte 
muss verstärkt und systematisiert werden.

Köln mehrsprachig machen
Unsere Stadt sollte für Touristen und auch Neu-
bürger zugänglicher werden. Englische Informa-
tionen sollten für Infotafeln im Innenstadtgebiet 
Standard werden. Aber besonders im Netz muss 
die Zugänglichkeit durch Mehrsprachigkeit erhöht 
werden. Relevante Informationen sollten auf Ser-
viceseiten nutzbar sein, die in den Sprachen der 
meisten Besucher und Neubürger verfasst sind, 
und auch als eine “KölnInternational”-App ver-
fügbar sein.

Köln als internationale Marke in Touris-
mus und Wirtschaft ausbauen
Unsere Stadt ist bereits eine Tourismus-Destina-
tion ersten Ranges. Trotzdem sollten mehr An-
strengungen für die Bewerbung Kölns als hoch-
wertigen Kulturstandort  unternommen werden. 
Neben den vielen Tagestouristen muss deutlicher 
werden, dass Köln als Ziel für mehrtägige Besu-
che attraktiv ist. Ein entsprechendes Image kann 
auch Auswirkungen auf die Wahrnehmung unse-
rer Stadt als Standort für die Ansiedlung hoch-
wertiger Arbeitsplätze haben. Attraktivität des 
Standortes wird ein zunehmend wichtiges Argu-
ment in international orientierten Arbeitsmärkten.

Internationale
Perspektiven
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Die Stadt, die rechnen kann

Politik muss gestalten, sie muss die Dinge so anpacken, dass sie funktionieren und finanzierbar 
sind. Wir brauchen eine Politik, die an nachfolgende Generationen denkt und so Verantwortung für 
die Zukunft übernimmt. Deshalb muss Köln aufhören, von seiner Substanz zu leben. Wir fordern 
einen ausgeglichenen Haushalt, die schwarze Null für Köln! Umso wichtiger ist es, Projekte seriös 
zu kalkulieren und zügig durchzuführen.

Die Kapazitäten der städtischen Verwaltung müssen auf die Aufgaben konzentriert werden, die 
für das Funktionieren unseres Gemeinwesens wichtig sind. Die Stadt muss sich nicht um alles 
kümmern, aber was sie macht, muss sie gut machen.

Solide Finanzen eröffnen Handlungsspielräume. 
Das gilt für einen privaten Haushalt genauso wie 
für den städtischen Haushalt. Zu hohe Schulden 
hingegen schränken diese Freiheit ein. Ein gut 
geführter Haushalt zeichnet sich zudem durch 
Transparenz aus, was insbesondere bei einem 
öffentlichen Haushalt das gute Recht der Bürge-
rinnen und Bürger ist. Denn es ist schließlich ihr 
Geld, ihre Abgaben, Gebühren und Steuern, das 
die Stadt Köln ausgibt.

Angesichts der Höhe des Kölner Haushalts – 
über 5 Mrd. Euro – und der Höhe der Schulden ist 
der Mangel an Projektmanagement, Controlling, 
Transparenz und richtlinienkonformer Finanz-
buchhaltung nicht nachvollziehbar. Noch schwie-
riger und unübersichtlicher machen es die Tatsa-
chen, dass es an fachlich qualifiziertem Personal 
sowohl in der Kämmerei als auch in den Ämtern 
mangelt und dass die Stadt Köln an über 100 Un-
ternehmen direkt oder indirekt beteiligt ist.
Die Kölner Freien Demokraten wollen mehr 
Transparenz im Haushalt der Stadt Köln, deren 

Finanzen
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Buchführung die Richtlinien der Finanzbuchhal-
tung befolgt. Wir treten für einen ausgeglichenen 
Haushalt sowie den Abbau der Schulden und Un-
ternehmensbeteiligungen ein. Köln soll sich auf 
seine Kernaufgaben konzentrieren und in der Lage 
sein, diese im Sinne der Kölnerinnen und Kölner 
gut und nachhaltig zu lösen.

Steuerverluste durch die Corona-Pande-
mie: Ausgaben auf den Prüfstand stellen
Die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
wirken sich 2020 und 2021 auch sehr stark auf 
den städtischen Haushalt aus. Die Einnahmen aus 
fast allen Steuerarten fallen geringer aus als im 
Haushalt geplant. Ein kurzfristiger Ausgleich ist 
nicht möglich. Ebenso wenig kann es eine radi-
kale Ausgabenkürzung geben. Viele Positionen im 
Haushalt der Stadt Köln sind gesetzlich vorgege-
ben, andere sind zum Erhalt der Vielfalt in allen 
Bereichen notwendig. Wir kommen deshalb nicht 
darum herum, die Verschuldung kurzfristig zu er-
höhen. Dennoch muss die Lage auch ein Anlass 
sein, alle Ausgaben auf den Prüfstand zu stellen. 
Teure Prestigeprojekte wie zum Beispiel die His-
torische Mitte können wir uns nicht mehr leisten.

Zentrale Buchführung für die städtische 
Finanzwirtschaft
Seit 2008 hat Köln bei der Haushaltsführung die 
unternehmerische Rechnungslegung (doppelte 
Buchführung) eingeführt. Seitdem führte jede 
Prüfung des Jahresabschlusses zu so gravieren-

den Einwendungen, dass das Testat der Prüfung 
nur eingeschränkt erfolgen konnte. Der Grund 
dafür ist, dass die Stadt Köln über zu wenig aus-
reichend ausgebildetes Personal für die Buchhal-
tung verfügt. Das führt zu Einbußen in der Qualität 
der Buchführung und teilweise erheblichen Rück-
ständen, ferner zu fehlender Buchführung, die lo-
gischerweise Auswirkungen auf die Aussagen des 
Jahresabschlusses haben. Von den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Buchführung kann da-
her bei der Stadt Köln nicht gesprochen werden. 
Durch die dezentrale Rechnungslegung fehlen zu-
sätzlich häufig die Informationen, um Korrekturen 
vorzunehmen.

Wir wollen, was das Rechnungsprüfungsamt 
schon seit langem fordert: eine zentrale Buch-
haltung mit entsprechend geschultem Personal. 
Dazu ist die finanzbuchhalterische Aus- und Fort-
bildung der städtischen Mitarbeiter der Kämmerei 
und der einzelnen Ämter zu ändern und zu ergän-
zen mit dem Ziel, Fachkräfte für die Finanzbuch-
haltung in der Kämmerei einzusetzen. Als Über-
brückungsmaßnahme ist es erforderlich, externe 
Mitarbeiter mit der entsprechenden Ausbildung 
einzustellen. Nur so ist die zeitnahe Umstellung 
der Maßnahme zu gewährleisten.

Ausgaben im städtischen Haushalt als 
Pflicht- bzw. freiwillige Leistungen der 
Stadt ausweisen
Die Darstellung der Ausgaben im städtischen 
Haushalt ist intransparent.

Wir wollen, dass im städtischen 
Haushalt ausgewiesen wird, welche 
Ausgaben Pflichtleistungen und 
welche Ausgaben freiwillige Leis-
tungen sind. Es bedarf der klaren 
Differenzierung zwischen Leistun-
gen, die der Stadt unabänderlich 
durch Bundes- oder Landesrecht 
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auferlegt sind, und den freiwilligen Leistungen, 
um erkennbar zu machen, an welchen Stellen 
kommunalpolitisch Änderungen überhaupt mög-
lich sind.

Überprüfung aller freiwilligen Leistungen 
der Stadt
Die Stadt verpflichtet sich zu einer Vielzahl 
freiwilliger Leistungen. Die damit verbundenen 
Kosten sind ebenso wenig nachvollziehbar wie 
die verfolgten Ziele und deren Erreichung. Trans-
parenz und Kontrollmöglichkeiten sind heute nur 
unzureichend gegeben.

Wir wollen, dass die städtischen Finanzmittel 
effektiv eingesetzt werden. Dazu bedarf es einer 
transparenten Kontrolle. Wir wollen deshalb 
alle freiwilligen Leistungen der Stadt benennen. 
Hierdurch wird es möglich zu überprüfen, ob die 
Mittel zur Erreichung der Ziele geeignet sind und 
zielgerichtet eingesetzt werden.

Schuldenbremse ins Kölner Stadtrecht
Ohne die Corona-Krise hätte es Dank des Einflus-
ses der Kölner FDP ab 2023 einen ausgeglichenen 
Haushalt ohne neue Schulden gegeben. Nach 
Corona müssen wir alles daran setzen, wieder 
zu einem ausgeglichenen Haushalt zu kommen. 
Wir wollen darum die Schuldenbremse im Kölner 
Stadtrecht verankern, damit dies außerhalb von 
Krisenzeiten auch in Zukunft so bleibt.

Jährliche Schuldentilgung in Höhe von 
mindestens 150 Mio. Euro
Die Einnahmen der Stadt sind so hoch wie seit 
Jahrzehnten nicht. Trotz bester wirtschaftlicher 
Gesamtlage führt die Stadt bislang kaum Kredite 
zurück.

Wir wollen eine generationengerechte Fi-
nanzwirtschaft der Stadt. Dazu gehört auch das 
Zurückführen von Verbindlichkeiten, damit nach-

folgende Generationen nicht mit Schulden belas-
tet werden, von denen sie selbst keinerlei Nutzen 
mehr haben.

Städtischer Unternehmensbeteiligungen 
auf den Prüfstand
Wir wollen alle städtischen Beteiligungen auf den 
Prüfstand stellen. Es soll geprüft werden, ob sie 
für die jeweilige Aufgabenstellung notwendig sind 
bzw. der Daseinsvorsorge dienen.

Effektives Projektmanagement und 
Controlling für Investitionen
Die Quote der tatsächlichen Investitionen ge-
genüber den bewilligten ist gleichbleibend 
gering, auch unabhängig von im Haushalt vor-
gesehenen Erhöhungen. Im Ergebnis scheitern 
Investitionen in Zukunftsprojekte nicht an feh-
lenden Mitteln, sondern an den fehlenden Mög-
lichkeiten zu deren effektivem Einsatz. Während 
und nach der Durchführung von Investitionen 
fehlt es bislang an einem effektiven Controlling, 
das Fehlentwicklungen frühzeitig feststellt.

Wir wollen, dass die Stadt für alle Investi-
tionen ein bereits im Planungsstadium begin-
nendes Projektmanagement einführt. Damit 
soll gewährleistet werden, dass bereitgestellte 
Mittel zeitnah und zielgerichtet eingesetzt wer-
den. Etwaige Abweichungen von dem geplanten 
Ergebnis lassen sich nur durch konsequentes 
Controlling so rechtzeitig feststellen, dass 
notwendige Entscheidungen getroffen werden 
können.

Verbesserung des Personaleinsatzes
Der Einsatz städtischer Arbeitnehmerinnen und 

Verwaltung
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Arbeitnehmer ist häufig ineffizient, da Aufgaben 
und deren Priorisierung nicht eindeutig definiert 
und deren Erfüllung nicht fortlaufend gemeinsam 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern kri-
tisch überprüft wird.

Wir wollen eine effiziente Verwaltung. Dazu 
müssen die Strukturen gestrafft und die Aufga-
benerfüllung fortlaufend gemeinsam mit den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern überprüft werden.

Budgetierung von Personaleinstellungen, 
Anhebung der Besoldung
Ausgeschriebene Stellen können häufig nicht 
qualifiziert neu besetzt werden, da die Vorgaben 
für die tarifliche Eingruppierung zu engmaschig 
sind. In vielen Bereichen ist die angebotene Ver-
gütung nicht mehr marktüblich.

Wir wollen die Entscheidungskompetenz der 
Ämter für die Neueinstellung von Personal stär-
ken. Hierzu ist für die Besetzung von Stellen nicht 
eine einzelne Stelle auszuschreiben, sondern ein 
Budget für die Besetzung zur Verfügung zu stel-
len. Dabei müssen auch Abweichungen von den 
tariflichen Vorgaben ermöglicht werden, um qua-
lifizierte Mitarbeiter zu gewinnen.

Städtische Gebäudewirtschaft aus- 
gliedern
Öffentliche Bauvorhaben der Stadt – wie z.B. 
Schulbauten – werden viel zu langsam umgesetzt. 
So kann ein benötigter Schulbau vom Beschluss 
bis zur Vollendung bis zu 15 Jahre dauern. Eine 
Kostenplanung kann bei dieser langen Zeitdauer 
gar nicht eingehalten werden. Gleichzeitig fehlt 
das nötige Fachpersonal, da in der privaten Wirt-
schaft mehr gezahlt wird. Wir wollen die Gebäu-
dewirtschaft als GmbH aus der Verwaltung aus-
gliedern und sie damit handlungsfähiger machen.

Die lange Nacht der Bürgerverwaltung
Auch wenn die digitale Bürgerverwaltung unser 
Ziel ist, ist es bis dahin noch ein langer Weg. 
Für den Übergangszeitraum sind die Menschen 
in Köln noch auf persönliche Termine in den 
Meldehallen angewiesen. Die Öffnungszeiten 
der Bürgerzentren decken sich oftmals jedoch 
nicht mit den Arbeitszeiten der Bürgerinnen und 
Bürger. Aus diesem Grund sollte es einmal im 
Monat eine lange Nacht der Bürgerverwaltung 
geben, in der ausgewählte Bürgerzentren bis 23 
Uhr für den Publikumsverkehr geöffnet sind.
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Die digitale, bürgernahe Stadt

Das Leben ist schon kompliziert genug. Da braucht niemand eine Stadtverwaltung, die es noch 
schwieriger macht. Eine digitale Stadt macht Wege zu Behörden überflüssig, weil sie auf E-Ser-
vices setzt, damit die Bürgerinnen und Bürger ihre Angelegenheiten unkompliziert von zu Hause 
aus erledigen können.

Eine digitale Stadt macht es sich aber auch selbst einfacher, weil sie ihre Prozesse effizienter ge-
staltet. Positionen in Ämtern und städtischen Gesellschaften müssen transparent an die Besten 
vergeben werden. Nur so können die Menschen wieder Vertrauen in den Stadtrat und die Verwaltung 
fassen.

Wir lieben Köln, darum wollen wir Köln noch bes-
ser machen. Wir wollen, dass Köln auch in der 
Zukunft eine attraktive Großstadt ist, an der sich 
andere Städte ein Vorbild nehmen. Besonders im 
Bereich der Digitalisierung bietet eine Stadt wie 
Köln großes Potenzial, das wir noch stärker nut-
zen und ausbauen wollen. Als Millionenstadt ist 
Köln nicht nur das wirtschaftliche Zentrum der 
Region, sondern verfügt ebenfalls über einen rie-
sigen Verwaltungsapparat, der den Vergleich mit 
Bundesländern nicht scheuen muss.

Um die Menge an täglichen Verwaltungsauf-
gaben effizienter und schneller - somit smarter 

und angenehmer - zu erledigen, muss Köln im 
Bereich der Digitalisierung noch weiter gehen. 
Bisherige Projekte erscheinen zwar sinnvoll, doch Bisherige Projekte erscheinen zwar sinnvoll, doch 
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ist die Digitalisierung der Stadt noch lange nicht 
abgeschlossen. In der Zukunft unserer Stadt wer-
den digitale Prozesse noch wichtiger werden. Wir 
sollten uns daher bereits jetzt darauf vorbereiten. 
Wir wollen der Digitalisierung nicht mehr hinter-
herlaufen, sondern diese aktiv gestalten. Lassen 
wir zu, dass unsere Stadt eine Vorreiterposition 
einnimmt und sich andere Städte nach unserem 
Vorbild richten. So steigern wir die Lebensqualität 
der Bürgerinnen und Bürger und helfen gleichzei-
tig den Unternehmen im Wettbewerb einen Schritt 
weiter zu sein.

Unser Ziel lautet:
Köln soll die führende deutsche Stadt der 
Digitalisierung bis 2035 werden.
Um dies zu realisieren wollen wir neue Digita-
lisierungsprozesse anstoßen und bestehende 
Maßnahmen und Projekte konsequenter vorwärts 
bringen. Alle Zuständigkeiten im Bereich der Di-
gitalisierung müssen zentral in einem Dezernat 
zusammengefasst werden.

Welche Bedeutung die Digitalisierung und eine 
digitale Infrastruktur haben, konnten wir an den 
Auswirkungen der Corona-Pandemie sehen. Der 
schnellstmögliche, konsequente Ausbau digitaler 
Möglichkeiten leitet sich für uns auch aus diesen 
Erfahrungen ab.

Unser Leben verändert sich durch die Digitalisie-
rung. Dies passiert nicht nur in der digitalen Welt, 
auch in unserem Alltag spielt die Digitalisierung 
eine Rolle. Wir sehen dort viele Chancen und An-
regungen, wie wir digitales Leben und Stadtleben 
sinnvoll vernetzen können, um den Lebensstan-
dard in Köln für uns alle zu erhöhen.

Digitales Bürgeramt für alle
Wir wollen ein digitales und onlinebasiertes Por-
tal für alle Bürgerinnen und Bürger: ein digitales 
Bürgeramt, in dem die meisten Belange bequem 
via App geregelt werden können. So soll das lang-
atmige Warten in Bürgerbüros endlich der Ver-
gangenheit angehören. Darunter soll zum Beispiel 
die Beantragung eines neuen Personalausweises 
oder eines Führungszeugnisses fallen. Wir glau-
ben fest daran, dass wir bald alle Bürgeranliegen 
von zuhause regeln können – außer der eigenen 
Hochzeit. Gleichzeitig sollen so auch Prozesse 
und Verwaltungsabläufe beschleunigt werden, 
um etwa eine Unternehmensgründung in unter 
24h möglich zu machen.

Damit sich dies auch verwirklichen lässt, soll 
die Stadt Köln einfache, sichere und dabei effek-
tive Verfahren der online Verifizierung nutzen, wie 
sie in vielen online basierten Apps bereits Stan-
dard sind.

Die Verwaltung schneller und effizienter 
machen
Viele Verwaltungsschritte sollen durch Digi-
talisierung schneller, effizienter und damit für 
alle angenehmer gemacht werden. So soll u.a. 
die Anmeldung einer Demonstration oder eines 
Gewerbes in nur wenigen Minuten und zu jeder 
Zeit möglich sein. Um die Transparenz für die 
Bürgerinnen und Bürger zu erhöhen, soll es on-
line nachvollziehbar gemacht werden, in welchem 
Status der Bearbeitung sich das eigene Anliegen 
befindet.

Auch in der Verwaltung selber sehen wir noch 
viel Potenzial, diese durch die Digitalisierung ef-
fektiver und smarter zu gestalten. Wir wollen in 
Zukunft das Papier ganz aus dem Rathaus und 
allen Ämtern verbannen. Darum fordern wir eine 
sinnvolle und aktuelle Ausstattung aller städti-
schen Ämter und Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

Digitales
Stadtleben
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ter mit angemessenen und modernen digitalen 
Endgeräten. So sollen bis spätestens 2025 alle 
städtischen Ämter nur noch digitale Akten lagern. 
Hierzu muss ein einheitliches und sicheres Cloud-
system geschaffen werden.

Homeoffice auch für die Verwaltung
Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass in Unter-
nehmen viel im Homeoffice erledigt werden kann. 
Dies soll in Zukunft auch für die Verwaltung gel-
ten. Die Stadt muss die Möglichkeiten ausbauen, 
die Arbeit der Ämter ins Homeoffice oder ins mobi-

le Office zu verlagern. Dies spart Büroflächen und 
Wege zur Arbeit. Außerdem ist es in einer Krise ein-
facher, die Arbeit der Verwaltung und in den Äm-
tern der Stadt fortzusetzen, ohne Komplettausfälle 
einzelner Dienststellen hinnehmen zu müssen.

Mehr Transparenz durch Digitalisierung
An zahlreichen Stellen lassen sich durch Digi-
talisierung einige Verbesserungen erzielen, wie 
zum Beispiel durch ein digitales Bauarchiv. Mit 
einem digitalen Bauarchiv können Lagerkosten 
und Zugriffszeiten eingespart werden. Bauanträge 
werden beschleunigt und kostengünstiger. Bürger 
erhalten auf Nachweis (kein öffentlicher Zugriff) 
digitale Kopien der relevanten Genehmigungsun-
terlagen. Die Unterhaltung einer Abteilung zur Or-
ganisation der öffentlichen Akteneinsicht entfällt.

Nicht nur die Verwaltung lässt sich in unseren 
Augen digitalisieren. Auch die Ratsarbeit kann zu 
einhundert Prozent auf Papier verzichten. In Rat 
und Ausschüssen soll grundsätzlich nur noch mit 
digitalen Vorlagen gearbeitet werden.

Köln als Gamingstandort ausbauen
Mit der Gamescom haben wir in Köln nicht nur 
einen Publikumsmagneten, sondern auch einen 
wichtigen Standortfaktor. Daher ist es für uns 
selbstverständlich, dass sich die Stadt für den 
Erhalt der Gamescom in Köln einsetzen muss. 
Aber auch in anderen Bereichen wollen wir Köln 
für Gaming und Unternehmen in diesem Bereich 
attraktiver machen. Bisherige Programme zur 
Wirtschaftsförderung neuer Startups in diesem 
Bereich müssen erhalten bleiben. Aktuelle Rege-
lungen, die Videospiele auf die gleiche Stufe mit 
Glücksspiel stellen und so für starke Restriktionen 
(etwa für Gaming-Bars) sorgen, sind umgehend 
abzuschaffen. Derartige Interessen sollen in Zu-
kunft im Bebauungsplan berücksichtigt werden.

Wir lieben unsere Stadt und wollen, dass die Bür-
gerinnen und Bürger in Köln ihr Leben so leben 
können, wie sie es sich vorstellen. Lange War-
tezeiten in Ämtern oder eine schlechte Internet-
verbindung stören dabei. Köln soll aber auch für 
Unternehmen noch attraktiver werden.

Hundertprozentiges 5G Netz im Stadtgebiet
In der Zukunft, wie wir sie uns vorstellen, sind 
noch mehr Arbeitsprozesse durch die Digitalisie-

Datensicherheit

Digitale
Infrastruktur
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rung geprägt. So können zum Beispiel Produkti-
onsabläufe in der Industrie 4.0 mit Standorten 
auf der ganzen Welt synchronisiert und effizienter 
gemacht werden. Damit Köln auch hier die füh-
rende Stadt wird, fordern wir eine Einhundertpro-
zent-Versorgung mit 5G im gesamten Stadtgebiet. 
Dazu brauchen wir flächendeckende Glasfaser-
versorgung in ganz Köln bis spätestens 2030. 
Diese muss jetzt schon für größere Kapazitäten 
angelegt werden, da der Datenverkehr in Zukunft 
weiter steigen wird. Dies ist in unseren Augen 

nicht nur für die Bürgerinnen und Bürger wichtig, 
denn es trägt zu einem besseren Lebensgefühl in 
unserer Stadt bei. Wir sind außerdem überzeigt, 
dass wir die beste digitale Infrastruktur in Köln 
brauchen, damit wir in Zukunft noch attraktiver 
für Unternehmen werden, für die Digitalisierung 
längst einer der wichtigsten Standortfaktoren 
geworden ist.

Um auch die Lebensqualität in unserer Stadt zu 
verbessern, brauchen wir nicht nur ein schnelles 
Netz in jedem Winkel der Stadt, wir fordern außer-
dem ein ausgebautes Netz freier WLAN-Hotspots 
an allen großen Plätzen der Stadt.

Zusätzlich fordern wir Lademöglichkeiten für 
mobile Geräte in Bussen und Bahnen.

Datenschutz muss beachtet werden
Wir wollen alle Chancen der Digitalisierung nut-
zen, erkennen dabei aber nicht nur ihr Potenzial, 

sondern auch ihre Schwierigkeiten. Das Sammeln 
und Speichern von Daten über Bürgerinnen und 
Bürger muss den allgemeinen Standards der DS-
GVO entsprechen und es muss durch die Stadt si-
chergestellt werden, dass Daten nicht an fremde 
Dritte gegeben werden. Gleichwohl wollen wir die 
Möglichkeiten modernen Datenmanagements und 
Big Data sinnvoll nutzen. So soll die Stadt noch 
stärker als bisher im Zuge ihrer Stadtplanung auf 
moderne Datenanalysen setzen, um so zum Bei-
spiel Verkehr, Bauvorhaben oder Stadtplanung zu 
optimieren. Alle nicht personenbezogenen Daten 
sollen bei Bedarf auch z.B. Forschungsprojekten 
unkompliziert zur Verfügung gestellt werden.

Durch digitale Systeme den Verkehr in 
Köln verbessern
Durch digitale Ideen bieten sich für den Verkehr 
in der Stadt viele neue Perspektiven und Ideen 
an, die es umzusetzen gilt. Wir stellen uns eine 
Stadt vor, deren Verkehrsleitsysteme wirklich in-
telligent sind und durch flächendeckende smarte 
Ampeln und andere Leitsysteme den Verkehr op-
timal lenken. So sollen unnötige Autostandzeiten 
oder Staus vermieden werden, damit weniger 
Feinstaub und Abgase freigesetzt werden. Wün-
schenswert wäre dabei u.a. ein umfassendes 
Parkleitsystem, das via App bequem und einfach 
freie Parkplätze zuweist.

Autonomes Fahren als Zukunftstechnolo-
gie fördern
Als mögliche Technologie der Zukunft betrachten 
wir das autonome Fahren und wollen mit einer 
Teststrecke und intensiver Zusammenarbeit mit 
Hochschulen auch hier führend in der Forschung 
und Anwendung werden. Auch ein ÖPNV, der durch 
autonome Busse auf festen Strecken unterstützt 
wird, kann bei entsprechenden rechtlichen Rah-
menbedingungen eine wertvolle Ergänzung sein. 

nicht nur für die Bürgerinnen und Bürger wichtig, 
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Besonders nachts wäre so eine höhere Taktung 
möglich und viele Veedel ließen sich so besser an 
das Verkehrsnetz in der Nacht anbinden. Denkbar 
wären auch autonome Taxen, die den Verkehr in 
der Stadt deutlich entlasten könnten.

Durch eine Offenheit gegenüber dieser Techno-
logie und der Förderung durch die Stadt können 
mittelfristig neue Unternehmen und Arbeitsplät-
ze in Köln entstehen. In diesem Zuge sollte eine 
Kooperation mit Hochschulen in diesem Bereich 
eingegangen werden, damit Köln der Technolo-
giestandort in unserer Region werden kann.

Autonomes Fahren wird die Mobilität besonders 
in unseren Städten grundlegend verändern. Die 
Stadt sollte die Vertreterinnen und Vertreter der 
Verkehrsanbieter und -initiativen zu einem Bünd-
nis zusammenschmieden, um in dieser Frage eine 
Vorreiterrolle einnehmen zu können.

Smarte Laternen für ein besseres Sicher-
heitsgefühl
Durch smarte Laternen an geeigneten Stellen, die 
(mit einem Sensor ausgestattet) erst dann leuch-
ten, wenn sich Personen in ihrer Nähe aufhalten, 
kann in Zukunft Energie eingespart werden. Durch 
ein vernetztes System und unter Nutzung mo-
derner Datenverarbeitung sind auch Algorithmus 
basierte Laternen denkbar, die dieses Verfahren 
noch weiter optimieren und bereits leuchten, be-
vor sich Personen nähern.

Köln lebte schon immer von dem großen und be-
geisterten Engagement seiner Bürgerinnen und 
Bürger. Durch digitale Tools kann hier mehr Raum 
geschaffen werden, um diese weiter auszubauen. 

Dies macht Prozesse innerhalb der Stadtpolitik 
für alle nachvollziehbarer und fördert den Zu-
spruch gegenüber getroffenen Entscheidungen. 
Aber auch der Rat und die Verwaltung haben die 
Möglichkeit, durch digitale Features ein Mei-
nungsbild der Kölnerinnen und Kölner einzuholen.

Digitale Bürgerbeteiligung ausbauen
Wir fordern für Köln ein breites Angebot an Betei-
ligungsmöglichkeiten. So sollen die Bewohnerin-
nen und Bewohner unserer Stadt stärker noch an 
Haushalts- oder Umsetzungsfragen beteiligt wer-
den. Bereits jetzt gibt es in der Stadt unterschied-
liche Wege für alle Bürgerinnen und Bürger, sich 
an Entscheidungen zu beteiligen. Bestehende 
Beteiligungsformate sollen ausgebaut oder neu 
geschaffen werden.

Das Pilotprojekt zur Bürgerbeteiligung, wel-
ches zurzeit im Ausschuss für Umwelt und in der 
Bezirksvertretung Nippes durchgeführt wird, soll 
bei Erfolg schnellstmöglich auf andere Bereiche 
erweitert werden.

Damit mit Bürgerbeteiligung für jeden Einzel-
nen übersichtlich, verständlich und transparent 
bleibt, soll ein zentrales onlinebasierte Portal 

geschaffen werden, in welchem alle Bürgerbetei-
ligungsmöglichkeiten vereint werden und zusätz-
liche Informationen einen Überblick verschaffen.
In der App sollen auch grundsätzliche Umfragen 
zu kommunalpolitischen Themen durch den Rat 
und die Verwaltung durchgeführt werden, die zwar 
nicht rechtlich bindend sind, jedoch ein Feedback 

Transparenz

Bürgerbeteiligung
und geschaffen werden, in welchem alle Bürgerbetei
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der öffentlichen Meinung an Entscheidungsgre-
mien senden und als Entscheidungshilfe dienen 
können.

Wir wünschen uns auch eine stärkere Transpa-
renz und Mitwirkung aller Bürgerinnen und Bürger 
in den Entscheidungen der Bezirksvertretungen. 
Dort werden viele gute Beschlüsse gefasst, die 
durch öffentliche Priorisierung der Bürgerinnen 
und Bürger in eine Reihenfolge gebracht werden 
können, die dann durch die Verwaltung so abge-
arbeitet werden soll.

Transparenz in Politik und Verwaltung 
erhöhen
Für liberale Kommunalpolitik ist Transparenz we-
sentlich. Sitzungen des Stadtrates sowie seiner 
Ausschüsse sollen per Livestream im Internet 
übertragen werden. Die Aufnahmen sollen in einer 
Mediathek auch nach den jeweiligen Sitzungen 
unbefristet abrufbar sein.

Kommunen sind regelmäßig an Planungs- und 
Zweckverbänden sowie zunehmend an Kapit-
algesellschaften insbesondere an Sparkassen 
beteiligt, in denen für die Bürger weitreichende 
Entscheidungen gefällt werden. Die FDP Köln 
setzt sich daher für regelmäßige Informationen 

der Bürgerinnen und Bürger über die öffentlichen 
Sitzungen dieser Gremien ein und fordert regel-
mäßige öffentliche Diskussionen in den Kom-
munalgremien in zeitlichem Zusammenhang mit 
Gremiensitzungen solcher Gesellschaften.

Wir wollen die Stadtverwaltung dazu ermu-
tigen, eine kommunale Informationsfreiheits-
satzung zu erlassen. Unter Informationsfreiheit 
versteht man die Bestrebung, die Anzahl der ver-
fügbaren öffentlichen Quellen zu erhöhen. Dazu 
werden Ämter und Behörden verpflichtet, Akten 
und Vorgänge zu veröffentlichen und für Bürger 
zugänglich zu machen, um die Transparenz und 
damit die Akzeptanz öffentlichen Handelns zu 
erhöhen, wenn nicht ausnahmsweise die Vertrau-
lichkeit zum Schutz von Dritten gewahrt bleiben 
muss. Auch gerade auf kommunaler Ebene ist 
diese Offenheit gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern erforderlich.

Korruption vorbeugen
Köln ist eine Stadt, in der man sich kennt und 
hilft. Diese grundsätzlich positive Einstellung darf 
jedoch nicht zum eigenen Karrierevorteil auf Kos-
ten der Allgemeinheit ausgenutzt werden. Daher 

Kommunen sind regelmäßig an Planungs- und 
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pochen wir auf strikte Compliance Regelungen, 
die dieses innerhalb der Stadtverwaltung verhin-
dern sollen. Wir betonen dabei die Bedeutung des 
Public Corporate Governance Codex (PCGC) und 
fordern seine Einhaltung. Wo dieser noch nicht 
greift oder nicht ausreicht, muss er sinnvoll über-
arbeitet werden.

Wir fordern, dass bei Neubesetzungen von 
Vorstands- und Geschäftsführungspositionen in 
städtischen Unternehmen zwingend eine Aus-
schreibung unter Beteiligung eines unabhängigen 
Personalberaters erfolgen muss. Die Schaffung 
von Führungspositionen, die Ausschreibung die-
ser Positionen sowie die Auswahl des Personal-
beraters haben zwingend durch Beschluss des 
Aufsichtsrates zu erfolgen und können nicht dele-
giert werden. Bei Neubesetzungen von Positionen 
in Geschäftsleitungsorganen der Stadt soll die 
Muss-Bestimmung, dass die interne Ausschrei-
bung der externen Ausschreibung vorgeht, in eine 
Kann-Bestimmung umgewandelt werden, um fri-
schen Wind in die Verwaltung zu bringen.

Um die generelle Arbeit des Rats transparenter 
zu gestalten, fordern wir ein digitales Videoarchiv 
(analog zum Bundestag), in welchem sich interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger Ratssitzungen zu 
gewünschten Zeitpunkten ansehen können.

Ein Kinder- und Jugendrat für Köln
Kinder und Jugendliche interessieren sich für 
Politik und wollen unsere Stadt gerne aktiv mit-
gestalten. Diesen Wunsch nach Partizipation von 
jungen Menschen teilen wir. Darum wollen wir in 
Köln eine ständige Jugendvertretung in Form eines 
Kinder- und Jugendrates einführen. Hier sollen 
Kinder und Jugendliche die Möglichkeit erhalten, 
durch ein selbstverwaltetes Budget sowie Rede- 
und Antragsrecht in Ausschüssen zu partizipieren 
und demokratische Erfahrungen zu sammeln. Da-
mit das Jugendparlament professionell arbeiten 
kann, sollen durch die Stadt hauptamtliche Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeiter und entsprechende 
Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt werden. Die 
Wahlen für die Mitglieder sollen an den Schulen 
erfolgen, damit gewährleistet ist, dass alle Ju-
gendlichen teilnehmen und keine Einmischung der 
politischen Parteien stattfindet. Es soll darüber 
hinaus sichergestellt werden, dass die Querfinan-
zierung einzelner Jugendfraktionen durch Parteien 
ausgeschlossen ist.

Wer Köln liebt,
macht es besser.



92

Ulrich Breite
für das Mauritius- und Rathenau-
viertel

Maria Tillessen
für die Südstadt und Volksgar-
tenviertel

Stefanie Ruffen
für Griechenmarkt-, Pantaleons-, 
Severins-, Georgsviertel, Rheinau-
hafen

Christian Nüsser
für Deutz und die Altstadt

Ralph Sterck
für das Agnes-, Eigelstein- und 
Ursulaviertel

Robert Wande
für das Aposteln-, Belgisches-, 
Gereons- und Kunibertsviertel

hafen

Niklas Schmickler
für Rodenkirchen, Weiß, Sürth, 
Godorf

Anja Senff
für Marienburg, Rodenkirchen

Lorenz Deutsch
für Bayenthal, Raderberg, 
Raderthal

 Ihr Kandidaten-Team für eine liberale Politik.
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Dr. Kay-Uwe Bartels
für Klettenberg, Sülz

Tobias Arens
für Zollstock

Karl Wolters
für Raderthal, Rondorf, Hahnwald, 
Immendorf, Meschenich

Gerd Kaspar
für Lindenthal, Braunsfeld, 
Müngersdorf

Eva-Maria Ritter
für Lindenthal, Junkersdorf

Martin Osorio Pulido
für Klettenberg, Sülz, Lindenthal

Maria Westphal
für Ehrenfeld

Mark Stephen Pohl
für Weiden, Lövenich, Widdersdorf

Katja Hoyer
für Müngersdorf, Junkersdorf, 
Weiden, Lövenich



94

Dr. Christian Beese
für Neuehrenfeld

Benedikt Lieffertz
für Bickendorf, Vogelsang, Bock-
lemünd/Mengenich

Thomas Bullmann
für Ehrenfeld, Neuehrenfeld

Mark Urmetzer
für Nippes

Biber Happe
für Nippes, Riehl, Niehl

Marlis Pöttgen
für Bickendorf, Ossendorf

Volker Görzel
für Niehl, Longerich

Bettina Houben
für Niehl, Weidenpesch

Emre Dönmez
für Nippes, Mauenheim, Bilder-
stöckchen

 Ihr Kandidaten-Team für eine liberale Politik.
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Jürgen Stöffel
für Merkenich, Blumenberg, Rog-
gendorf/Thenhoven, Worringen

Chantal Schalla
für Fühlingen, Seeberg, Heimers-
dorf, Chorweiler

Joshua Schlimgen
für Lindweiler, Pesch, Esch/Au-
weiler, Volkhoven/Weiler

Elvira Bastian
für Eil, Urbach, Elsdorf, Grengel

Oliver Holsten
für Wahnheide, Wahn, Lind, Libur, 
Zündorf

Daniela Rechberger
für Porz, Zündorf, Langel

Niko Niagkoules
für Humboldt/Gremberg, Vingst, 
Höhenberg

Sylvia Laufenberg
für Poll, Westhoven, Ensen

Martin Ozminski
für Ensen, Gremberghoven, Eil, 
Porz, Finkenberg
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 Ihr Kandidaten-Team für eine liberale Politik.

Christiane Scheffler
für Brück, Rath/Heumar, 
Neubrück

Fardad Hooghoughi
für Höhenberg, Ostheim, Mer-
heim, Neubrück

Seda Öndas
für Humboldt/Gremberg, Kalk
Seda Öndas

Andreas Michalak
für Dellbrück

Torsten Tücks
für Holweide, Dellbrück, Höhen-
haus

Florian Franzen
für Mülheim, Buchforst, Buch-
heim

Dr. Martina Albach
für Mülheim, Stammheim, Flittard  

Klaus Uckrow
für Höhenhaus, Dünnwald

Dr. Rolf Albach
für Mülheim
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 Unser Spitzen-Team für die Bezirksvertretungen.

BV 3 – Lindenthal
Gerd Kaspar

BV 2 – Rodenkirchen
Karl Wolters

BV 1 – Innenstadt
Christian Nüsser

BV 6 – Chorweiler
Joshua Schlimgen

BV 5 – Nippes
Marc Urmetzer

BV 4 – Ehrenfeld
Marlis Pöttgen

BV 9 – Mülheim
Torsten Tücks

BV 8 – Kalk
Fardad Hooghoughi

BV 7 – Porz
Elvira Bastian



Daniela Rechberger (10)

Ralph Sterck (1)

Chantal Schalla (6) Ulrich Breite (5)

Bettina Houben (8) Katja Hoyer (2)
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Ihr FDP-Spitzenteam für den Rat der Stadt Köln

 Unsere Top 10 - Namensliste

Volker Görzel (3)

Stefanie Ruffen (4) Fardad Hooghoughi (9)

Gerd Kaspar (7)
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Wer Köln liebt, macht es besser.
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